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SVEN QUIRING, YVONNE HEIMBÜCHEL, BODO HAß

Liebe Kolleg*innen!

Die vergangenen Wochen haben gezeigt, wie hart die 
politischen Auseinandersetzungen in Hamburg geführt 
werden. Während die Herausforderungen in Schulen, Kitas, 
Hochschulen, Kinder- und Jugendhilfe sowie Weiterbil-
dung wachsen, erleben wir Entscheidungen in die falsche 
Richtung: Kürzungen im Bildungs- und Sozialbereich, 
Angriffe auf inklusive Unterstützung und dann die Wieder-
einführung der Regelanfrage beim Verfassungsschutz für 
Bewerber*innen im öffentlichen Dienst. Das alles ist Aus-
druck einer Politik, die viel von Zukunft spricht, aber an 
den Voraussetzungen für Bildung, Teilhabe und gute Arbeit 
spart. Wir müssen als Gewerkschaft wachsam, laut und 
handlungsfähig bleiben.

Besonders deutlich wird dies bei der Schulbegleitung. 
Was die Schulbehörde als »Anpassung« beschreibt, be-
deutet für viele Schüler*innen mit Behinderungen oder 
besonderem Förderbedarf eine reale Verschlechterung. 
Wenn qualifiziertes Personal künftig nur noch in Ausnah-
mefällen bewilligt werden soll, ist das kein Verwaltungsde-
tail, sondern ein Angriff auf die Qualität inklusiver Bildung. 
Wenn individuelle Unterstützung durch pauschale oder 
gebündelte Lösungen ersetzt wird, geraten diejenigen unter 
Druck, die auf verlässliche Begleitung angewiesen sind. 
Inklusion darf nicht zur Verhandlungsmasse im Haushalt 
werden. Wer bei der Schulbegleitung spart, spart an Teil-
habe, Bildungsgerechtigkeit und am Alltag der Schulen. 
Die Folgen tragen Kinder, Familien, Schulbegleitungen, 
pädagogische Fachkräfte und Lehrkräfte. Eine Politik, die 
Unterstützung erschwert, verschärft die Probleme und 
lässt die Schulen allein. Hamburg braucht nicht weniger, 
sondern mehr qualifizierte Unterstützung.

Auch die Wiedereinführung der Regelanfrage ist ein fa-
tales Signal. Sie stellt Bewerber*innen für den öffentlichen 
Dienst unter Generalverdacht und setzt auf Misstrauen 
statt auf demokratische Überzeugungskraft. Wer sich ge-
sellschaftlich engagiert, darf nicht den Eindruck gewinnen, 
politisches Engagement könne schaden. Demokratie wird 
nicht gestärkt, indem Verantwortung an den Verfassungs-
schutz delegiert wird. Unsere Demonstration gegen die 
Regelanfrage am 16. Juni hat deutlich gemacht: Wir lassen 
diesen Angriff auf Grundrechte und demokratisches 

Engagement nicht unwidersprochen. Wir werden genau 
hinsehen und Betroffene nicht allein lassen.

Der Protest geht weiter! Die DGB-Kundgebung am 3. Juli 
für einen starken Sozialstaat, für gute Arbeit, für Demo-
kratie, für eine offene Gesellschaft und für eine gerechte 
Zukunft für alle macht deutlich: Gute Bildung, Inklusion, 
Teilhabe und gesunderhaltende Arbeitsbedingungen dür-
fen nicht unter Finanzierungsvorbehalt stehen.

Auch der Hamburger Gewerkschaftstag hat gezeigt, wie 
groß der Handlungsdruck ist. Die Delegierten haben unter 
anderem Forderungen zur Entlastung in den Schulen be-
schlossen. Wir haben klare Positionen zur Digitalisierung 
und zur Ausbildung von Lehrkräften bezogen. Diese Aus-
gabe der hlz rückt das dankenswerterweise in den Fokus, 
damit die gewerkschaftlichen Richtungen, Beschlüsse und 
Positionen in der Mitgliedschaft transparent werden und 
weiter diskutiert werden können.

Am Horizont zeigen sich bereits weitere schwerwiegen-
de Themen: die Oberstufenreform, zu deren Entwurf die 
Lehrerkammer bereits eine Stellungnahme vorgelegt hat, 
die Woche der Demokratie im September, die Ergebnisse 
der behördlichen Workshops zur Demokratiebildung – und 
leider weiterhin das Thema ›Sparen, Sparen, Sparen‹. Diese 
Sparpolitik trifft nicht nur die Schulen, sondern wird auch 
für Hochschule, Kinder- und Jugendhilfe und Erwachse-
nenbildung zur massiven Herausforderung.

Liebe Kolleg*innen, diese Auseinandersetzungen ge-
hören zusammen. Es geht um Bildung, Teilhabe, demokra-
tische Rechte und gute Arbeit. Als GEW Hamburg werden 
wir Kürzungen benennen, Verschlechterungen angreifen 
und Verbesserungen einfordern. Fortschritte fallen nicht 
vom Himmel: Sie werden erstritten, durch Solidarität, En-
gagement und eine starke gewerkschaftliche Stimme.
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Eure Redaktion 

Willkommen in antiolympischen Stadtvierteln
Es war ein denkwürdiger Abend: Als die erste Hochrech-
nung veröffentlicht wurde, begann sich die olympische 
Euphorie in der Handelskammer zu verflüchtigen – was für 
ein vielsagender Ort, um als rot-grüner Senat eine Nieder-
lage zu empfangen. Und als dann die letzten Zahlen auf den 
kleinen und größeren Bildschirmen erschienen, da knallten 
Korken in den Hinterhöfen und ertönte Jubel von Balko-
nen, die »Koalition der schlechten Laune« war nun wieder 
unter sich. Dornige Chancen hätte der rot-grüne Senat 
gerne ergreifen wollen, mit bedenklichen Leerstellen in 
der Kostenaufstellung und zeitgleicher Durchsetzung von 
Kürzungen nach unten. 

Klassenpolitisch geht es nicht eindeutiger: Der Speck-
gürtel hat für Olympia gestimmt und die Viertel, in denen 
das meiste Einkommen für Miete, Nahrung und das Nötige 
draufgeht, haben quer durchs politische Spektrum – unab-
hängig von Herkunft, Geschlecht und Bildungsstand –da-
gegen gestimmt. Eine dieser seltenen schönen Nachrich-
ten: Es kann auch gegen ein Millionenetat eine Mehrheit 
mobilisiert werden, die sich nicht von Propaganda ködern 
lässt. Denn wie anders ist eine Politik zu bezeichnen, die 
durch Plakate auf sanfte Weise droht: Hier das Kreuzchen 
für Spiele, sonst kein Brot und keine Almosen. Entweder 
ihr erlaubt uns dieses Weltspektakel oder es wird eng für 
Inklusion und sozialen Wohnungsbau! Dabei waren das die 
Gründe, warum ein rot-grüner Senat einmal gewählt wurde 
– für mehr soziale Gerechtigkeit, für mehr Nachhaltigkeit 
und Inklusion. 

Ein Märchen ist am Anfang schön, aber in dieser lebens-
langen Anstrengung, erwachsen zu werden, müsste sich 
diese antiolympische Mehrheit nun in eine Politik über-
setzen, die endlich die grundsätzlichen Probleme in dieser 
Stadt überhaupt diskutiert: ›Schöner Wohnen‹ für alle, 
Sozial-, Bildungs- und Klimapolitik für alle, was auch heißt: 
ein würdiges Leben für Geflüchtete (Glückwunsch, Andy 
Grote, zur Ehrung als ›Abschiebeminister 2026‹). Quer 
durch all die Bubbles, Milieus und Klassen muss doch als 
Gemeinsames zu organisieren sein, dass wir mehr Kohle, 
mehr freie Zeit, mehr Inklusion und Bildung, mehr Gesund-
heit und Wohlsein brauchen. 

Das große Problem ist nur: Für die regierenden Parteien 
geht es in die genau entgegengesetzte Richtung. Kein Mehr 

an gesellschaftlichen Gütern, sondern ein Infragestellen 
des ›Überhaupt‹: 8-Stunden-Tag, soziale Absicherung, 
Entlastung bei Pflege, gelingende Inklusion durch Schul-
begleitung und Sozialarbeit, Emanzipation durch (Erwach-
senen-)Bildung – das kann und soll alles weg. Stattdessen: 
Mehr Spektakel, mehr Kulturkampf, ob nun gegen linke 
Buchläden oder gegen das ›Stadtbild‹, gegen engagier-
te zivilgesellschaftliche Organisationen oder kritische 
Lehrkräfte. Leistung, Opfer, Pflicht, Konformität der Mitte 
– ziemlich fragwürdige Losungen einer abgehobenen Re-
gierung, die offenkundig die Stimmen all derer nicht ernst 
nimmt, die ihre erkämpften Rechte nicht für ein volkspar-
teiliches ›Weiter so!‹ aufgeben wollen. 

Kürzungen – keine Reformen für die Mehrheit
Diese Koalitionen, ob nun auf Landes- oder Bundesebene, 
nehmen Kürzungen vor, die unsere Bildung, unsere Arbeit 
in all ihren Facetten negativ beeinflussen werden. Es gibt 
weniger Geld, weniger Stellen in all den Betrieben und 
Institutionen, in denen wir nun einmal arbeiten müssen: ob 
in der Jugendhilfe oder Schulbegleitung, in den Universitä-
ten oder Kitas – you name it. Nehmen wir nur als besonders 
tragisches Beispiel jene zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen, die von Bundesförderprogrammen abhängig sind. 
Deren Mittel werden drastisch gekürzt und insgesamt unter 
Extremismusverdacht gestellt, da Bildungsministerin 
Karin Prien (CDU) ohne wirklichen Nachweis behauptete, 
dass all diese Organisationen die »Mitte der Gesellschaft« 
nicht wirklich repräsentierten, eher ein »linksliberales 
Milieu« erreichten. All die Organisationen für die Rechte 
von Geflüchteten, der Betroffenen von Diskriminierungen 
und Gewalt, all die Bildungsinitiativen und Nachmittagsbe-
treuungen parteipolitisch so zu einem ›Problem‹ zu verein-
deutigen, das ist mehr als das Signal an die eigene Klientel, 
bald über mehr Steuergelder für die eigenen Interessen zu 
verfügen. 

Das Bildungsministerium hat eine politische Kampa-
gne in offizielle Politik umgesetzt. Sie begann genau an 
dem rechten Rand des Mainstreams, über Nius ging’s an 
die Springerpresse, nahm in der damaligen CDU/CSU-
Bundestagsfraktion als Kleine Anfrage Gestalt an, in der 
zitierend »eine Schattenstruktur« angegriffen wurde, »die 
mit staatlichen Geldern indirekt Politik betreibt« (Druck-

sache des Bundestages 20/15035). »Schattenstruktur« – die 
deutsche Übersetzung des »Deep State«, die Ausrede für all 
die autoritären Staatslenker*innen, dass ihre Versprechen 
nicht umgesetzt werden könnten, da geheime Kräfte ihr 
so gutes Handeln einfach sabotierten. Ob nun bei Trump 
oder Orban: diese Erzählung legitimierte letztlich autori-
täres Handeln mitsamt der Delegitimierung abweichender 
›Meinungen‹. 

Gegen eine solche Entwicklung innerhalb der etablier-
ten Volksparteien hilft kein Verfassungsschutz, keine 
Polizei und auch kein Militär. Vielmehr werden das die 
Kräfte sein, die auf diese Illiberalisierung der Demokratie 
setzen, sie fördern und gebrauchen werden, um ihre Träu-
me als Friedhofsruhe auszuleben. Aber was bleibt auch 
einer etablierten Politik übrig, wenn die alten Ideologeme 
vom Aufstieg durch Bildung immer massenhafter in der 
Wirklichkeit zerfallen? Dann müssen doch im Ernstfall 
jene repressiven Staatsapparate reibungslos funktionieren, 
die Befehle umsetzen, statt irgendwelche Bauchschmerzen 
und Bedenken zu diskutieren. Dann ist nur leider vor lauter 
Wehrhaftigkeit die Demokratie dahin. Sparen, Demütigen, 
Überwachen, Aufrüsten, Schießen – klingt nach keinem 
Programm gegen Faschisierung, sondern nach fließen-
den Übergängen. Unsere Gegenwehr wird nicht einfacher 
dadurch, dass die Hamburgische Bürgerschaft im Namen 
einer wehrhaften Demokratie nun am 17. Juni die vom 
Senat forcierte Wiedereinführung der Regelanfrage be-
schlossen hat – gegen alle Proteste und Kritik der DGB-Ge-
werkschaften (allen voran der GEW), des Bündnisses gegen 
Berufsverbote und der Jugendorganisationen der Senats-
parteien. 

Wo holst du dir Rat? – Gewerkschaftstag!
Wir organisieren nach diesem Gesetzesbeschluss der Bür-
gerschaft weiterhin Gegenwehr und Kritik, das wurde am 
6. Mai auf dem Hamburger Gewerkschaftstag mit großer 
Mehrheit beschlossen. Dieser Beschluss gegen Berufsver-
bote 2.0 findet sich zusammen mit anderen Beiträgen und 
Stellungnahmen im Schwerpunkt dieser hlz. Wir knüp-
fen hier an die im letzten Jahr neu gestiftete Tradition an, 
unserem höchsten Versammlungstag eine eigene Ausgabe 
zu widmen. Es sind harte Zeiten für uns als Gewerkschaft – 
auch finanziell. Die Taschen werden leerer, die Mitglieder-

zahlen wachsen nicht so, wie sie müssten – angesichts des-
sen, was da auf uns zurollt. Lasst uns doch diese Tradition 
wieder aufnehmen, all die neuen und alten Kolleg*innen 
darauf anzusprechen, dass jetzt der Zeitpunkt ist, sich zu 
organisieren: Für unsere Interessen und gegen die Zu-
mutungen der Gegenwart, gegen dieses Abrisskommando 
unserer erkämpften Rechte und Freiheiten – und gegen eine 
Faschisierung, die sich trotz aller Brandmauer-Rhetorik in 
der Mitte ausbreitet. 

Und wer sich angesichts dieser miserablen Zustände 
grün oder rot darüber ärgert, wie es denn sein könne, dass 
sich nicht mehr organisierten, demonstrierten und sich 
wehrten – sei daran erinnert, dass das auch mit dieser 
politischen Ökonomie zusammenhängt. All die Überla-
denheit unserer Arbeit – ihre Verdichtung und Individua-
lisierung – sollte nicht nur neue Produktivität entfachen, 
sondern auch das politische Engagement ausbrennen. 
Wie viele haben sich am Arbeitszeitmodell der Behörde 
die Köpfe und Körper zerbrochen? Daher müssen wir an 
diese Arbeitsbelastung ran und den Ergebnissen unserer 
Arbeitszeitstudie Beine machen; darin wird das Erstreiten 
einer demokratischen Arbeitszeiterfassung vermutlich 
ein wichtiger Schritt gewesen sein. Denn die Abwehr der 
Faschisierung wird nur gelingen, wenn wir unsere Basis, 
unsere Lebendigkeit im Betriebsalltag entfalten können, 
wenn also endlich mehr freie Zeit ist, um sich wirkungs-
voller zu organisieren. Das wird langen Atem brauchen. 

Ein kleines Protestsommermärchen kann schon mit 
weniger Einsatz Wirklichkeit werden – an nur einem Nach-
mittag des 3. Juli: Kommt um 15:30 Uhr zum Speersort auf 
die Hamburger DGB-Demo gegen den sozialen Kahlschlag 
– und zuvor um 14 Uhr zum Alsterufer zur Protestaktion der 
GEW gegen die Kürzungen bei Integrationskursen! 
Be there!

Ersparte Sommermärchen 
Editorial
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Hamburger 
Gewerkschaftstag
Schwerpunkt Vorwort

A ufgrund ausdrücklicher 
Leser*innenwünsche gibt 
es auch in diesem Jahr 
wieder ein Schwerpunkt-
heft zum Hamburger Ge-
werkschaftstag, mit einer 
Aufbereitung aller Be-
schlüsse, und Wahlergeb-

nisse. Diesmal gibt es zudem erfreulicherweise 
auch Beiträge von Delegierten, die eine Debatte 
um überkommene Traditionen anstoßen. Sie 
fordern: Unser Gewerkschaftstag soll verbind-
licher ein Ort des Austauschs werden, dafür 
brauche es mehr Zeit für Antragsdiskussionen 
und mehr Sensibilität für ein wirklich dia-
logisches Diskutieren. So schlagen die hier 
abgedruckten Stellungnahmen der Jungen 
GEW und der Betriebsgruppe der FSP2 vor, für 
eine partizipativere Ausrichtung des Gewerk-
schaftstages neue Wege zu beschreiten: besse-
res ›Zeitmanagement‹ durch weniger Berichte 
und ›Audienzen‹, besseres ›Streitmanagement‹ 
durch ein den Delegierten dialogfördernd zur 
Seite stehendes Awareness-Team, das bei 
verbalem Stör- und Dominanzverhalten ein-
schreitet. Die Umsetzung dieser Vorschläge 
wird in der organisatorischen Nachbereitung 
bereits diskutiert – mit spürbarem Willen und 
Lust zur Veränderung.

Wir möchten allen Autor*innen des 
Schwerpunkts danken, dass sie in der Auf-
bereitung ihrer Anträge und Beschlüsse 
dieser auch politischen Lust zur Veränderung 
Ausdruck gaben, indem sie ihre Forderun-
gen aus der formalen Antragslyrik auslösten 
und durch eine umfassendere Kontextuali-
sierung und Verbindung mit gegenwärtigen 
politischen Problemlagen verlebendigten. Aus 
Platzgründen haben wir uns auf die durch den 
Gewerkschaftstag beschlossenen Anträge 
konzentriert, alle von ihm an den Landes-
vorstand überwiesenen Anträge wurden aber 
(teils mit Änderungen) positiv beschieden. 

Danken möchten wir auch der Illustratorin 
und Malerin Florentine Sießegger, die auf dem 
Gewerkschaftstag live dabei war, um euch 
Delegierte (und eure Stimmungen) in Zeich-
nungen einzufangen. Es war uns eine große 
Freude, den Schwerpunkt mit diesen Illustra-
tionen zu gestalten!   

Für die Redaktion: Antje Géra
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Die Botschaft der Arbeitszeit- und Belastungs-
studie an Stadtteilschulen und Gymnasien, 
durchgeführt von der Kooperationsstelle der 
Universität Göttingen, ist eindeutig und auf alle 
Schulen übertragbar: Viele Kolleg*innen arbei-
ten dauerhaft über ihre Belastungsgrenzen hi-
naus. Überstunden gehören für einen großen 
Teil der Lehrkräfte zum Alltag. Die Ergebnisse 
bestätigen damit, was viele Beschäftigte seit 
Jahren erleben und gegenüber der GEW immer 
wieder schildern. Gleichzeitig liefert die Stu-
die erstmals eine wissenschaftlich fundierte 
Grundlage, um die Diskussion über Arbeitszeit 
und Entlastung auf eine neue Ebene zu heben.

Der Beschluss des Hamburger  
Gewerkschaftstags

Im Mittelpunkt des Beschlusses steht die For-
derung an die Schulbehörde, die Studien-
ergebnisse anzuerkennen und gemeinsam 
mit Gewerkschaft und Personalräten eine Ex-
pert*innenkommission einzurichten. Ziel ist 
es, wirksame Maßnahmen zur Entlastung zu 

entwickeln und umzusetzen. Die Arbeitsbe-
lastung muss insgesamt sinken. Dazu gehören 
unter anderem eine Reduzierung der Unter-
richtsverpflichtung, eine realistische Berück-
sichtigung von Vor- und Nachbereitungszeiten, 
pädagogischer Kommunikation, Korrekturen 
und Schulfahrten sowie bessere Entlastungen 
für ältere Kolleg*innen. Auch die unterschied-
lichen Auswirkungen von Arbeitsbelastung 
nach Geschlecht und Alter sowie Möglichkeiten 
der strukturellen Unterstützung bei der Care-
Arbeit müssen stärker berücksichtigt werden.

Für die GEW ist dabei klar: Arbeitszeit-
erfassung ist eine Maßnahme des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes und die Arbeitszeit von 
Lehrkräften ist messbar! Somit bleibt das zen-
trale Thema die Arbeitszeiterfassung. Sie hilft, 
Überlastung sichtbar zu machen und Ansprü-
che auf Entlastung oder Ausgleich zu unter-
mauern.

Gleichzeitig macht die GEW über den Be-
schluss des Gewerkschaftstages deutlich, dass 

Arbeitszeiterfassung allein keine Lö-
sung für strukturelle Probleme ist. 
Die eigentliche Aufgabe besteht da-
rin, die Arbeitsbedingungen insge-
samt zu verbessern und die Arbeits-
zeitregelungen an die Realität des 
Schulalltags anzupassen. Denn die 
Studie zeigt, dass die Überlastung 

nicht durch individuelles Verhalten entsteht, 
sondern strukturelle Ursachen hat. Deshalb 
hält die GEW an ihrer Forderung fest, die Belas-
tung auf mehr Schultern zu verteilen. Allein zur 
Kompensation der in der Studie dokumentier-
ten Überstunden in Stadtteilschulen und Gym-
nasien wären nach Berechnungen rund 350 zu-
sätzliche Vollzeitstellen erforderlich.

Wie geht es jetzt weiter?
Mit dem Beschluss ist die Arbeit nicht abge-
schlossen – sie beginnt jetzt erst. In den kom-
menden Monaten wird die GEW die Ergebnisse 
der Studie in politische Initiativen, Gespräche 
mit der Behörde und gewerkschaftliche Kam-
pagnen übersetzen. Ein erster Schwerpunkt ist 
die Forderung nach einer Expert*innenkom-
mission, die die Ergebnisse der Studie auswer-
tet und Vorschläge für wirksame Entlastungen 
erarbeitet. Die GEW wird dort konkrete Ver-
besserungen einbringen – von der Reduzierung 
der Unterrichtsverpflichtung über die Neube-
wertung von Vor- und Nachbereitung, Kommu-
nikation und Korrekturen bis hin zu besseren 
Regelungen für Schulfahrten und einer Aus-

Aus Studie 
wird Bewegung

Gemeinsam für bessere Arbeitsbedingungen 
an Hamburger Schulen

Gewerkschaftstag 2026 Beschluss Arbeitszeitstudie Landesvorstand

Yvonne Heimbüchel für  
die Antragsteller*innen

weitung der Altersentlastung.
Auch die politische Forderung nach zusätz-

lichen Stellen bleibt hierbei auf der Tagesord-
nung. Die Studie macht deutlich, dass die Be-
lastungsprobleme nicht allein durch bessere 
persönliche Organisation und Resilienz gelöst 
werden können. Gute Bildung braucht ausrei-
chend Personal.

Parallel wird die GEW die Diskussion über 
die Arbeitszeiterfassung in den Schulen und 
darüber hinaus weiter vorantreiben. GEW-Ver-
treter*innen kommen hierfür gerne zu Betriebs-
gruppen und Personalversammlungen! Für das 
vierte Quartal ist eine Arbeitszeitkonferenz in 
Planung. Dort sollen die Hamburger Ergebnis-
se nochmals gemeinsam mit Erfahrungen auch 
aus anderen Bundesländern öffentlich disku-
tiert und Perspektiven im Großen wie Kleinen 
entwickelt werden.

Darüber hinaus wird die GEW prüfen und 
darüber informieren, welche personalvertre-
tungsrechtlichen und rechtlichen Möglich-
keiten sich aus den Ergebnissen ergeben. Mit-
glieder, die im Rahmen der Studie über längere 
Zeiträume erhebliche Mehrarbeit dokumentiert 
haben, können hierzu Beratung und Unterstüt-
zung erhalten.

Für all diese Vorhaben sind die Erfahrun-
gen und das Engagement der Kolleg*innen 
unverzichtbar. Deshalb sind alle interessier-
ten Mitglieder eingeladen, sich an der weite-
ren Auswertung der Studie und den daraus 
entstehenden Aktivitäten zu beteiligen. Ob in 
Personalräten, Betriebsgruppen, auf Personal-
versammlungen oder bei der Arbeitszeitkon-
ferenz: Je mehr Kolleg*innen ihre Erfahrungen 
einbringen und die Diskussion an ihren Schu-
len führen, desto größer wird der Druck für not-
wendige Veränderungen.

Die Hamburger Arbeitszeitstudie hat 
eine starke Grundlage geschaffen. Der Ge-
werkschaftstag hat daraus einen klaren Auf-
trag abgeleitet. Jetzt kommt es darauf an, aus 
wissenschaftlichen Erkenntnissen konkrete 
Verbesserungen zu machen – für gesündere 
Arbeitsbedingungen, mehr Zeit für gute päda-
gogische Arbeit und eine Schule, in der die Be-
schäftigten nicht dauerhaft über ihre Grenzen 
gehen müssen.

YVONNE HEIMBÜCHEL ist erste stell- 
vertretende Vorsitzende der GEW Hamburg.
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Quelle 
Kooperationsstelle Hochschulen und Gewerkschaften der Georg-August-Universität 
Göttingen: Arbeitszeit und Arbeitsbelastung von Lehrkräften an Hamburger Schulen 2024. 
Ergebnisbericht, hg. von der GEW Hamburg, Hamburg 2005.

mehrheitlich angenommen

Antrag 
Schlussfolgerungen aus  
der Arbeitszeitstudie

Antragsteller*innen 
Landesvorstand 6363  % % 

der Lehrkräfte  
leisten regelmäßig  

Überstunden.

2525  % % 
der Vollzeitkräfte  

überschreiten wieder-
holt die 48-Stunden-

Grenze pro Woche.

Erholungszeiten werden  
häufig nicht im vorgesehenen 

Umfang eingehalten.

3333  %%
Nur etwa ein Drittel der  
Lehrkräfte befindet sich  

im gesundheitlich  
unkritischen Bereich

6666  %%    
Etwa zwei Drittel zeigen  
ein erhöhtes Burnout- 

Risiko (moderates  
bis hohes Risiko)

2020  %%    
Nur rund ein Fünftel 

würde den Beruf 
 weiterempfehlen.

5050  %%    
Weniger als die Hälfte  

der Lehrkräfte würde den  
Beruf erneut wählen.



Einladung zur Mitarbeit
Gemeinsam die ›Neuen schul-
politischen Positionen‹ der GEW 
in Hamburg verankern 

Sven Quiring für die  
Antragsteller*innen

Mit den ›Neuen schulpolitischen Positionen‹ 
hat die GEW auf Bundesebene eine wichtige 
Grundlage für ihre schulpolitische Arbeit be-
schlossen (siehe hlz 5–6/2025, S. 55 ff.). Sie be-
schreiben, wofür die GEW steht: für Bildung 
als Voraussetzung von Emanzipation, für eine 
demokratische, inklusive und gerechte Schule, 
für gute Lern- und Arbeitsbedingungen und für 
ein öffentlich verantwortetes Bildungssystem, 
das allen Kindern und Jugendlichen gute Ent-
wicklungsmöglichkeiten eröffnet.

Ausgangspunkt ist ein humanistisches 
Menschenbild. Bildung soll Menschen befä-
higen, sich selbstbestimmt zu entwickeln, ge-
sellschaftliche Verhältnisse kritisch zu hinter-
fragen und an ihrer Veränderung mitzuwirken. 
Damit knüpft die GEW an emanzipatorische, 
demokratische und soziale Bewegungen so-
wie an die Tradition unvollendeter Bildungs-
reformen an. Chancengleichheit, Integration, 
Inklusion, Diversität, Demokrati-
sierung, Solidarität, Friedenser-
ziehung, Antidiskriminierung und 
Selbstbestimmung gehören für 
sie ins Zentrum schulpolitischer 
Arbeit.

Zugleich bekräftigt die GEW 
den Anspruch auf ein starkes öf-
fentliches Schulwesen. Privatisie-
rung und Kommerzialisierung ver-
schärfen soziale Spaltung, fördern 
ungleiche Bildungsbedingungen und unterlau-
fen das Ziel größerer Bildungsgerechtigkeit. Ge-
rade in Hamburg bleibt deshalb die Frage zent-
ral, wie Schule Bildungsarmut abbauen, sozialen 
Zusammenhalt stärken und allen Kindern und 
Jugendlichen echte Teilhabe ermöglichen kann.

Die neuen Positionen setzen auf demokra-
tische Strukturen, Beteiligung und Nachhaltig-
keit. Ziel ist die Entwicklung mündiger Persön-
lichkeiten in einem Klima von Zusammenhalt, 
Verantwortung und Solidarität. Dazu gehört 
eine Bildung, die gesellschaftliche Vielfalt an-
erkennt, geschlechtersensibel ist und Diskri-
minierung kritisch in den Blick nimmt.

Qualität von Schule bemisst sich aus Sicht 
der GEW nicht an Rankings, einseitiger Output-
Orientierung oder Tests, aus denen keine gesi-
cherten Fördermaßnahmen folgen. Entschei-
dend ist, ob schulisches Lernen Bildungswert 
für eine demokratische Gesellschaft hat und 
ob Bedingungen geschaffen werden, die allen 
Schüler*innen einen Schulabschluss ermögli-
chen. Zur Qualität von Schule gehört auch gute 
pädagogische Arbeit und damit die Frage, wie 
die Arbeitslast der Beschäftigten wirksam re-
duziert werden kann.

Ein zentrales Ziel bleibt das lange gemeinsa-
me Lernen in einer ›Schule für alle‹. Das damit 
verbundene Inklusionsverständnis umfasst 
alle Menschen. Aussonderung und Ausgren-
zung widersprechen diesem Anspruch. Päda-
gogische Qualität bedeutet ganztägige, ganz-
heitliche und umfassende Bildung, in welcher 
Individualisierung und gemeinsames Lernen 
nicht gegeneinander ausgespielt werden. Zu-
gleich benennt die GEW, dass Inklusion und 
›Eine Schule für alle‹ eine strategische Diskus-
sion über ihre Umsetzung brauchen. Solange 
das Schulsystem weiter segregiert und sozio-
ökonomische Privilegien unangetastet bleiben, 
stoßen Teilhabe, sozialer Zusammenhalt und 

die Bekämpfung von 
Bildungsarmut an 
Grenzen. Deshalb 
braucht es einen neu-
en Aufbruch.

Damit diese 
Positionen auch in 
Hamburg Wirkung 
entfalten, sollen sie 
in den kommenden 
Monaten bekannt ge-

macht, diskutiert und auf die Hamburger Situ-
ation bezogen werden. Der Gewerkschaftstag 
hat den Landesvorstand beauftragt, gemein-
sam mit den schulischen Fachgruppen, unter 
Einbindung des Referats B (Bildungspolitik) 
und unter Berücksichtigung der Linie des Vor-

Gewerkschaftstag 2026 Beschluss ›Neue schulpolitische Positionen‹

mehrheitlich angenommen

Antrag  
Umsetzung und Verankerung der 
›Neuen schulpolitischen Positionen‹ 
der GEW in der GEW Hamburg

Antragsteller*innen  
Die Vorsitzenden (Sven Quiring,  
Yvonne Heimbüchel, Bodo Haß)

 

SVEN QUIRING ist Vorsitzender der GEW Hamburg.
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standsbereichs Schule auf Bundesebene einen 
strukturierten und beteiligungsorientierten 
Prozess zur Umsetzung in der GEW Hamburg 
zu entwickeln.

Dabei geht es nicht um einen fertigen Plan 
von oben nach unten. Vielmehr soll ein gemein-
samer Arbeitsprozess entstehen: Welche Aus-
sagen sind für Hamburg besonders wichtig? 
Wo sehen Kolleg*innen in den Schulen kon-
kreten Handlungsbedarf? Welche Forderun-
gen müssen wir stärker profilieren? Und wie 
können die neuen Positionen unsere Arbeit in 
Fachgruppen, Schulen, Personalräten und poli-
tischen Auseinandersetzungen unterstützen?

Ein wichtiger Auftakt ist die ganztägige 
Veranstaltung am 4. September 2026 im Curio-
haus. Dort sollen die ›Neuen schulpolitischen 
Positionen‹ für den norddeutschen Raum in der 
Gewerkschaftsöffentlichkeit vorgestellt und 
diskutiert werden. Die Veranstaltung bietet die 
Gelegenheit, zentrale Inhalte kennenzulernen, 
Nachfragen zu stellen und erste gemeinsame 
Perspektiven zu entwickeln.

Im Anschluss daran soll der Prozess in 
Hamburg weitergeführt werden, insbesondere 
in den schulischen Fachgruppen und in enger 
Verbindung mit dem Referat B. Die Fachgrup-
pen sind wichtige Orte gewerkschaftspoliti-
scher Willensbildung. Dort kommen Kolleg*in-
nen aus unterschiedlichen Schulformen und 
Arbeitsbereichen zusammen, bringen ihre 
Praxiserfahrungen ein und entwickeln Positio-
nen für die gewerkschaftliche Arbeit. Deshalb 
sollen sie eine zentrale Rolle dabei spielen, die 
bundesweiten Positionen auf die Hamburger 
Realität zu beziehen.

Der Prozess muss dabei nicht 
streng linear verlaufen. Informa-
tion, Diskussion, Materialentwick-
lung und politische Schwerpunkt-
setzung können ineinandergreifen. 
Denkbar sind Kurzfassungen, The-
mendossiers, Präsentationen, Ar-
gumentationshilfen oder andere 
Materialien, die in Fachgruppen, Be-
triebsgruppen, Personalräten und 
schulpolitischen Gremien genutzt 
werden können. Entscheidend ist, 
dass Kolleg*innen vor Ort gut mit 
den Positionen arbeiten können.

Nach der Veranstaltung im September sol-
len die Fachgruppen gefragt werden, wer Inte-
resse hat, an einer fachgruppenübergreifenden 
Arbeitsgruppe mitzuwirken. Diese AG könnte 
gemeinsam mit dem Referat B Rückmeldungen 

Beschluss
Der Landesvorstand wird beauftragt, in Zusam-
menarbeit mit den schulischen Fachgruppen 
gemäß Satzung sowie unter Einbindung des 
Referats B (Bildungspolitik) und unter Berück-
sichtigung der Linie des Vorstandsbereichs 
Schule (VB Schule) auf Bundesebene einen 
strukturierten und beteiligungsorientierten 
Prozess zur Umsetzung der ›Neuen schulpoli-
tischen Positionen‹ (Beschluss des Bundesge-
werkschaftstages 2025) in der GEW Hamburg 
zu entwickeln und umzusetzen.

aus den Fachgruppen zusammenführen, Ham-
burger Schwerpunkte formulieren und Vor-
schläge für konkrete gewerkschaftliche Initia-
tiven entwickeln. So lassen sich Erfahrungen 
aus den Schulen, Perspektiven der Fachgrup-
pen und die politische Arbeit der GEW Ham-
burg enger verbinden.

Die ›Neuen schulpolitischen Positionen‹ 
können helfen, bestehende Kampagnen und 
Aktivitäten der GEW Hamburg zu schärfen: 
für längeres gemeinsames Lernen, bessere 
Arbeitsbedingungen, mehr Demokratie und 
Mitbestimmung, eine inklusive Schule und ein 
Schulwesen, das nicht ökonomischer Verwert-
barkeit untergeordnet wird, sondern Mündig-
keit, Verantwortung, Partizipation und Wohl-
befinden in den Mittelpunkt stellt.

Entscheidend ist, dass aus dem Beschluss 
ein lebendiger Prozess wird. Die GEW Ham-
burg lädt alle interessierten Mitglieder ein, sich 
mit den ›Neuen schulpolitischen Positionen‹ 
auseinanderzusetzen, sie in den Fachgruppen 
zu diskutieren und sich in den weiteren Prozess 
einzubringen. Politische Kraft gewinnen Posi-
tionen vor allem dann, wenn sie gemeinsam ge-
tragen, weiterentwickelt und in die Auseinan-
dersetzungen vor Ort eingebracht werden.

12 hlz Juli–September 2026



Keine Berufsverbote 2.0.
Das vom Senat forcierte ›Gesetz zum 
Schutz des öffentlichen Dienstes vor ver-
fassungsfeindlichen Einflüssen‹, das eine 
Wiedereinführung der Regelanfrage beinhal-
tet, wurde am 17. Juni von der Bürgerschaft 
verabschiedet. Die GEW wird den Protest 
gegen das Gesetz und seine Auswirkungen 
fortführen.

Heiko Humburg für die 
Antragsteller*innen 

Als letzten Antrag und unter Zeitdruck beriet 
der Gewerkschaftstag den Antrag zu den ab-
sehbaren ›Berufsverboten 2.0‹. Aus der brei-
ten Zustimmung zum Antrag wurde deutlich, 
dass die GEW Hamburg in ihrer Ablehnung 
der Senatspläne geschlossen ist. Dennoch ist 
es bedauerlich, dass die Zeit nicht ausreichte, 
den Antrag und das Thema ausführlicher zu 
diskutieren. Zum einen hätte so kritisch hinter-
fragt werden können, warum es bisher nicht 
gelungen ist, die Unterschriftensammlung ge-
gen die Wiedereinführung der Regelanfrage zu 
einem erfolgreichen Abschluss zu führen. Zum 
anderen geht mit der Verabschiedung 
des Gesetzes durch die Bürgerschaft 
auch der Widerstand gegen das Ge-
setz in eine neue Phase über, die eine 
neue Ausrichtung und neue Aktions-
formen der Gegenwehr erforderlich 
macht. 

Zum Zeitpunkt des Gewerk-
schaftstags hat sich zum einen he-
rausgestellt, wie gefährlich das ge-
plante Gesetz zur Einführung der 
sogenannten Regelanfrage ist. Zum 
anderen hat sich aber auch gezeigt, 
wie wirkungsvoll breiter Widerstand sein 
kann. Denn eines ist ein klarer politischer Er-
folg der Arbeit des Hamburger Bündnisses ge-
gen Berufsverbote und insbesondere der GEW 
als einer zentralen Organisation dieses Bünd-
nisses: Das Gesetz ist bis heute weder beschlos-
sen noch in Kraft getreten. Nach den ursprüng-
lichen Planungen des Senats sollte es bereits 
2025 oder spätestens zum 1. Januar 2026 gelten. 
Dass wir heute über einen Beratungstermin der 
Bürgerschaft im Juni 2026 und ein voraussicht-
liches Inkrafttreten des Gesetzes im August 
sprechen, ist kein Zufall, sondern auch Ergeb-
nis anhaltenden Drucks, öffentlicher Kritik, 
Bündnisarbeit und gewerkschaftlicher Inter-
vention. Das zeigt: Widerstand wirkt.

Inhaltlich bleibt dieses Gesetz jedoch nichts 
anderes als alter Wein in neuen Schläuchen – 

mit einer entscheidenden Verschärfung gegen-
über dem historischen Radikalenbeschluss. 
Denn erstmals sollen auch Tarifbeschäftigte, 
Angestellte und Auszubildende pauschal einer 
Regelanfrage beim Verfassungsschutz unter-
zogen werden. Der Kreis der Betroffenen wird 
massiv ausgeweitet, die Schwelle staatlicher 
Gesinnungsprüfung weiter abgesenkt.

Grundlage sind »Ermittlungen« und »Ein-
schätzungen« des Verfassungsschutzes – eines 
Apparates, der bundesweit vernetzt ist und Da-
ten austauscht. Vor diesem Hintergrund wirkt 
die Aussage des Innensenators Grote, man 
übernehme Erkenntnisse anderer Landesäm-
ter »nicht ohne Weiteres«, aber nehme sie zur 
Kenntnis, besonders entlarvend. Wie wird der 
Verfassungsschutz Hamburg zum Beispiel mit 
den ›Erkenntnissen‹ des Verfassungsschutzes 
im demnächst vielleicht AfD-regierten Sach-
sen-Anhalt dann konkret umgehen?

Diese sogenannten Erkenntnisse beruhen 
nur selten auf gerichtsfesten Tatsachen. Sie be-
stehen überwiegend aus politischen Bewertun-
gen, Etikettierungen und Verdachtskonstruk-

tionen. Dazu kommen die bekannten 
Verstrickungen des Verfassungsschut-
zes in rechte Netzwerke, seine Rolle im 
NSU Komplex und das systematische 
Versagen bei der Aufklärung. All das 
zeigt: Wir haben es hier nicht mit einem 
neutralen Akteur zu tun, sondern mit ei-
ner Behörde, die seit Jahrzehnten rech-
te Gefahren verharmlost und eine poli-
tisch missliebige Opposition ins Visier 
nimmt. Der Skandal um den Deutschen 
Buchhandlungspreis hat jüngst gezeigt, 
wie schnell bloße Verdachtsfälle genutzt 

werden, um politische Kampagnen durchzu-
setzen.

Die Regelanfrage höhlt Grundrechte aus, 
kehrt die Beweislast um und schafft die Grund-
lage für Berufsverbote. Betroffene können sich 
zwar juristisch wehren – aber wir wissen aus 
der Geschichte des Radikalenerlasses, dass 
solche Verfahren Jahre dauern und Existenzen 
zerstören können. Dass das Personalamt be-
reits vor einer Gesetzesverabschiedung Merk- 
und Formblätter zur Umsetzung vorbereitet 
hat, zeigt einen beunruhigenden vorauseilen-
den Gehorsam und wirft ernste rechtsstaatliche 
Fragen auf.

Dabei ist völlig klar: Die bestehenden Geset-
ze reichen aus, um Personen, die nachweislich 
verfassungswidrig handeln, rechtsstaatlich 
aus dem öffentlichen Dienst fernzuhalten oder 

Gewerkschaftstag 2026 Beschluss ›Keine Berufsverbote 2.0‹
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angenommen ohne Gegenstimmen  
(mit einer Enthaltung)

Antrag  
Keine Berufsverbote 2.0

Antragsteller*innen  
Birgit Adrians, Nelly Brand, Amrey 
Depenau, Anke Grambow, Daniel 
Heitmann, Heiko Humburg, Kai Kobelt, 
Florian Muhl, Micha Pasquay, Hartmut 
Ring, Estelle Severin, Jan Voß, Stepha-
nie Wazinski, Katrin Wiebicke-Humme



Vorbereitungsdienst  
reformieren!

Warum und wie Hamburg seine 
Lehramtsausbildung grundlegend 
weiterentwickeln muss: Unser An-
trag zum GEW-Gewerkschaftstag 
fordert mehr Praxisnähe, weniger 
Belastung und einen systemischen 
Blick auf Schule.

Jessica Flecks und Sami Franke 

Der Vorbereitungsdienst ist die entscheidende 
Scharnierstelle zwischen Studium und Beruf. 
Er soll angehende Lehrkräfte auf eine der an-
spruchsvollsten und gesellschaftlich bedeut-
samsten Tätigkeiten vorbereiten, die unser Bil-
dungssystem kennt. Und doch klafft zwischen 
diesem Anspruch und der gelebten Reali-
tät vieler Lehrer*innen im Vorbereitungs-
dienst, kurz: LiV, eine Lücke, die wir als 
GEW nicht länger hinnehmen wollen. 
Ein Antrag zum diesjährigen Gewerk-
schaftstag bündelt konkrete Forderun-
gen in drei zentralen Handlungsfeldern: 
schulformspezifische Ausrichtung und 
Diversität, der Abbau organisatorischer 
und finanzieller Belastungen sowie ein 
systemischer Blick auf die Institution Schule. 
Es geht um nicht weniger als die Frage, welche 
Lehrkräfte wir ausbilden wollen und ob unser 
System dazu wirklich in der Lage ist.

Schulformspezifische Ausrichtung: Die Aus-
bildung muss Hamburgs Schulen kennen

Hamburg ist eine Stadt voller Gegensätze und 
das gilt auch für Hamburgs Schullandschaft: 
Unterschiedliche Schülerschaften, unter-
schiedliche pädagogische Konzepte, unter-
schiedliche Herausforderungen im Alltag. Und 
dennoch orientiert sich die Ausbildung im Vor-
bereitungsdienst häufig an einem normierten, 
abstrakten Bild von Schule, das mit der Vielfalt 

realer Hamburger Lernorte nur bedingt über-
einstimmt.

Besonders augenfällig wird diese Diskre-
panz in Schulen, die in sozial belasteten Stadt-
teilen arbeiten oder die bewusst auf innovati-
ve, offene und projektorientierte Lernsettings 
setzen. Hier begegnen LiV täglich Anforderun-
gen, auf die sie im Seminar schlicht nicht vor-
bereitet wurden. Die Kluft zwischen theoreti-
schem Ausbildungsanspruch und der gelebten 
Unterrichtswirklichkeit ist in diesen Kontexten 
häufig erheblich – und das ist kein individuel-
les Versagen der Auszubildenden, sondern ein 
strukturelles Problem der Ausbildung selbst.

Der Antrag fordert deshalb eine verstärkte 
Berücksichtigung der komplexen schulischen 
Praxis in allen Ausbildungsphasen und ein 
deutlich stärkeres Gewicht auf dem Verhältnis 
zwischen Theorie und Praxis. Konkret heißt 
das: LiV müssen systematisch auf Lerncoa-
ching sowie auf projektorientierte und indivi-
dualisierte Lernformate vorbereitet werden, 
Methoden, die an vielen Hamburger Schulen 
längst Alltag sind, in der Ausbildung aber noch 

immer zu wenig Raum finden.

Organisatorische und finanzielle Belas-
tungen: Was LiV wirklich tragen

Wer den Alltag von Lehrer*innen im Vor-
bereitungsdienst kennt, weiß: Der Vor-
bereitungsdienst ist vor allem auch eine 
organisatorische Herausforderung – ein 
logistisches Puzzle, das LiV täglich neu zu-
sammensetzen dürfen. Neben dem Unter-

richt an der Ausbildungsschule stehen regel-
mäßige Fahrten zu Seminarstandorten an – und 
im sonderpädagogischen Bereich können bis 
zu drei verschiedene Einsatzorte vorgesehen 
sein. Die Fahrtzeiten zwischen diesen Stand-
orten summieren sich manchmal auf mehrere 
Stunden pro Tag. Diese Wegezeiten werden bis-
lang weder zeitlich noch finanziell ausreichend 
kompensiert.

Was wie ein verwaltungstechnisches De-
tail klingt, ist für viele LiV eine reale und täg-
lich spürbare Belastung. Zeit, die auf dem Weg 
zwischen Schule und Seminar verbracht wird, 
fehlt für Unterrichtsvorbereitung, Reflexion, 
Erholung oder für die Familie. Und gerade die 

17 hlz 7–9 | 202616 hlz Juli–September 2026

zu entlassen. Die beschworene Gefahr einer Un-
terwanderung dient vor allem dazu, ein autori-
täres Instrument zur Disziplinierung in Zeiten 
des Kurses auf ›Kriegstüchtigkeit‹ wieder sa-
lonfähig zu machen. Der Senat im Allgemeinen 
und im Rahmen des Gewerkschaftstages auch 
Senatorin Bekeris im Besonderen waren bis 
heute nicht in der Lage, überzeugend darzule-
gen, worin sich dieses Gesetz grundlegend vom 
Radikalenbeschluss von 1972 unterscheidet.

Genau deshalb ist der Beschluss des Ge-
werkschaftstages wichtig. Er zeigt, dass der 
GEW Hamburg auch in der näheren Zukunft 
eine besondere Rolle zukommt: 
als tragende Kraft des Hambur-
ger Bündnisses gegen Berufs-
verbote und als gewerkschaftli-
che Stimme für demokratische 
Rechte. Wir lehnen uns nicht 
zu weit aus dem Fenster, wenn 
wir betonen: Ohne die GEW 
hätte es die Verzögerungen der 
Gesetzgebung nicht gegeben. 
Mehr als ein halbes Jahr Auf-
schub wird für viele potentiell 
Betroffene vielleicht entschei-
dend gewesen sein, um als Be-
rufsanfänger*in Fuß fassen zu 
können. Der Widerstand bis 
zum heutigen Tag führt zudem 
vor allem dazu, dass der Ham-
burger Senat in seinem Handeln unter Beobach-
tung und unter Rechtfertigungsdruck steht. 

Aber der Beschluss weist auch in die Zu-
kunft und macht zugleich klar: Unser Wi-
derstand darf nicht enden, selbst wenn die 
Bürgerschaft das Gesetz beschließt. Er muss 
weitergehen – politisch, juristisch, gewerk-
schaftlich und solidarisch mit zukünftig Be-
troffenen. Berufsverbote sind kein Fehler der 
Vergangenheit. Sie sind eine aktuelle Gefahr. 
Und es liegt auch mit an uns als GEW, ob sie in 
Hamburg Realität werden.

HEIKO HUMBURG ist engagiert in der AG Regelanfrage der GEW Hamburg.

Gewerkschaftstag 2026 Beschluss ›Weiterentwicklung des Vorbereitungsdienstes‹  Junge GEW/GEW Studis 

mehrheitlich angenommen

Antrag  
Weiterentwicklung des Vorbe-
reitungsdienstes

Antragsteller*innen  
Jessica Flecks und Sami Franke 
mit Unterstützung der Jungen 
GEW/GEW Studis

Beschluss: Keine Berufsverbote 2.0.

Die GEW Hamburg ist trotz der [...] Verabschie-
dung des sog. ›Gesetzes zum Schutz des öf-
fentlichen Dienstes vor verfassungsfeindlichen 
Einflüssen‹ weiterhin im Hamburger Bündnis 
gegen Berufsverbote aktiv und unterstützt 
dessen Initiativen, dieses Gesetz zurückzuneh-
men. Das schließt mögliche juristische Wege, 
namentlich Rechtsbeistand für betroffene GEW-
Mitglieder und Prüfung, ob juristisch gegen das 
Gesetz vorgegangen werden kann, mit ein. Die 
GEW Hamburg entwickelt in ihrer ›AG gegen die 
Regelanfrage‹ weiterhin auch eigene Aktivitäten 
gegen das Gesetz und seine Auswirkungen im 
Öffentlichen Dienst.
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familiäre Dimension wird in unserem Gewerk-
schaftstagsantrag ausdrücklich in den Blick 
genommen: Viele LiV befinden sich in Lebens-
phasen, in denen sie gleichzeitig Kinder be-
treuen oder Angehörige pflegen. Im berufsbil-
denden Bereich ist das besonders ausgeprägt, 
weil hier viele Auszubildende einen zweiten 
Bildungsweg beschreiten und entsprechend äl-
ter und familiär eingebunden sind.

Für diese Kolleg*innen verbindet sich die 
organisatorische Belastung mit einer finanziel-
len. Die Alimentierung im Vorbereitungsdienst 
ist vergleichsweise niedrig und sie ist nicht 
darauf ausgelegt, den Lebensunterhalt einer 
Familie mit Kindern oder Pflegeverantwortung 
realistisch abzudecken. Was hier entsteht, ist 
nicht selten eine existenzielle Drucksituation, 
die wenig mit dem pädagogischen Auftrag der 
Ausbildung zu tun hat, aber unmittelbaren Ein-
fluss darauf nimmt, wie gut LiV ihre Ausbil-
dung überhaupt wahrnehmen können.

Der Antrag formuliert hier klare Forderun-
gen: ein kostenloses Deutschlandticket oder 
eine vergleichbare Fahrtkostenpauschale, eine 
koordinierte und belastungsreduzierende Ein-
satzplanung (insbesondere im sonderpädago-
gischen Bereich), sowie eine Anpassung der 
Alimentierung, die der Lebensrealität der LiV 
tatsächlich gerecht wird. Es geht dabei nicht 
nur um Gerechtigkeit gegenüber den Einzel-
nen. Es geht auch um das Hamburger Schulsys-
tem als Ganzes. Denn gerade jene Kolleg*innen, 
die mit beruflichen Vorerfahrungen, Lebens-
erfahrung und einer familiären Verankerung 
in den Lehrerberuf einsteigen, sind eine enor-
me Bereicherung für Schulen und Schüler*in-
nen. Ihre Perspektiven, ihre Kompetenzen, ihre 
Reife im Umgang mit anderen Menschen sind 
Ressourcen, die kein Studium vermitteln kann. 
Hamburg kann es sich schlicht nicht leisten, 
diese Kolleg*innen durch strukturell schlechte 
Ausbildungsbedingungen zu verlieren oder 
sie gar nicht erst zu gewinnen.

Systemischer Blick: Lehrkraft sein  
bedeutet mehr als Unterrichten

Die dritte Forderung im Antrag ist vielleicht die 
grundlegendste und die, die am stärksten auf 
ein verändertes Verständnis von Lehrprofes-
sionalität zielt. Denn die klassische Vorstellung 
von Lehrerausbildung kreist im Wesentlichen 
um eine Frage: Wie plant und gestaltet man gu-
ten Unterricht? Diese Frage ist wichtig, aber sie 
reicht nicht mehr aus. Die Schule als Institution 
befindet sich im Wandel, und dieser Wandel ist 

tiefgreifend. Inklusion, Digitalisierung, gesell-
schaftliche Polarisierung, der Umgang mit zu-
nehmender Heterogenität in den Lerngruppen, 
die Bewältigung von psychischer Belastung bei 
Schüler*innen und Kolleg*innen, die Notwen-
digkeit zur institutionellen Innovation unter 
gleichzeitigem Ressourcenmangel, das alles 
stellt Anforderungen an Lehrkräfte, die weit 
über die Planung einer gelungenen Unterrichts-
stunde hinausgehen.

Zukünftige Kolleg*innen müssen in der 
Lage sein, institutionellen Wandel nicht nur 
zu erdulden, sondern aktiv mitzugestalten. Sie 
müssen verstehen, wie Schulentwicklungs-
prozesse funktionieren, welche Bedingungen 
sie gelingen lassen und wie man als Einzel-
ne*r innerhalb eines Kollegiums wirksam und 

kooperativ handeln kann. Sie müssen gelernt 
haben, Schule als System zu lesen – mit seinen 
formellen und informellen Strukturen, seinen 
Aushandlungsprozessen und seinen Macht-
verhältnissen. Der Antrag fordert deshalb eine 
stärkere Fokussierung auf schulische Prozes-
se, die im Team entwickelt und verantwortet 
werden: Projektwochen, Exkursionen, fächer-
übergreifende Vorhaben. Kooperation und 
Kollaboration im Schulalltag sollen nicht als 
selbstverständlich vorausgesetzt, sondern sys-
tematisch reflektiert und geübt werden. Und 
Schulentwicklung als Thema soll verbindlich 
ins Curriculum aufgenommen werden, inklu-
sive der diskursiven Auseinandersetzung mit 
Gelingensbedingungen, Ressourcenfragen und 
gesellschaftlichem Kontext.

JESSICA FLECKS ist Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst (LiV) an der Winterhuder Reformschule und 
stellvertretende Vorsitzende der Lehrer*innenkam-

mer. SAMI FRANKE ist LiV an einer Stadtteilschule.

Dahinter steht eine klare Überzeugung: 
Nur Lehrkräfte, die einen reflektierten, syste-
mischen Blick auf ihre Institution entwickelt 
haben, können langfristig professionell hand-
lungsfähig bleiben. Nur sie können Überlas-
tung vorbeugen, weil sie verstehen, was struk-
turell auf sie einwirkt. Und nur sie können aktiv 
dazu beitragen, dass Schule als lernende Orga-
nisation kontinuierlich besser wird.

Fazit: Ein Antrag, der über den  
Gewerkschaftstag hinausweist

Die drei Handlungsfelder dieses Antrags sind 
eng miteinander verwoben. Wer LiV besser auf 
die Diversität Hamburger Schulen vorbereiten 
will, muss auch die Belastungen abbauen, die 
eine gute Ausbildung verhindern. Wer einen 
systemischen Blick fördern will, muss aner-
kennen, dass dafür Zeit, Energie und Raum not-
wendig sind, die durch organisatorische Zumu-
tungen systematisch aufgezehrt werden. Die 
GEW Hamburg setzt mit diesem Antrag ein kla-
res Zeichen: Eine gute Lehrkräfteausbildung ist 
keine Selbstverständlichkeit, sie ist das Ergeb-
nis politischer Entscheidungen, institutioneller 
Verantwortung und gewerkschaftlichen Enga-
gements. Der Gewerkschaftstag ist der richtige 
Ort, um diese Forderungen zu bündeln und in 
die bildungspolitische Debatte zu tragen. Denn 
am Ende geht es nicht nur um die Ausbildungs-
qualität für LiV, es geht um die Qualität des ge-
samten Hamburger Bildungssystems.
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Inklusion 
auch der 
Beschäf-
tigten in 
Hamburg

Die GEW Hamburg setzt sich – dem An-
trag 2.13 «Inklusion auch der Beschäftigten» 
vom vergangenen Bundesgewerkschaftstag 
folgend – für die Inklusion der Beschäftigten 
in die Arbeitswelt, insbesondere der in ihr 
organisierten Berufe ein.

Beschluss:
Die GEW Hamburg fordert das Integrationsamt auf, 
die Quote der Beschäftigten Menschen mit Behin-
derung in der BSFB und weiteren Arbeitgebern, die 
GEW-Mitglieder beschäftigen, zu prüfen und diese 
Quoten der GEW mitzuteilen. Dieses sollte alle 2 
Jahre erfolgen. Wenn das Integrationsamt sich 
nicht zuständig erklärt oder begründet ablehnt, 
sollte dies den Mitgliedern über den Newsletter 
mitgeteilt werden. Sollte die Forderung an das Inte-
grationsamt erfolgreich sein, kommentiert die GEW 
die Entwicklung der Quote in der hlz und ihrem 
Newsletter in den folgenden Jahren vergleichend.

Damit Kinder, Jugendliche und Erwachsene mit 
und ohne Einschränkungen Menschen haben, die In-
klusion in der Arbeitswelt und der Gesellschaft vor-
leben, setzt sich die GEW Hamburg dafür ein, dass 
der Anteil von Menschen mit (Schwer-)Behinderung, 
ihnen Gleichgestellte oder mit chronischer Krank-
heit im öffentlichen Dienst, insbesondere in den von 
ihr organisierten Berufsgruppen, steigt.

Die GEW Hamburg setzt sich unter anderem für 
ein Lotsen-Verfahren nach der 93er-Vereinbarung 
an den Hamburger Schulen ein, damit in den päda-
gogischen Berufen die Berücksichtigung der Be-
dürfnisse von Menschen mit (Schwer-)Behinderung, 
ihnen Gleichgestellte oder mit chronischer Krank-
heit zum Normalfall wird.

Die GEW Hamburg setzt sich dafür ein, dass das 
Verfahren des Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments (BEM) ihrem Zweck, der Wiedereingliederung 
in die Arbeitswelt gerecht wird und nicht aus be-
trieblichen Gründen des Arbeitgebers nicht vor-
schriftsmäßig angewandt wird.

Die GEW Hamburg setzt sich dafür ein, dass Im 
Rahmen des BEM ein Wechsel der Tätigkeiten oder 
Berufsfelder bei vorhandener Qualifikation  
ermöglicht wird. Damit einhergehend ggf. auch ein 
Wechsel von Tariftabellen und Eingruppierungen 
unter Mitnahme der erworbenen Erfahrungsstufen, 
so dass eine Verschlechterung des Entgeltes aus-
geschlossen wird.

Die GEW Hamburg unterstützt ihre Mitglieder 
gegenüber den Arbeitgeber*innen und Trägern bei 
der Durchsetzung von Anpassungen am Arbeits-
platz, um der Barrierefreiheit der Arbeitnehmer*in 
gerecht zu werden. 

Sie trägt Sorge dafür, dass die Mitglieder über 
die Wahlen zur Schwerbehindertenvertretung 
informiert werden, indem sie parallel zur SBV über 
die Bedingungen und Fristen zur Einreichung von 
Kandidaturen, Unterstützer*innenlisten und ähn-
lichem informiert.

Gewerkschaftstag 2026 Beschluss Inklusion der Beschäftigten  AG schwerbehinderter und chronisch kranker Bildungsarbeiter*innen 
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Verantwortungsvolle 
Digitalisierung

Für eine verbindliche, rechtssichere, 
nachhaltige und arbeitsschutzkonfor-
me digitale Infrastruktur an Hamburger 
Schulen

Bodo Haß für die Antragsteller*innen

Die Digitalisierung prägt mittlerweile seit 
Jahrzehnten den Schulalltag. Smartboards 
und digitale Anwendungen sind aus dem pä-
dagogischen Alltag kaum noch wegzudenken, 
E-Mails sind inzwischen ein Standardkom-
munikationsmittel zwischen Kolleg*innen, 
Schulleitungen, Schüler*innen, Eltern und ex-
ternen Behörden. Trotzdem gibt es zu diesen 
neuen Arbeitsprozessen kaum Regelungen und 
auch keine konkreten Forderungen der GEW 
auf Landesverbandsebene (allerdings diverse 
Beschlüsse auf Bundesebene). Das hat sich mit 
diesem Beschluss geändert!

Doch einmal ein Blick zurück: 
Während in den letzten Jahrzehnten die digitale 
Ausstattung der Kolleg*innen in den Behörden 
von übergreifenden Regelungen begleitet voll-
zogen wurde, hat die digitale Ausstattung der 
Schulen (jenseits der Ausstattung der Schul-
leitung und der Schulverwaltung, die ja schon 
lange im Behördennetz eingebunden sind) eher 
mit einer Graswurzelbewegung begonnen, in 
der zum Beispiel viele Kolleg*innen Computer 
mit in die Schule brachten, externe und interne 
Geldtöpfe organisierten, um Rechner in Klas-
senräumen aufbauen zu können. Die Vorberei-
tung von Unterricht und pädagogischen An-
geboten fand selbstverständlich zu Hause an 
den eigenen Computern statt. Nach und nach 
stiegen dann aus der Behörde heraus die Anfor-
derungen, digitale Tools zu nutzen. Damit stieg 
zum Teil auch die Ausstattung an den Schulen, 
wobei eine Beteiligung der Personalräte und die 
Prüfung des Arbeitsschutzes häufig übergan-
gen wurde.

Nachdem viele Kolleg*innen schon über 
zehn Jahre lang private Mailadressen für ihre 
dienstliche Kommunikation nutzten, wur-

Gewerkschaftstag 2026 Beschluss Digitalisierung 

mehrheitlich  
angenommen

Antrag  
Inklusion auch der Be-
schäftigten in Hamburg

Antragsteller*innen  
Jan Albertsen für die AG 
schwerbehinderter und 
chronisch kranker Bil-
dungsarbeiter*innen  

mehrheitlich angenommen 

Antrag  
Digitalisierung an Hamburger Schulen 
verantwortungsvoll, gesundheits- und 
datenschutzkonform gestalten

Antragsteller*innen  
Bodo Haß (zweiter stellvertretender 
Vorsitzender, Fachgruppe PTF), Amrey 
Depenau (Fachgruppe Berufliche 
Schulen), Jan Voß (Fachgruppe Grund-
schulen), Jens Rosenberg (Fachgruppe 
Berufliche Schulen)
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de Mitte der 2010er Jahre eduPort eingeführt. 
Zu dieser Einführung wurde dann auch eine 
Dienstvereinbarung mit dem Gesamtpersonal-
rat (GPR) abgeschlossen. Hier konnte sich über 
die Ausstattung der Kolleg*innen nicht geeinigt 
werden und so wurde vereinbart, dass nur noch 
dienstliche E-Mailadressen zur Mail-Kommu-
nikation genutzt werden dürfen (›Technische 
Verbindlichkeit‹), grundsätzlich aber niemand 
zur Nutzung von digitalem Mailverkehr ge-
zwungen werden darf. Wenn einzelne Schul-
personalräte sehen, dass die Verhältnisse an 
ihrer Schule eine verbindliche Nutzung sinn-
voll machen, können sie dazu eigene Dienst-
vereinbarungen abschließen. Ansonsten ist 
die E-Mail-Nutzung grundsätzlich freiwillig. 
Diese Regelung hat sich dann auch bei anderen 
Dienstvereinbarungen fortgesetzt, zum Bei-
spiel zum Lernmanagementsystem (LMS). 

Als während der Pandemie der Digitalpakt 1 
verabschiedet wurde und damit Geld aus dem 
Bund an die Länder floss, nutzte die damalige 
Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) 
unter Senator Raabe dies, um Diensttablets für 
alle ›im Unterricht beteiligten‹ Kolleg*innen 
anzuschaffen. Auch wenn das an vielen Stel-
len ein Fortschritt war, war es keine wirkliche 
Einführung – fehlte doch eine Klärung, welche 
Aufgaben nun mit diesen Tablets ausgeführt 
werden sollen, welche arbeitsschutz- und da-
tenschutzrechtlichen Vorschriften dabei einge-

Bodo Haß ist zweiter stellvertretender 
Vorsitzender der GEW Hamburg.
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halten werden müssen, wie diese administriert 
werden und vieles mehr. Der GPR stimmte der 
Einführung aufgrund der speziellen Situation 
in der Pandemie damals zu.  Es wurde aber in ei-
ner Prozessvereinbarung festgelegt, dass diese 
Dinge im Nachhinein geklärt werden müssen. 
Dies ist bis jetzt nie geschehen, obwohl der GPR 
in vielen Verhandlungsrunden darauf drängte.

Und heute?
Inzwischen sind diese Tablets durch neue er-
setzt worden, eine wirkliche Einführung hat 
aber immer noch nicht stattgefunden. Gleich-
zeitig sind die Anforderungen an die Kolleg*in-
nen, welche die Arbeit im digitalen Raum be-
treffen, in den letzten Jahren massiv gestiegen. 
Die Behörde für Schule, Familie und Berufs-
bildung (BSFB) möchte immer mehr Anwen-
dungen einführen, aber auch Kolleg*innen 
und Schüler*innen bringen immer wieder neue 
Tools in die Schule. Gleichzeitig wird der Da-
tenschutz immer wichtiger, weil inzwischen 
auch Schulen häufig das Opfer von Cyber-
angriffen sind. In dieser Gemengelage haben 
dann auch immer wieder einzelne Kolleg*innen 
den Eindruck, dass der Gesamtpersonalrat als 
Verhinderer wirkt, weil er bei neuen Tools die 
Klärung des Datenschutzes oder der Barriere-
freiheit einfordert und die Anbieter des Tools 
oder die BSFB die nötigen Zertifikate nicht bei-
bringen können. Hier handelt der Gesamtper-

Beschluss: 
Die GEW Hamburg setzt sich für eine verbindliche, 
nachhaltige und arbeitsschutzkonforme digitale 
Infrastruktur an Hamburger Schulen ein. Ziel ist 
eine klare, einheitliche und rechtssichere Ausge-
staltung der digitalen Arbeitsbedingungen für alle 
Beschäftigten an Schulen. Dies beinhaltet insbe-
sondere folgende Forderugen:

COBO-Prinzip verbindlich umsetzen (Die digitale 
Arbeit an Schulen erfolgt mittelfristig grund-
sätzlich nach dem Prinzip COBO (Corporate 
Owned Business Only). Das bedeutet: 
Alle dienstlichen Tätigkeiten werden ausschließlich 
auf dienstlich bereitgestellten und administrierten 
Geräten durchgeführt. 

Vollständige und bedarfsgerechte  
Ausstattung sicherstellen 
Alle Lehrkräfte sowie das gesamte pädagogisch-the-
rapeutische Fachpersonal erhalten dauerhaft und ver-
lässlich geeignete digitale Endgeräte. 
Die bisher bereitgestellten Dienst-iPads sind dabei 
nur ein erster Schritt und durch leistungsfähige, 
arbeitsplatzgeeignete Geräte (z. B. Laptops mit voll-
wertiger Arbeitsumgebung) zu ergänzen. 

Arbeits- und Gesundheitsschutz  
systematisch berücksichtigen 
Vor Einführung neuer digitaler Verfahren sind ver-
pflichtend Gefährdungsbeurteilungen gemäß Arbeits-
schutzgesetz durchzuführen. 
Digitale Arbeitsmittel und Arbeitsprozesse müs-
sen so gestaltet sein, dass sie Belastungen durch 
Arbeitsverdichtung, ständige Erreichbarkeit und 
Informationsflut reduzieren. 
Alle Beschäftigten erhalten regelmäßige, verpflich-
tende Einweisungen zur Nutzung der digitalen 
Arbeitsmittel in ihrer Arbeitszeit. 

Datenschutz konsequent gewährleisten 
Sämtliche eingesetzte Hard- und Software muss den 
geltenden Datenschutzanforderungen entsprechen. 
Sensible personenbezogene Daten dürfen aus-
schließlich in gesicherten, dienstlich kontrollierten 
Systemen verarbeitet werden.

 
Klare Software- und Plattform- 
strategie etablieren 
Es werden verbindliche Regelungen geschaffen, 
welche Programme und Anwendungen eingesetzt 
werden dürfen. 
Gleichzeitig wird ein transparentes, mitbestimmtes 
Verfahren entwickelt, mit dem neue Software geprüft, 
zugelassen und implementiert werden kann. 

Administration professionell organisieren 
Die Administration der digitalen Infrastruktur darf 
nicht zulasten der pädagogischen Arbeit gehen. 
Es sind ausreichend personelle Ressourcen für IT-
Support und Administration bereitzustellen. 
Aufgaben der Systempflege dürfen nicht auf Lehr-
kräfte verlagert werden. 

sonalrat, damit die Kolleg*innen sich mit den 
Daten von Schüler*innen nicht im rechtsfreien 
Raum bewegen.

In dieser Situation braucht es nun endlich 
eine angemessene Ausstattung mit Endgerä-
ten und klare Regelungen zur Nutzung für alle 
Kolleg*innen, damit sie rechtssicher arbeiten 
können.  Deshalb hat die GEW auf ihrem Ge-
werkschaftstag den untenstehenden Beschluss 
gefasst.

Wie geht es nun weiter?
Erst einmal stärkt dieser Beschluss natür-
lich den GPR in seinen Verhandlungen mit der 
Schulbehörde, die aktuell die weitere Ausstat-
tung von Kollegien an Schulen prüft. Es soll 
aber auch die Diskussion über die digitale Aus-
stattung an Schulen in die Gewerkschaftsöf-
fentlichkeit und die Kollegien getragen werden. 
Dafür ist Ende September eine erste Veranstal-
tung geplant. Die Einladung dazu folgt.

 (leer) 

1.

2. 

3.

4.

5.

6.
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ten als »dringende dienstliche Erfordernisse« 
gelten könnten. Dies widerspricht dem Grund-
satz, dass Ausnahmen von der Ruhezeit nur in 
besonders dringenden Einzelfällen zulässig 
sind – nicht aber als Regelfall bei Klassenfahr-
ten. Die systematische Missachtung der Ruhe-
zeiten gefährdet die Gesundheit der Beschäftig-
ten und ist arbeitsrechtlich nicht haltbar.

2. Verantwortung wird auf  
die Lehrkräfte abgewälzt

Die BSFB legt die Einhaltung der Arbeitszeit- 
und Ruhezeitvorschriften in die Eigenverant-

wortung der Lehrkräfte und verweist 
auf die »eigenverantwortliche Eintei-
lung der Arbeitszeit«. In der Praxis ist 
es jedoch mit nur zwei Begleitpersonen 
auf mehrtägigen Fahrten faktisch un-
möglich, die gesetzlichen Pausen- und 
Ruhezeiten einzuhalten. Die tatsächli-
chen Arbeitsbedingungen – mit späten 
Abend- und Nachteinsätzen sowie Prä-
senz am frühen Morgen – machen eine 

Einhaltung der Ruhezeiten zur Ausnahme. Der 
Entwurf ignoriert diese Realität und verschlei-
ert damit die systematische Überlastung.

3. Fehlende Regelungen zu Nachtarbeit  
und Bereitschaftszeiten

Die BSFB hat keine Regelung, wie mit Nacht-
arbeit und Aufsichtsbereitschaft in den Abend- 
und Nachtstunden umzugehen ist. Für Päda-
gogisches und Therapeutisches Fachpersonal 
(PTF) sind nach aktueller Rechtsprechung kei-
ne Bereitschaftszeiten für die Nachtstunden 
vorgesehen, hier sind sämtliche pädagogischen 
und pflegerischen Tätigkeiten vom Wecken der 
Kinder bis zum Beginn der Nachtruhe – ab-
züglich der gesetzlichen Pausenzeiten – als 
Arbeitszeit zu werten. Vergütungspflichtige Be-
reitschaftsdienste oder Bereitschaftszeiten im 
Sinne des TV-L entstehen grundsätzlich nur bei 
ausdrücklicher arbeitgeberseitiger Anordnung 
auf Basis einer entsprechenden Dienstverein-
barung. Die wurde aber bislang mit der BSFB 
nicht verhandelt. Der Entwurf bleibt eine kla-
re Definition und Dokumentation dieser Zeiten 
schuldig und ignoriert die Notwendigkeit eines 
zeitnahen Ausgleichs oder einer Vergütung.

4. Überschreitung der zulässigen  
Höchstarbeitszeit

Die zulässige tägliche Höchstarbeitszeit wird 
von der BSFB nicht thematisiert. Die eigenver-
antwortliche Gestaltung der Arbeitszeit wird 

Beschluss:

Die GEW Hamburg setzt sich dafür ein, dass die 
Mehrarbeit von Lehrkräften sowie Pädagogischem 
und Therapeutischem Fachpersonal auf Klassen-
fahrten verbindlich und angemessen anerkannt 
und vergütet wird. Dazu gehört insbesondere: 
die Anerkennung der auf Klassenfahrten regelmäßig 
anfallenden Mehrarbeit als solche und deren Berück-
sichtigung bei der Arbeitszeit- und Vergütungsbe-
rechnung 
die Einhaltung aller arbeitsrechtlichen Bestimmungen, 
insbesondere der gesetzlichen Ruhezeiten, auch auf 
Klassenfahrten 
die klare Definition von Arbeitszeit auf Klassenfahr-
ten, einschließlich der Bereitschaftszeiten und der 
Nachtbetreuung, für alle beteiligten Berufsgruppen. 
 
Die GEW Hamburg wird beauftragt, eine ge-
zielte Kampagne zur Verbesserung der Arbeits-
bedingungen auf Klassenfahrten für Lehrkräfte 
sowie das Pädagogische und Therapeutische 
Fachpersonal zu entwickeln. Im Rahmen dieser 
Kampagne soll die GEW Hamburg insbesondere: 
die Schulpersonalräte aktiv beraten und unterstützen, 
damit diese die Interessen der betroffenen Beschäf-
tigten wirksam vertreten können 
die Schulpersonalräte im Prozess der Einhaltung der 
Mitbestimmung bei der Einsatzplanung stärken 
Informations- und Arbeitsmaterialien entwickeln und 
bereitstellen, die Schulpersonalräte und Beschäftigte 
bei der Durchsetzung ihrer Rechte im Zusammen-
hang mit Mehrarbeit auf Klassenfahrten unterstützen
Fortbildungen und Informationsveranstaltungen für 
Schulpersonalräte und Beschäftigte anbieten, um 
über arbeitszeitrechtliche Regelungen, Vergütungsan-
sprüche und Handlungsmöglichkeiten zu informieren.
 

Daniel Heitmann, Thorsten Gehlsen, Henrik Lorenzen-Albers und Michael Kessel sind in der AG Klassen-
fahrten der GEW-Fraktion des Gesamtpersonalrates (GPR).

Klassenfahrten  
sind Arbeit!

Arbeitsrechtliche Vorgaben müssen eingehalten wer-
den, um die Gesundheit der Beschäftigten zu schützen 
und die Qualität der pädagogischen Arbeit auf Klas-
senfahrten nachhaltig zu sichern.

Daniel Heitmann, Thorsten Gehlsen, 
Henrik Lorenzen-Albers und Michael 
Kessel

Klassenfahrten sind ein zentraler Bestandteil 
schulischer Bildungsarbeit, stellen aber für 
Lehrkräfte sowie Pädagogisches und Thera-
peutisches Fachpersonal (PTF) eine erhebliche 
Zusatzbelastung dar. Die Mehrbelastung ergibt 
sich aus folgenden Gründen:

1. Unzureichende Berücksichtigung  
der gesetzlichen Ruhezeiten

Die Behörde für Schule, Familie und Berufs-
bildung (BSFB) differenziert nicht die gesetzli-
chen Vorschriften zur elfstündigen Ruhezeit für 
Beamt*innen und Tarifbeschäftigte. Während 
für Beamt*innen in der Arbeitszeitverordnung 
(ArbzVO) eine ›Soll‹-Vorschrift  gilt, ist für Ta-
rifbeschäftigte die Einhaltung der Ruhezeit 
gemäß Arbeitszeitgesetz (ArbzG) zwingend 
vorgeschrieben. Hinzu kommt, dass die BSFB 
argumentiert, dass Störungen auf Klassenfahr-
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mehrheitlich angenommen 

Antrag  
Einhaltung der Arbeitsrechtlichen 
Vorgaben auch für Klassenfahrten!

Antragsteller  
Daniel Heitmann, Thorsten Gehlsen, 
Henrik Lorenzen-Albers und Michael 
Kessel

als Lösung dargestellt, ohne die tatsächlichen 
Belastungen und Überschreitungen zu berück-
sichtigen.

6. Fehlende Unterstützung  
und Mitbestimmung

Die BSFB sieht keine verbindliche Einsatzpla-
nung vor und schränkt damit die Mitbestim-
mungsrechte der Schulpersonalräte ein. Dies 
erschwert die wirksame Vertretung der Interes-
sen der Beschäftigten und führt zu einer wei-
teren Schwächung der Rechte der Betroffenen.

Aus diesen Gründen setzt sich die GEW 
Hamburg mit Nachdruck für die im Beschluss 
des Hamburger Gewerkschaftstages genann-
ten Maßnahmen ein. Nur so kann die Attrak-
tivität des Berufs erhalten, die Gesundheit 
der Beschäftigten geschützt und die Qualität 
der pädagogischen Arbeit auf Klassenfahrten 
nachhaltig gesichert werden.

1.

2.
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Schließung 
der PAS  
nach Guts-
herrenart
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Die Fachgruppe berufliche Schu-
len fordert den Erhalt der Praxis-
ausbildungsstätten in Hamburg

Anfang des Jahres wurden die Kita-
leitungen der vier Praxisausbildungs-
stätten (PAS) zeitgleich von den Schul-
leitungen über die Schließungen der 
PAS innerhalb der Zeitspanne von 
einem bis zu eineinhalb Jahren infor-
miert. Vom Hamburger Institut für be-
rufliche Bildung (HIBB) lag ein Schreiben ohne 
Unterschrift der Verantwortungsträger*innen 
vor. Die Personalratsvorsitzenden der jeweili-
gen Schulen wurden kurz vorher informiert, zu 
Stillschweigen verpflichtet und um Anwesen-
heit gebeten. Als Begründung für die Schlie-
ßung wurde dargelegt, dass das Format der 
Praxisausbildungsstätten nicht mehr benötigt 
werde, weil es nicht zu den Richtlinien des ge-
änderten Bildungsplanes passe. Deren Schwer-
punkt, die fachlich exzellente Begleitung der 
Praktikant*innen, könne nach dem neuen Bil-
dungsplan von jeder anderen Kindertagesein-
richtung geleistet werden. Diese Mitteilung der 
Behörde kam für die Leitungen und für die Be-
schäftigten ohne jede Vorwarnung. Die Art und 
Weise dieses Verfahrens, Beschäftigte vor voll-
endete Tatsachen zu stellen und zu erwarten, 
dass diese sang- und klanglos Folge leisten, ist 
in vielerlei Hinsicht fragwürdig.

Fachlich und konzeptionell gesehen: Die 
geplante Schließung der PAS ist aus bildungs-, 
sozial- und arbeitsmarktpolitischer Sicht pro-
blematisch. Die PAS sind seit Jahrzehnten ein 
zentraler Bestandteil der sozialpädagogischen 
Ausbildung in Hamburg und verbinden theore-
tisches Lernen mit praxisnaher pädagogischer 
Arbeit. Ihre Abschaffung gefährdet nicht nur 
die Qualität der Ausbildung zukünftiger Fach-
kräfte, sondern verschärft langfristig auch den 
bestehenden Fachkräftemangel im sozialen Be-
reich. Weitere Aspekte sind den vier Stellung-
nahmen des jeweiligen Personals und der Be-
triebsräte aller vier Fachschulen zu entnehmen.

Bildungspolitischer Grund nur vorgeschoben
Die pädagogische Arbeit, die qualifizierte 
Praktikant*innenanleitung, der Betreuungs-
schlüssel und die räumliche Ausstattung ent-
sprechen den geforderten Qualitätsstandards 
renommierter wissenschaftlicher Institutionen 

einstimmig  
angenommen 

Antrag  
Erhalt der Praxisaus-
bildungsstätten (PAS)  
in Hamburg

Antragsteller*innen  
Fachgruppe berufliche 
Schulen Hamburg

Marlies Tatje für die  
Antragsteller*innen

der frühkindlichen Bildung. Die PAS sind kei-
ne gewöhnlichen Kindertageseinrichtungen, 
sondern speziell entwickelte Ausbildungsorte. 
Dort werden angehende Erzieher*innen unter 
professioneller Anleitung praxisnah begleitet, 
reflektieren ihre Arbeit und können pädago-
gische Konzepte direkt erproben. Diese enge 
Verzahnung von Theorie und Praxis gilt bun-
desweit als innovatives Modell und wird von 
Fachkräften, Gewerkschaften und Bildungsein-
richtungen ausdrücklich hervorgehoben. Die 
Behördenvertretung bezieht sich bei der Schlie-
ßung auf die Empfehlung der Kultusminister-
konferenz (KMK). Hier sei angemerkt, dass die 
Bildungspolitik den Bundesländern obliegt und 
es sich eben nur um Empfehlungen handelt, de-
nen Hamburg nicht zwangsläufig folgen muss.

Der eigentliche Grund –  
wirtschaftliche Sparzwänge

Die geäußerte Annahme der Personalvertre-
tungen und gewerkschaftlichen Interessenver-
tretungen, dass wirtschaftliche Faktoren oder 
ein angebliches Überangebot an Kita-Plätzen 
die Schließungen notwendig machten, wurde 
zu Beginn des Schließungsprozesses immer 
als unbegründet zurückgewiesen, lässt sich 
aber im laufenden Prozess an mehreren Stellen 
nicht von der Hand weisen. In der PAS Niendorf 
soll die Schließung schon zum Februar 2027 
erfolgen, da hier bauliche Mängel zu verzeich-
nen sind. Ein wohl fehlgeleiteter Chatverlauf 
belegt, dass es schon vor anderthalb Jahren 
eine Anfrage zu den Belegzahlen der Kitaplätze 
in den Bezirken gab. Einzelnen Einrichtungen 
wurde eine mangelnde Belegung vorgehalten. 
In mindestens zwei PAS gibt es jedoch Warte-
listen. Es fehlt bislang eine transparente und 
öffentlich nachvollziehbare Evaluation mit ei-
ner Kosten-Nutzenaufstellung im Hinblick auf 
die Wirtschaftlichkeit sowie den tatsächlichen 
Auswirkungen. Weder wurden umfassende 
Bedarfsanalysen veröffentlicht noch relevante 
Akteure wie Fachschulen, Beschäftigte, Eltern 
oder Auszubildende ausreichend einbezogen.
 

Politischer Anspruch von Parti- 
zipation und Demokratie – der  
Umgang mit den Beschäftigten

Senatorin Ksenija Bekeris hebt Partizipation 
in der bildungspolitischen Institution gerne 
als wichtiges Merkmal hervor. Im Prozess der 
PAS-Schließungen stellt sich die Frage, wo 
diese bei den Beschäftigten der Einrichtungen 
stattgefunden hat. Wie bereits dargelegt, ist 
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Marlies Tatje ist angestellte Lehrkraft an einer Fach-
schule für Sozialpädagogik, engagiert in der Fachgruppe 

beruflicher Schulen und ehemals im GPR.

die behördliche Entscheidung der Schließung 
vom HIBB ohne Vorlauf und Einbindung bei der 
Suche nach Alternativen, die für einen Erhalt 
der Einrichtungen in Frage kommen, getroffen 
und verkündet worden. Die fadenscheinige in-
haltliche Begründung ist noch mehr Affront für 
die Leitungen der PAS, die im Vorweg an den 
Änderungen des Bildungsplanes im Auftrag 
der Fachschulen mit ihrer 
hohen fachlichen Experti-
se mitgewirkt haben, ohne 
zu ahnen, dass diese Ände-
rungen die Schließung ihrer 
Einrichtungen begründen 
werden. Auch die Beteili-
gung der Interessenvertre-
tungen wie dem Gesamt-
personalrat (GPR) und den 
schulischen Personalräten 
musste erst über den Rechtsweg eingefordert 
werden. Wirksame Prozesse von Partizipation 
und Demokratie sehen anders aus. Die Wert-
schätzung von langjähriger, qualitativ hoch-
wertiger Arbeit bleibt aus.

Die Sicht der Eltern und mögliche  
Auswirkungen auf die Kinder

Die Eltern der betroffenen PAS in Hamburg kri-
tisieren an der geplanten Schließung vor allem 
soziale, pädagogische und politische Aspekte. 
Im Mittelpunkt steht die Sorge, dass nicht nur 
Kita-Plätze verlorengehen, sondern auch stabi-
le Bildungs- und Beziehungsorte für ihre Kin-
der zerstört werden. Ein zentraler Kritikpunkt 
der Eltern ist der Verlust vertrauter Bezugsper-
sonen und gewachsener Gemeinschaften. Viele 
Familien betonen, dass ihre Kinder seit Jahren 
in den Einrichtungen betreut werden und dort 
sichere soziale Bindungen aufgebaut haben. 
Die Schließung wird deshalb nicht als ›Verwal-
tungsentscheidung‹, sondern als massiver Ein-
schnitt in das Leben der Kinder wahrgenom-
men. In einer Petition heißt es: »Mehr als 160 
Kinder verlieren ihre vertrauten Bezugs-
personen, gewachsene Gruppen und eine 
qualitativ hochwertige Betreuung.« 

Darüber hinaus kritisieren Eltern, 
dass die besondere pädagogische Quali-
tät der PAS nicht ausreichend gewür-
digt wird. Die Einrichtungen gelten 
als eng mit den Fachschulen ver-
zahnte Ausbildungsorte, in denen 
Theorie und Praxis kontinuier-
lich reflektiert und weiterentwi-
ckelt werden. Eltern berichten, 

dass sie gerade wegen dieses besonderen Kon-
zepts bewusst eine PAS gewählt hätten. 
Ein weiterer Vorwurf von dieser Seite betrifft 
die mangelnde Transparenz des HIBB und der 
Schulbehörde. Eltern kritisieren, dass die Ent-
scheidung ohne ausreichende Beteiligung ge-
troffen worden sei. Weder seien nachvollzieh-
bare Bedarfsanalysen veröffentlicht worden 

noch habe es frühzeitig offene Gespräche 
mit den Elternvertretungen gegeben. Der 
Landeselternausschuss Hamburg doku-
mentiert, dass betroffene Eltern ihre »Be-
fürchtungen und Sorgen« öffentlich einge-
bracht haben. 

Besonders scharf wird die offizielle Be-
gründung zurückgewiesen, die PAS seien 
nicht mehr notwendig oder teilweise nicht 
ausgelastet. Eltern und Beschäftigte ver-
weisen darauf, dass mehrere Einrichtun-

gen voll belegt seien und Wartelisten führten. 
Aus ihrer Sicht widersprechen die Schlie-
ßungspläne daher der tatsächlichen Situation 
vor Ort. 

Zudem befürchten viele Eltern langfristige 
Folgen für die Qualität der frühkindlichen Bil-
dung in Hamburg. Sie argumentieren, dass die 
PAS wichtige Ausbildungsorte für zukünftige Er-
zieher*innen seien. Gerade angesichts des Fach-
kräftemangels erscheine es widersprüchlich, 
bewährte Ausbildungsstrukturen abzubauen. 
Eltern sehen darin eine kurzsichtige Sparpolitik 

zulasten kommender Generationen. 

Beschluss: Erhalt der Praxisausbil-
dungsstätten (PAS) in Hamburg: 
Die GEW Hamburg spricht sich ent-
schieden gegen die geplante Schließung 
der Praxisausbildungsstätten (PAS) in 
Hamburg aus und fordert die BSFB, das 
HIBB, Senat und Bürgerschaft auf, die 
PAS dauerhaft zu erhalten und struktu-
rell zu stärken. 

Elterninitiativen: Gegenwind
Die Eltern der betroffenen PAS haben in den 
vergangenen Monaten mehrere Initiativen ge-
startet, um gegen die geplanten Schließungen 
vorzugehen. Ziel dieser Aktionen ist es, politi-
schen Druck aufzubauen, Öffentlichkeit herzu-
stellen und die Bedeutung der Einrichtungen 
für Kinder, Familien und die Ausbildung zu-
künftiger Fachkräfte sichtbar zu machen. Nach 
aktuellem Stand hat die gestartete Petition ›PAS 
bleibt!‹ gegen die Schließung der PAS bereits 
mehr als 8200 Unterstützer*innen erreicht. Die-
ser Stand wird direkt auf der Kampagnenseite 
angegeben. Die Petition fordert unter anderem 
ein Moratorium der Schließungen, eine unab-
hängige fachliche Evaluation, Transparenz 
über die Entscheidungsgrundlagen sowie den 
Erhalt und die Weiterentwicklung der Ausbil-
dungs-Kitas. Die Unterstützer*innen stammen 
laut Initiator*innen aus Elternschaft, Fach-
schulen, Gewerkschaften, Kita-Teams und der 
sozialpädagogischen Ausbildung. Die Petition 
wird zudem von der GEW Hamburg öffentlich 
unterstützt.

Darüber hinaus haben Eltern zusammen 
mit Gewerkschaften, Fachschulen und Be-
schäftigten Protestkundgebungen organisiert 
beziehungsweise unterstützt. Besonders sicht-
bar war eine Kundgebung im Mai 2026 in der 
Hamburger Innenstadt, zu der die GEW auf-
gerufen hatte. Eltern nahmen dort gemeinsam 
mit Erzieher*innen, Auszubildenden und Kin-
dern teil, um öffentlich gegen die Schließungs-
pläne Stellung zu beziehen. 

Zusätzlich suchen Eltern gezielt den poli-
tischen Dialog. Sie wenden sich an Bürger-
schaftsabgeordnete, Parteien und Ausschüsse, 
um die Entscheidung überprüfen zu lassen. Die 
Kritik der Eltern wurde dabei auch von politi-
schen Akteuren aufgegriffen. So forderte die 
Linksfraktion in der Hamburgischen Bürger-
schaft ein Moratorium der Schließungen und 
eine erneute Prüfung der Entscheidung unter 
Einbeziehung von Eltern, Beschäftigten und 
Fachschulen. 

Fazit der Antragstellenden der  
Fachgruppe berufliche Schulen

Vor diesen Hintergründen wirkt die Schließung 
spezialisierter Ausbildungsorte widersprüch-
lich und kurzsichtig. Statt Ausbildungsstruk-
turen abzubauen, müsste deren Qualität ge-
sichert und weiterentwickelt werden. Auch 

Erfahrungen aus der Pflege- und Sozialaus-
bildung zeigen aus gewerkschaftlicher 

Sicht, wie wichtig qualitativ hochwertige Pra-
xisanleitung ist. In vielen Ausbildungsberei-
chen berichten Auszubildende bereits heute 
von fehlender Betreuung, Personalmangel und 
unzureichender Anleitung in regulären Praxis-
einrichtungen. Gerade deshalb erfüllen die PAS 
eine wichtige Funktion als geschützte Lernorte 
mit verbindlicher Begleitung und Reflexion. 

Darüber hinaus hat die Schließung nicht 
nur Auswirkungen auf die Ausbildung, sondern 
auch auf Kinder und Familien. Die PAS bieten 
pädagogisch stabile Umgebungen und dienen 
gleichzeitig als Orte innovativer Bildungs-
arbeit. Ihr Wegfall bedeutet den Verlust ge-
wachsener sozialer Strukturen und bewährter 
Kooperationen zwischen Fachschulen und Pra-
xiseinrichtungen. Statt bewährte Ausbildungs-
modelle abzubauen, sollte die Politik in deren 
Modernisierung und langfristige Sicherung 
investieren. Eine transparente Neubewertung 
der Entscheidung unter Einbeziehung aller Be-
teiligten erscheint daher dringend notwendig. 
Der Gewerkschaftstag hat sich einstimmig für 
den Antrag zum Erhalt dieser hochwertigen 
Einrichtungen ausgesprochen!



Wir kämpfen weiter!
Die um einige aktuelle Punkte 
ergänzte Rede von Detlef Zunker 
zur Vorstellung des Antrags der 
Fachgruppe Erwachsenenbildung 
auf dem Gewerkschaftstag

Detlef Zunker 

»Liebe Kolleg*innen, in 2025/26 hat die Fach-
gruppe Erwachsenenbildung einiges vorge-
habt und vieles bewegt. Der Gewerkschaftstag 
2025 hatte ein Forderungspapier zum Thema 
mit 13 Punkten – übrigens einstimmig – ver-
abschiedet. Manche*r von euch mag das ja für 
Aktionismus gehalten haben: 13 Punkte, was 
soll das? Die gute Nachricht für euch: Wir ha-
ben alle Punkte bearbeitet und auch einige 
Erfolge erzielt. Ich will hier nur einige heraus-
greifen: Wir haben ›VHS fair‹ fortgesetzt und 
den Senat und die ihn tragenden Parteien im-
mer wieder auf die prekäre Lage der Lehren-
den hingewiesen und auf unsere Forderung 
nach Honorarfortzahlung im Krankheitsfall 
und Festbeschäftigung für Daueraufgaben. Das 
Thema werden wir die ganze Legislaturperiode 
in die politische Diskussion einbringen, wenn 
nötig bis zur nächsten Wahl mit den entspre-
chenden Prüfsteinen. Es ist uns zudem gelun-
gen, zusammen mit der Bundes-GEW endlich 
das Bundestariftreue-Gesetz durchzusetzen. 
Wir werden darauf achten, dass es auch hier in 
Hamburg konsequent angewendet wird.

Es gibt aber auch bittere Pillen: 
Erstens: Es ist uns als GEW nicht gelungen, 
durchzusetzen, dass in den Verhandlungen 
zum Branchentarifvertrag auch das Gesamt-
programm Sprache mit einbezogen wird (Be-
schlusslage Gewerkschaftstag 2025: nicht 
geschafft). Der Arbeitgeberverband hat sich 
geweigert, darüber überhaupt zu sprechen. Das 
ist skandalös und spaltet die Belegschaften. 
Wir werden aber weiter dafür kämpfen, dass 
unsere Kolleg*innen aus den Sprach- und In-
tegrationskursen für die Eingewanderten nicht 
außen vor bleiben.

Zweitens: Alexander Dobrindt (CSU) und das 
Bundesministerium des Innern laufen der AFD 
hinterher: Am 9. Februar 2026 Verkündigung 
des Zulassungsstopps zu Integrationskursen 
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für bundesweit rund 
130.000 Zugewanderte 
und Geflüchtete, dadurch ein Wegfall ungefähr 
der Hälfte der Kurse. Das ist existenzbedrohend 
für die Lehrenden und die Sprachkursanbieter. 

GEW Hamburg wirkt! 
Die GEW Hamburg verurteilte am 11. Februar 
2026 diese Entscheidung umgehend scharf und 
erreichte als schnellster Player ein großes, bun-
desweites Presse-Echo. Am 9. April organisiert 
sie eine Protestdemo gegen den Zulassungs-
stopp mit mehr als 600 Teilnehmenden – die 
größte Erwachsenenbildungsdemo in Ham-
burg seit Jahrzehnten. Wir als GEW Hamburg 
schmieden ein breites Bündnis von Betriebs-
räten und Unternehmensleitungen vieler Be-
triebe, auch aus dem Bereich der freien Wohl-
fahrtspflege. Auf der 1. Mai-Demo des DGB 
macht die GEW Erwachsenenbildung in einem 
offiziellen Redebeitrag auf die zugespitzte Lage 
aufmerksam, fordert ein Ende des Zulassungs-
stopps und äußert scharfe Kritik am Innenmi-
nister Dobrindt. Die Fachgruppe nimmt aktiv 
an der Demo teil.

Zusammenfassend  
können wir festhalten:

Die GEW Hamburg ist in den größeren Betrie-
ben der Hamburger Erwachsenenbildung in-
zwischen eine Stimme, die gehört wird. Sie ist 
mit ihren Initiativen ein wichtiger Player, der 
Beachtung nicht nur in der Hamburger Öffent-
lichkeit findet. Die Hamburger Politik setzt sich 
mit den Initiativen der GEW Hamburg ausein-
ander. Zur Wahrheit gehört aber auch: Die Lage 
für viele Kolleg*innen in dieser Branche ist sehr 
ernst. Die GEW Hamburg trägt mit ihrer Aus-
strahlung und ihren Initiativen dazu bei, dass 
die Kolleg*innen Hoffnung haben können, dass 
wir gemeinsam Stand halten und Schritt für 
Schritt die Verhältnisse bessern.«

einstimmig angenommen 

Antrag  
Dramatische Lage der Leh-
renden in der Erwachsenen-
bildung verbessern. Jetzt!

Antragsteller*innen  
Fachgruppe Erwachsenen-
bildung

Beschluss: (Auswahl)

Dramatische Lage der Lehrenden in der Erwachse-
nenbildung verbessern. Jetzt!

Die Hamburger GEW
unterstützt Initiativen und öffentlichkeitswirksame 
Kämpfe gegen das dramatische Zusammenstreichen 
der Mittel für das Gesamtprogramm Sprache, ins-
besondere des aktuellen Zulassungsstopps bei den 
Integrationskursen. 
setzt sich dafür ein, ein breites Hamburger Bündnis 
gegen diese Kürzungen zu schmieden. 
 

Sie macht ihren Einfluss auf der Bundesebene 
dafür geltend, 

dass diese Initiativen von der Bundesebene unter-
stützt und koordiniert werden.
dass die GEW-Bundesgremien sich dafür einsetzen, 
dass der Geltungsbereich des Branchentarifvertrags 
sich nicht nur auf den Bereich des SGB2/3 bezieht, 
sondern auch auf das Gesamtprogramm Sprache. 
Der Branchentarifvertrag soll sich deutlich vom 
Mindestlohnvertrag abheben, sich am Niveau des 
öffentlichen Dienstes orientieren und für Lehrende 
eine Obergrenze von 25 UEs á 45 Minuten für eine 
Vollzeitstelle und für alle Tätigkeiten Belastungsgren-
zen festschreiben.
 

Update nach dem Gewerkschaftstag: 
Inzwischen hat es auch eine Protest-Demo mit 
mehr als hundert Personen gegen den Integra-
tionsstopp in München gegeben, weitere Aktio-
nen sind geplant. Hamburg wird dort als Vor-
bild gesehen. 

Unsere Kampagne zeigt Wirkung:
Die Integrationsministerkonferenz der Bundes-
länder am 22. und 23. April 2026 forderte vom 
Bundesinnenministerium das sofortige Ende 
der Kursblockade für freiwillige Kursteilneh-
mer*innen der Integrationskurse. Der Bundes-
rat forderte am 8. Mai die Bundesregierung auf, 
den Zulassungsstopp für die Teilnahme an In-
tegrationskursen nach § 44 Absatz 4 AufenthG 
zurückzunehmen. 

Der Koalitionsausschuss in Berlin be-
schließt am 11. und 12. Mai eine Teilrücknahme 
des Integrationskursstopps: Ukraine-Flücht-
linge und EU-Bürger, »bei denen ein arbeits-
marktpolitisches Interesse besteht«, sollen jetzt 
doch wieder teilnehmen können. Allerdings 
enthält das Nebelkerzen, denn das Budget da-
für ist nicht vorhanden, da 80 % des Haushalts-
postens 2026 bereits durch die Kursbewilli-
gungen von 2025 verplant sind. Haushaltshöhe 
2027: Die CSU plant 650 Millionen, nötig wären 
aber mindestens eine Milliarde, um einen dra-
matischen Kahlschlag bei der Integration zu 
verhindern und eine Erhöhung der Bezüge und 
der Trägerzuweisungen, die seit 2022 eingefro-
ren sind, zu ermöglichen.

Zur Einrichtung des neuen Moduls Erst-
orientierungskurse (EOK) als Einstieg

Die Zielgruppe des neuen Moduls sind noch im 
Asylverfahren Befindliche. Was die Durchfüh-
rung betrifft, haben diese Kurse nur die Hälfte 
des Umfangs zu den Integrationskursen, auch 
werden weniger Finanzmittel bereitgestellt. 
Unsere erste Einschätzung: Inhaltlich ist das 
ein Schritt in die richtige Richtung, aber nicht 
ausreichend, denn es ist immer noch eine Kür-
zung. Und vor allem: Die EOKs sind nicht als 
Einstieg in die Integration gedacht und bieten 
keine sprachliche Qualifizierung. Die neue In-
tegrationskursverordnung soll bereits ab Juni 
2026 in Kraft treten. – Schaffen die das? Wir 
sind wachsam und werden reagieren.
 

Unsere Forderungen, für die wir kämpfen: 
Wir fordern: Keine Kürzungen im Budget für 
die Integration! Der Haushalt von 2027 muss 
mindestens eine Milliarde Euro betragen und 

Integration muss dauerhaft, verlässlich und 
nachhaltig finanziert werden. Leistungsträ-
ger*innen brauchen anständige Arbeitsbedin-
gungen. Es braucht einen Branchentarifvertrag 
auch für die Lehrenden des Gesamtprogramms 
Sprache. Integration ist eine gesamtgesell-
schaftliche Daueraufgabe und braucht entspre-
chende Arbeitsplätze.

Wie es weitergeht: 
Wir ermöglichen ein dauerhaftes Hamburger 
Bündnis für Integration mit allen wichtigen 
Playern. Wir verstärken den Druck mit Blick 
auf die Haushaltsverhandlungen 2027 im Bund 
und unterstützen bundesweit koordinierte Ak-
tionen. Wir gehen wieder auf die Straße und 
machen der Politik Beine, für den 3. Juli ist 
eine Protestaktion geplant. Wir kämpfen, wenn 
nötig bis zu einem heißen Herbst, wir sind be-
reit! Wir kämpfen dafür, dass Sprachförderung 
Kernaufgabe der Integration ist und ausrei-
chend und nachhaltig finanziert wird!

Wasser bis zum Hals! 

Sprach- und Integrati-

onskurse gehen baden!

Protestkundgebung 

der GEW Hamburg am 

3. Juli 2026 um 14 Uhr 

am Westufer der Alster 

(hinter der Kennedy-

brücke rechts)



Wissen schafft Zukunft! 
Zum Beschluss der Demo-Unter-
stützung für die Ausfinanzierung 
der Hamburger Hochschulen 

Florian Muhl für die  
Antragssteller*innen

Am 11. Juni 2026 fand die Demonstration für die 
Ausfinanzierung der Hamburger Hochschulen 
statt, zu der die mitgliedergruppenübergreifen-
de AG Ausfinanzierung an der Uni Hamburg 
seit April aufgerufen hatte. Der Aufruf war von 
vielen Gremien an der Uni unterstützt worden, 
was zu einer breiten Aufmerksamkeit an der 
Uni und darüber hinaus geführt hatte. Mehr 
als 7.000 Kolleg*innen, Kommiliton*innen und 
weitere Unterstützer*innen folgten dem Auf-
ruf und trugen ihre Forderungen auf vielfälti-
gen Plakaten, Bannern und Fahnen vom Uni-
Hauptgebäude durch die Innenstadt bis zum 
Hamburger Rathaus. 

Die GEW hatte sich bereits Ende letzten 
Jahres mit der Forderung nach einer bedarfs-
gerechten Finanzierung der Hamburger Hoch-
schulen positioniert. Auch vor diesem Hinter-
grund hatte der Gewerkschaftstag am 7. Mai 
einstimmig beschlossen, den Aufruf zur De-
monstration zu unterstützen. So waren denn 
auch viele Gewerkschafter*innen mit auf der 
Straße und auf den Kundgebungen waren Re-
debeiträge von Gewerkschaftskollegen aus den 
Hochschul-Personalräten sowie von Vertre-
ter*innen von GEW und ver.di zu hören.

Anlass für die Demonstration sind die be-
reits bestehende gravierende Unterfinanzie-
rung sowie die drohenden und bereits vollzo-
genen Kürzungen an der Uni gewesen. Obwohl 
die Wissenschaftsbehörde und das Präsidium 
der Universität sich seit der Stellungnahme des 
Akademischen Senats im Juli 2025 intensiv 
über die Finanzlage ausgetauscht haben, wur-
de bis zuletzt keine substantielle zusätzliche 
finanzielle Unterstützung beschlossen.

Gewerkschaftstag 2026 Beschluss Unterstützung Demo Ausfinanzierung  FG Hochschule & GEW Studis 
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FLORIAN MUHL ist in der GEW-Fachgruppe Hochschule und Forschung engagiert.

einstimmig angenommen 

Antrag  
Unterstützung der De-
monstration für die Aus-
finanzierung der Hamburger 
Hochschulen am 11.06.2026

Antragsteller*innen  
Andreas Busen, Patrick 
Grommes, Marc-Olivier Hin-
zelin (Sprecher-Team der FG 
Hochschule und Forschung), 
Florian Muhl (FG Hochschule 
und Forschung) sowie Sophie 
Ottersbach und Estelle Seve-
rin (Sprecherinnen der GEW 
Studis)

»Die Universitätsleitung sieht sich daher 
genötigt, allen Fakultäten Kürzungspläne 
abzuverlangen, die vielfach erhebliche und 
dysfunktionale Auswirkungen auf die (Aus-)
Bildung der Studierenden sowie die Arbeits-
fähigkeit ganzer Bereiche haben. Unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen droht der an-
gekündigte ›Strukturprozess‹ zu drastischen 
und irreversiblen Schäden an der Universität 

zu führen! Nicht bloß Lehrveranstal-
tungen, sondern ganze Studiengänge 
stehen vor dem Aus. Bibliotheken ver-
kürzen bereits ihre Öffnungszeiten und 
dünnen ihre Bestände aus. Studenti-
sche Jobs drohen zu verschwinden; die 
Beschäftigungsverhältnisse sind schon 
jetzt prekär und von Überlast geprägt. 
Die Lage ist brenzlig und sofort zu än-
dern! Gute Wissenschaft verdient aus-
reichende Mittel!« So hatte es die AG 
Ausfinanzierung in der Erklärung ›Ge-
gen die Kürzungen! Für die Ausfinan-
zierung der Uni!‹ im März diesen Jahres 
formuliert. Darin sind zentrale Forde-
rungen zur Verbesserung der Finanzla-
ge zusammengestellt, u. a. im Hinblick 
auf die Überwindung des strukturellen 

Defizits und die Entwicklung des Grundbud-
gets der Universität.

Es ist nun der richtige Zeitpunkt, um in 
Hamburg Druck zu machen für die Ausfinanzie-
rung der Hochschulen, aber auch für eine aus-
kömmliche Finanzierung der sozialen Infra-
struktur insgesamt: Im Laufe des Juni wird der 
Hamburger Senat den Entwurf des Hamburger 
Doppelhaushalts für die Jahre 2027/28 ver-
öffentlichen. Anschließend starten die Haus-
haltsberatungen und Ende des Jahres soll der 
Haushalt von der Bürgerschaft verabschiedet 
werden. Wir sollten uns in diesem Zeitfenster 
als aktive Gewerkschafter*innen, als Mitglie-
der der Hochschulen, als Bürger*innen dieser 
Stadt zum aktiven Teil dieser Beratungen ma-
chen und Druck aufbauen für Verbesserungen 
der Situation der Universität und der anderen 
öffentlichen Hamburger Hochschulen sowie 
gegen den drohenden Sozialabbau insgesamt.



34

Vom Wollen zum Machen
Ein*e Referent*in für die Junge GEW!

Alexander Kolling für  
die Junge GEW Hamburg
Die politischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklungen der vergangenen Jahre zeigen im-
mer deutlicher, unter welchem Druck soziale 
und demokratische Errungenschaften derzeit 
stehen. Insbesondere unter der aktuellen Bun-
desregierung verschärfen sich Angriffe auf den 
Sozialstaat, die öffentliche Daseinsvorsorge 
und Strukturen kollektiver Interessenvertre-
tung. Begleitet werden diese Angriffe von einer 
aggressiven politischen Rhetorik, die nicht zu-
letzt antikapitalistische und antifaschistische 
Organisationen diskreditiert und Kämpfe ent-
facht, die zunehmend entlang von Generatio-
nenlinien organisiert werden.

Gerade junge Menschen erleben dabei im-
mer häufiger, dass sie als Spielball gegenwär-
tiger Politiken die Verantwortung der zukünf-
tigen Herausforderungen schultern sollen, 
ohne dafür soziale Sicherhei-
ten oder sonstige Garantien in 
Gegenleistung zu erhalten. So 
sollen die Kriegstüchtigkeit 
durch die Teil-Wiedereinfüh-
rung der Wehrpflicht für junge 
Menschen ermöglicht, und die 
Rentenkassen durch höhere 
Sozialabgaben von immer län-
ger verpflichteten Arbeitneh-
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Gewerkschaftstag 2026 Änderungsantrag zum Haushalt  Junge GEW 

mehrheitlich angenommen 

Antrag  
Ergänzungsantrag zum 
Haushalt: Einrichtung einer 
geringfügig Beschäftigten 
Personenstelle zur Unterstüt-
zung der Arbeit der Jungen 
GEW

Antragsteller*innen  
Alexander Kolling in Reprä-
sentation der Jungen GEW 
Hamburg

mer*innen gefüllt werden, ohne je Anspruch 
auf gleiche Leistungen zu erhalten. Gleichzeitig 
werden durch die Verweigerung dringend nöti-
ger Investitionen – beispielsweise in das kaputt-
gesparte Bildungssystem – Aufstiegschancen 
verhindert und bestehende Machtpositionen in 
Arbeitsverhältnissen verhärtet. 

Dabei fungieren junge Menschen jedoch 
nicht nur als zeitlicher Puffer von realen Krisen, 
um Privilegien für die wahlrelevanten Zielgrup-
pen zu erhalten, sondern auch als Zielscheibe, 

um eben diese zu rechtferti-
gen. Die Delegitimation von 
Schüler*innenprotesten, die 
sich gegen die Wehrpflicht zur 
Wehr setzen, die Angriffe mit 
polemischer Rhetorik auf fle-
xible Arbeitszeitmodelle, den 
Acht-Stunden-Tag und den 
Arbeiter*innenkampftag als 
Feiertag; die Unterversorgung 
von Eltern- und Kindern und 
zuletzt die Wiedereinführung 
politischer Regelanfragen im 
öffentlichen Dienst, die mit 

potenziellen Berufsverboten aufgrund von eh-
renamtlich-aktivistischem Engagement ein-
hergeht: All das spricht Bände, unter welchen 
Prämissen politische Macht walten kann und 
wer von diesen betroffen sein wird. Vor allem 
aber macht es uns als Junge GEW deutlich, dass 
es gerade in dieser Zeit nicht weniger, sondern 
mehr gewerkschaftspolitisches Engagement 
braucht. Deshalb haben wir auf dem Gewerk-
schaftstag 2026 einen Antrag zur Einrichtung 
einer Referent*innenstelle eingebracht. Die 
Stelle soll die Arbeit der Jungen GEW orga-
nisatorisch, kommunikativ und strukturell 
unterstützen, dabei jedoch nicht als Ersatz für 
Ehrenamt dienen, sondern als Voraussetzung 
dafür, dass politische Arbeit überhaupt nach-
haltig möglich bleibt.
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Die Junge GEW Hamburg wird derzeit voll-
ständig von Ehrenamtlichen getragen: von 
Student*innen, Lehrkräften im Vorbereitungs-
dienst, Auszubildenden, Berufseinsteiger*in-
nen und jungen Kolleg*innen aus verschiedenen 
pädagogischen Arbeits- und Tätigkeitsfeldern. 
Gemeinsam organisieren wir Veranstaltungen, 
Diskussionsräume, politische Bildungsarbeit, 
Öffentlichkeitsarbeit, Bündnisarbeit, Mitglie-
dergewinnung, Vernetzung und gewerkschaft-
liche Aktionen. Doch ein erheblicher Teil dieser 
Arbeit besteht nicht aus politischer Organisie-
rung oder aktivistischen Formaten, sondern 
aus administrativen Tätigkeiten, die Ressour-
cen binden. Gerade in ehrenamtlichen Struktu-
ren führt das zunehmend zu Überlastung. Viele 
aktive Kolleg*innen bewegen sich zwischen 
Studium, Ausbildung, prekärer Beschäftigung, 
Referendariat oder Berufseinstieg – politisches 
Engagement findet also oft zusätzlich zu oh-
nehin verdichteten Lebensrealitäten statt. Die 
Folge ist, dass wertvolle Zeit und Energie in 
Verwaltungsarbeit fließen, während gleich-
zeitig Kapazitäten für politische Debatten, Bil-
dungsarbeit, Mobilisierung, Haltungsfragen, 
Antragsberatung oder konkrete Interventionen 
fehlen. Wenn progressive, gewerkschaftliche 
und linke Strukturen dauerhaft darauf an-
gewiesen sind, dass junge Menschen ihre be-
grenzten Ressourcen bis zur Selbstausbeutung 
einsetzen, dann reproduziert auch politisches 
Engagement jene Verhältnisse, die eigentlich 
kritisiert werden sollen.

Die beantragte Stelle soll genau an diesem 
Punkt ansetzen. Vorgesehen ist eine Referent*in-
nenstelle im Rahmen ›geringfügiger Beschäfti-
gung‹ mit Schwerpunkt auf Öffentlichkeitsar-
beit, Mitgliedergewinnung, organisatorischer 
Kontinuität und interner Strukturarbeit. Dazu 
gehören beispielsweise die Betreuung von 
Kommunikationskanälen, Unterstützung beim 
Onboarding neuer Mitglieder, die Aufbereitung 
von Materialien, Veranstaltungsorganisation 
oder die Pflege digitaler Arbeitsstrukturen. 
Insbesondere die Begleitung neuer Mitglieder 
sehen wir dabei als zentrale Zukunftsaufgabe. 
Viele junge Menschen treten Gewerkschaften 

ALEXANDER KOLLING ist seit 2017 Mitglied und ver-
tritt seit letztem Jahr die Junge GEW im Landesvor-
stand der GEW Hamburg. Sein besonderes Interesse 

gilt beruflich wie ehrenamtlich den Fragen, wie 
Menschen lernen, sich zu organisieren und gemein-

sam Handlungsfähigkeiten zu entwickeln. 

bei, finden anschließend jedoch nur schwer 
Anschluss an bestehende Strukturen oder ver-
lassen die Organisation bereits nach kurzer Zeit 
wieder. Nachhaltige Organisierung braucht 
deshalb verlässliche Ansprechpartner*innen, 
kontinuierliche Kommunikation und Räume, 
in denen Menschen tatsächlich Teil kollektiver 
Praxis werden können.

Die Diskussion um den Antrag fand da-
bei bewusst vor dem Hintergrund einer an-
gespannten Haushaltslage statt. Denn gerade 
jetzt halten wir die Forderung für notwendig. 
Eine Gewerkschaft, die ausschließlich entlang 
von Sparlogiken organisiert wird, verliert lang-
fristig ihre politische Handlungsfähigkeit. Die 
Investition in stabile Organisierungsstruktu-
ren ist deshalb keine Nebensache, sondern eine 

Zukunftsfrage. Gleichzeitig ist unsere Haltung 
davon geprägt, dass gewerkschaftspolitische 
Arbeit ›von Menschen für Menschen‹ geleistet 
wird. Als Bildungsgewerkschaft muss es uns 
ein Anliegen sein, gute Arbeitsbedingungen 
auch in der eigenen Struktur zu schaffen und 
Tätigkeiten, die Kontinuität benötigen und als 
Voraussetzungen für ehrenamtliches Engage-
ment nötig sind, auch als Arbeitstätigkeit zu 
definieren und entsprechend zu honorieren. 

Bereits vor dem Gewerkschaftstag haben 
wir uns als Gruppe und Struktur über diesen 
Antrag hinaus auf einer dreitägigen Klausurta-
gung intensiv mit der Zukunft der Jungen GEW 
beschäftigt. Das zentrale Ergebnis war dabei 
eindeutig: Trotz begrenzter Ressourcen wollen 
wir nicht weniger, sondern mehr. Mehr politi-
sche Sprechfähigkeit. Mehr inhaltliche Arbeit. 
Mehr Austausch. Mehr Mobilisierung. Mehr Or-
ganisierung. Mehr gewerkschaftliche Präsenz 
auf der Straße und in gesellschaftlichen De-
batten. In der nächsten hlz werden wir darüber 
ausführlich berichten und unsere Ideen für eine 
neue Organisationsstruktur vorstellen, die sich 
stark an Beteiligungsformaten und politischen 

Inhalten orientiert, ohne jedoch die wichtigen 
sitzungskulturellen Strukturen vollends ad 

acta zu legen. 
Zum Ende wollen wir noch all jenen 

danken, die den Antrag unterstützt und 
damit ein so positives Abstimmungser-
gebnis auf dem Gewerkschaftstag mög-
lich gemacht haben. Wir freuen uns sehr, 

dass die Stelle bestätigt wurde und zeitnah 
ausgeschrieben werden kann. 



Mein Name ist Heiko Humburg und ich 
wurde auf dem Gewerkschaftstag neu in 
den Landesvorstand gewählt. Ich bin Lehrer 
an der Stadtteilschule Horn. Wir haben an 
der Schule das Glück, eine aktive GEW-
Betriebsgruppe zu haben, in der wir viele 
gewerkschaftliche und politische Diskus-
sionen führen. Ich setze mich in letzter Zeit 
schwerpunktmäßig auf allen möglichen 
Ebenen gegen den Radikalenerlass 2.0 und 
neue Berufsverbote ein. Seit einem Jahr 
vertrete ich die GEW im Hamburger Bünd-
nis gegen Berufsverbote und bringe meine 
Perspektive zudem in die AG Regelanfrage 
der GEW Hamburg ein. Darüber hinaus bin 
ich derzeit Vorsitzender der GEW-Fraktion 
im Gesamtpersonalrat. Mir ist es besonders 
wichtig, die Verbindung zwischen GEW und 
der GEW-Fraktion im GPR zu festigen und 
dazu beizutragen, unsere gemeinsame Inter-
essenvertretung stark zu machen.

Heiko Humburg 

Estelle Severin 

Moin, ich bin Estelle, Lehramtsstuden-
tin und arbeite neben dem Studium mit 
ausländischen Studierenden im Bereich 
Deutsch als Fremdsprache (DaF). In der 
GEW vertrete ich im Sprecher*innenteam 
die GEW Studis. Bei meiner Kandidatur 
war es mir wichtig, die Stimme der Päda-
gog*innen von morgen hörbar zu machen. 
Wir jungen Menschen erleben täglich 
Repressionen, egal ob Kürzungen an der 
Uni, die Regelanfrage oder den Koopera-
tionsvertrag mit der Bundeswehr. Dazu 
wird unsere berufliche Perspektive als 
junge Pädagog*innen zunehmend prekär. 
Deshalb brauchen wir echten Austausch 
untereinander, denn nur so schaffen wir 
eine gemeinsame Basis für alle. 

Nicole Wiemer

Mein Name ist Nicole Wiemer. Ich bin Erzieherin in der 
Ganztägigen Bildung und Betreuung an Schulen (GBS) bei 
den Elbkindern und begleite Kinder und Familien mit dem 
klaren Anspruch, Chancengleichheit, Gleichberechtigung 
und Gleichwertigkeit konsequent einzufordern. Ich bin 
Mitglied der GEW sowie der Offenen Liste (DOL) und 
erlebe täglich, wie viel Fachkräfte leisten und wie sehr 
es gleichzeitig an Anerkennung, Zeit und Ressourcen 
fehlt. Das ist ein strukturelles Problem und nicht länger 
hinnehmbar. Unsere Arbeit braucht endlich echte Wert-
schätzung, mehr Sichtbarkeit und die politische Priorität, 
die sie verdient. Deshalb will ich im Landesvorstand klar 
Position beziehen für spürbare Verbesserungen und faire 
Bedingungen für alle!

Wahlergebnisse
3 Beisitzer*innen 
(Landesvorstand der GEW Hamburg) 
 
 

1. Schriftführer*in 

Leitung Referat B (Bildungspolitik)  

Leitung Landesrechtsschutzstelle 
(Wiederwahl für ein Jahr)

hlz-Redaktion 
(Wiederwahl) 

Estelle Severin (86 Stimmen, gewählt) 
Nicole Wiemer (78 Stimmen, gewählt) 
Heiko Humburg (75 Stimmen, gewählt) 
Dirk Poppner (55 Stimmen) 
Jens Kastner (14 Stimmen)

Eva Klock  
(ohne Gegenstimme, bei 3 Enthaltungen gewählt

Yvonne Heimbüchel  
(gewählt mit 92 Ja, 3 Nein, 8 Enthaltungen)

Roland Stolze  
(gewählt mit 84 Ja, 3 Nein, 6 Enthaltungen

Antje Géra (Leitung),  
Sebastian Schreull,  
Liese Kühnel,  
(gewählt mit 88 Ja, 11 Nein, 4 Enthaltungen)



Streiten, aber fair!
Für eine bessere Debattenkultur  
auf dem Gewerkschaftstag

Sami Franke für die Junge GEW Hamburg

Als Junge GEW Hamburg hatten wir kurz vor dem Gewerk-
schaftstag die Gelegenheit, unsere eigenen Strukturen und 
Ziele im Rahmen einer Klausurtagung intensiv zu reflektie-
ren und uns neu zu ordnen. Im Fokus stand dabei der Ab-
bau von schwerfälligen und unflexiblen Strukturen und 
die Konzentration des eigenen Engagements auf die Ver-
handlung (gewerkschafts-)politischer Inhalte sowie deren 
Umsetzung in Formate, Aktionen, Veranstaltungen oder An-
träge. Dazu gab es nur wenige Wochen später auf dem jährli-
chen Gewerkschaftstag – auf dem wir mit sechs Delegierten 
und Repräsentant*innen in den verschiedenen Gremien des 
Gewerkschaftstages aktiv waren – direkt die ersten Gelegen-
heiten. Mit diesem Artikel ist es uns ein Anliegen, unsere 
Reflexionen der eigenen Strukturen auszuweiten und die 
Erfahrungen mit der Sitzungs-, Antrags- und Streitkultur 
auf dem diesjährigen Gewerkschaftstag mit allen Interes-
sierten zu teilen.

Der Gewerkschaftstag ist nicht nur das höchste be-
schlussfähige Organ der GEW Hamburg, sondern für 
uns als Junge GEW eben auch genau das Gremium, in 
dem tagespolitische Themen auf eine höhere Ebene 
gehoben und wegweisende Entscheidungen für die 
kommenden Jahre getroffen werden. Es ist auch eine 
der wenigen Strukturen, in denen Vertreter*innen al-
ler Fach- und Personengruppen zusammenkommen, 
um gemeinsam politische Inhalte zu verhandeln, ihre 
Perspektiven zu teilen und Kompromisse für eine ge-
meinsame, wegweisende Richtung gewerkschafts-
politischer Arbeit einschlagen. Genau aus diesem 
Grund ist es wichtig, die nötigen Voraussetzungen 
für politische Debattenkulturen auf Augenhöhe zu 
schaffen, die eben jene Diskurse ermöglichen und 
produktive Ergebnisse befördern. Dass dies nicht 
immer leichtfällt oder geradezu herausfordernd 
sein kann, wurde auch auf diesem Gewerkschafts-
tag wieder deutlich. Besonders zwei Merkmale bzw. 
Anknüpfungspunkte haben sich hierbei aus unserer 
Perspektive als besonders gewichtig herausgestellt: 
die Tradition der den Antragsdebatten vorangestell-
ten Berichte sowie die Debattenkultur selbst. 

Der Gewerkschaftstag ist zum Streiten da? 
Genau hier ist der Raum, die Zeit, das Format gegeben, 
um über Anträge zu verhandeln, denn erst hier – durch die 

Verabschiedung aller Delegierten aus allen Personen- und 
Fachgruppen – entfalten deren Inhalte ihre politische Be-
deutsamkeit über die entsprechende Gewichtung. Jedoch 
ist der Gewerkschaftstag nicht frei von tradierten Struktu-
ren, die eine produktive Sitzung verhindern und zu wenige 
Zeiträume zur Verfügung stellen, um in einen produktiven 
Austausch gehen zu können. Auch auf diesem Gewerk-
schaftstag führte das dazu, dass Anträge mit wichtigen, 
zeitgenössischen Themen gar nicht erst verhandelt werden 
konnten. Hier sehen wir den Bedarf, den Ablauf des Gewerk-
schaftstages neu zu denken und wir sind uns sicher: Das 
können wir auch. Als Bildungsgewerkschaft steht uns durch 
die Erfahrung in Strukturen und der professionellen Rolle 
unserer Mitstreiter*innen ein großes Repertoire an Wissen 
und Fähigkeiten zur Verfügung, Prozesse, Inhalte, Diskus-
sionen zu moderieren, während wir gleichzeitig ein Ver-
ständnis für offene Fehlerkulturen mitbringen. Aus unserer 
Perspektive ist es daher an der Zeit, einige der Strukturen zu 
überdenken und neu zu denken.

Im Dialog bleiben.
Lasst uns für einen Moment gemeinsam mutig sein 
und einmal laut denken. Berichte sind ein wichtiger 
Teil des Gewerkschaftstages. Die Vorsitzenden müs-
sen ihre Gelegenheit erhalten, ihre Rechenschaftsbe-
richte abzulegen, der Haushalt muss eingeführt und 
vorgestellt werden und die dramaturgischen Effekte 
einer gut durchdachten Rede, die motiviert, mitreißt 
und den Ton eines Gewerkschaftstages zu setzen 
weiß, darf nicht fehlen. Nichtsdestotrotz nehmen 
Berichte viel Zeit ein. Zeit, die dann nicht mehr für 
Rückfragen, Austausch oder auch kritische Diskus-
sionen zur Verfügung steht. Ein mögliches effektive-
res Vorgehen könnte es sein, Berichte im Vorhinein 
schriftlich darzulegen und mündliche einführende 
Beiträge auf die wesentlichen Punkte zu reduzieren. 
Dabei mag es herausfordernd sein, einen X-seitigen 
Bericht auf X Minuten runterzubrechen, aber genau 
so kann es besonders bereichernd sein, zu überle-
gen, was genau diejenigen Punkte sein sollen, die auf 
dem Gewerkschaftstag ihre Wirkung entfalten sol-
len. Prägnanz ist hierbei kein Nachteil, sondern ein 
Fokus auf das, was wirklich für alle Ohren bestimmt 
sein soll. Möglicherweise wäre sogar eine gemeinsa-

me Lesezeit ein spannender Versuch, eine Art von 
Chancengleichheit der Vorbereitungszeit herzustel-
len. So oder so steht dann im Fokus, was aus unserer 
Perspektive von wichtiger, wenn nicht wichtigster 
Bedeutung ist: Zeit, über Berichte zu reden, Nachfra-
gen zu stellen und in einen gemeinsamen Austausch 
zu gehen.

Wer schreit, verliert.
Der zweite wichtige Anknüpfungspunkt für uns als Junge 
GEW ist die Erfahrung mit der Sitzungskultur. Politische 
Debatten heizen sich gerne mal auf, das verstehen wir, 
schließlich geht es um nicht weniger als die vitalen Bedürf-
nisse politischer Teilhabe, die Weichenstellung von Inhal-
ten, Themen und Prioritäten, die Verteilung von Ressourcen 
und natürlich auch Fragen rund um Haltungen, Ziele und 
Werte, an denen sich alle Strukturen der GEW orientieren 
werden. Dabei begrüßen wir auch die Leidenschaft, die 
gerade auf Formaten wie dem Gewerkschaftstag nochmal 
besonders zur Geltung kommt, während wir gleichzeitig 
kritisch auf die Art und Weise schauen, wie diese Leiden-
schaft teilweise ausgedrückt wird. Zwischenrufe und Unter-
brechungen, lautstarkes Gerede im Publikum während der 
Meldungen, teilweise unnötig aggressive Wortbeiträge und 
sogar persönliche Anfeindungen hatten auf dem Gewerk-
schaftstag ihren Auftritt. Für uns ist klar: die Gewerkschaft 
ist ein Ort für Diskurse auf Augenhöhe, die auf Basis der ge-
genseitigen Anerkennung des politischen Engagements für 
die gemeinsame Sache fußt und immer mit Respekt in der 
gegenseitigen Begegnung getragen wird. Dass wir wichtige 
Anträge in Windeseile und mit großen Mehrheiten beschlie-

ßen konnten, zeigt deutlich, dass wir als Gewerkschafter*in-
nen für gemeinsame Ziele einstehen können. Insbesondere 
dann, wenn es um den Kampf für bessere Arbeitsbedin-
gungen, die Anerkennung von Bedarfen und die Verteilung 
von Ressourcen, aber auch um Betroffenheitsperspektiven 
geht, mit denen viele nicht einmal Berührungen haben. Wir 
erkennen die gemeinsame Identität der Sache auch in der 
Verschiedenheit unserer Strukturen und Gruppen wieder 
und es muss die Maßgabe unseres Handelns sein, auch bei 
politischen Gegensätzen in eine faire Aushandlung zu ge-

hen. Stellt sich also die Frage, wie wir daran arbeiten kön-
nen, dass sich diese Haltungen auch in unseren Redebei-
trägen und Debatten abzeichnen? Hier sehen wir nicht nur 
die Pflicht der Moderation des Gewerkschaftstages, einem 
klaren Fahrplan für den Umgang mit Redebeiträgen zu fol-
gen, sondern auch das Potenzial in dem Aufstellen eines 
sogenannten Awareness-Teams. Gerade ein solches Team 
könnte Stimmungen im Blick behalten, diese zurückmel-
den, beraten, konzeptionell-prophylaktisch unterstützen 
und bei Grenzüberschreitungen sichernd zur Seite stehen. 
Ein klares Must-Have für den nächsten Gewerkschaftstag. 

Zu guter Letzt wollen wir allen Delegierten danken, 
die den Gewerkschaftstag vor- und nachbereitet ha-
ben, die die Energie aufgebracht haben, sich mit den 
Anträgen auseinanderzusetzen. Danken wollen wir 
ihnen natürlich auch dafür, dass sie unseren Anträ-
gen zur Weiterentwicklung des Vorbereitungsdiens-
tes und der Einrichtung einer Referent*innenstelle 
zugestimmt haben. Wir freuen uns auf eine weitere 
produktive, respektvolle und vor allem engagierte 
Zusammenarbeit mit allen Mitgliedern und natür-
lich auch auf den nächsten – vielleicht konzeptionell 
angepassten – Gewerkschaftstag 2027.

SAMI FRANKE ist Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst (LiV) an einer Stadtteilschule.
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Es muss die Maßgabe  
unseres Handelns sein, 
auch bei politischen 
Gegensätzen in eine 
faire Aushandlung zu 
gehen.
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Klopfzeichen an den  
Apparat – Audienz beim 
Gewerkschaftstag

Die Senatorin Bekeris kommt zum Ge-
werkschaftstag der GEW. Gesprächsbe-
reitschaft. Dialog auf Augenhöhe. «Gute 
Sache» – mag der erste Gedanke sein. 
Könnte es sein. War es aber nicht. Es bleibt 
eher der schale Beigeschmack von einer 
Audienz. Und zwar auf unserem eigenen 
Gewerkschaftstag! Zeit für ein Klopfzeichen 
der Betriebsgruppe FSP2:

Betriebsgruppe der Staatlichen Fachschule  
für Sozialpädagogik Altona (FSP2) 

Keine Zeit für Diskussionen –  
Fragen dürfen eingereicht werden
Zu Beginn hat die Senatorin klargestellt, dass sie nicht viel 
Zeit mitgebracht hat. Zeit für Allgemeinplätze über Bildung 
und Anekdoten von der letzten Kanada-Reise war dann aber 
schon. Für eine ernsthafte Diskussion über die aktuellen 
politischen Streitfragen im Hamburger Bildungssystem 
hingegen nicht. Klar ist es auch nicht verkehrt, zu hören, 
dass kein Kind verloren gehen soll. Oder welche Ansätze es 
in Kanada gibt. Die spannenden Fragen wären jedoch ge-
wesen: Wie passen der Anspruch »niemand soll verloren 
gehen« zu den Kürzungen in der Kinder- und Jugendhilfe? 
Was sagen denn die Pädagog*innen in Kanada zu dem Plan, 
die Ausbildungskitas an den Fachschulen für Sozialpädago-
gik zu schließen?  Da, wo es spannend gewesen wäre, gab es 
dann leider keine Zeit. Fragen dürfen aber gerne eingereicht 
werden. Audienz beendet.

PAS oder das Verantwortungs-Mikado  
geht weiter: Wer zuerst Verantwortung 
übernimmt, hat verloren
Der traurige Höhepunkt dieser Audienz sei gleich 
vorweggenommen (Spannungsbögen sind über-
bewertet): Nach der Rede haben zwei Kolleg*innen 
beherzte Plädoyers für die Praxisausbildungsstät-
ten (PAS) der Fachschule für Sozialpädagogik (FSP) 
gehalten. Die Behörde von Senatorin Bekeris plant 
diese zu schließen. Im letzten ›Klopfzeichen‹ haben 
wir dargestellt, dass die sogenannten »inhaltlichen 
Gründe« wenig überzeugend sind (hlz 3–4/2026, 
S. 34 ff.). Argumente wurden beim Gewerkschafts-
tag auch gar nicht mehr benannt. Stattdessen wusste 
die Senatorin nur zu sagen, dass sie ja für »alle Kitas« 
zuständig ist. Finden wir auch! Nur, warum wurden 
dann rund 20 Kitas der Elbkinder geschlossen? Und 
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nun die Kita Elfenwiese? Und was nützt es den an-
deren Kitas, wenn unsere Praxisausbildungsstätten 
geschlossen werden? An denen wir Erzieher*innen 
für eben diese anderen Kitas ausbilden?  Antworten 
gab es nicht. Aus »Befangenheit« hat die Senatorin 
nämlich das Thema an ihre Staatsrätin abgegeben. 
Sehr nobel! Und ein altbekanntes Muster aus frühe-
ren Veranstaltungen. Verantwortungs-Mikado: Wer 
zuerst Verantwortung übernimmt, hat verloren. Ver-
loren haben auf jeden Fall die Kolleg*innen, Kinder 
und Eltern aus der PAS. Und die Ausbildungsqualität 
der Sozialpädagogik in Hamburg.

Berufsverbote 2.0 als Demokratiepädagogik?
Immerhin wurde das kontroverse Thema ›Regelanfrage 
beim Verfassungsschutz‹ thematisiert. Allerdings mit den 
alten, wenig überzeugenden Argumenten. Islamisten und 
Reichsbürger sollen nicht im Öffentlichen Dienst ihr Unwe-
sen treiben. Richtig, aber dafür haben wir bereits entspre-

chende Verfahren, welche auch funktionieren: Gerichts-
verfahren. Warum im Namen der ›Rechtsstaatlichkeit‹ 
diese Aufgabe von den Gerichten nun an eine eher wenig 
transparente Behörde wie den Verfassungsschutz delegiert 
werden soll (der gerne auch mal ›zu linke‹ Buchhandlungen 
überwacht), bleibt das Geheimnis der Senatorin. Die aktu-
ellen Erfahrungen z. B. in Bayern zeigen auch, dass diese 
Regelanfrage (und damit faktisch Berufsverbote) sich in 
der Praxis eher gegen Aktivist*innen richtet, welche sich zu 
sehr für den Klimaschutz oder Antifaschismus engagieren. 
Diese Neuauflage des Radikalenerlasses in eine »demokra-
tiepädagogische Maßnahme« zum Schutz »unserer Kinder« 
umzudeuten, ist eine besondere Leistung der Rede gewesen. 
Faktisch führt die Regelanfrage zu Verunsicherung bei Ak-
tivist*innen und dämpft Engagement – das Gegenteil von 
Demokratiepädagogik. Demokratie braucht Mut und Enga-
gement, nicht Angst und Anpassung.

Da war noch was – Erziehung zur Kriegstüchtigkeit
Ein Thema blieb erstaunlich unerwähnt. War da 
nicht noch was? Eine Kooperation der Senatorin mit 
der Bundeswehr. Geschulte Jugendoffiziere sollen an 
den Schulen ›informieren‹. Natürlich völlig uneigen-
nützig und ohne Hintergedanken! Dieses Thema war 
nicht erwähnenswert. Ist die ›Zeitenwende‹ schon so 
verinnerlicht, dass die Erziehung zur Kriegstüchtig-
keit nicht mal mehr eine Diskussion wert ist? Oder 
war einfach klar, dass mit diesem Thema auf dem 
GEW-Gewerkschaftstag kein Blumentopf zu gewin-
nen ist? Für uns bleibt es ein relevantes Thema: Kein 
Werben fürs Sterben!

Es ist kein Dialog, wenn zwischen dem  
Monolog Pausen gemacht werden
Es kann sinnvoll sein, Politiker*innen auf 
den Gewerkschaftstag einzuladen. Wenn es 
ein Dialog auf Augenhöhe ist. Am Ende war 
es eher ein Monolog von Allgemeinplätzen 
aus der Agenda der Senatorin. Weder wur-
den die Fragen ernsthaft beantwortet, noch 
gab es eine wirkliche Diskussion. Daher 
stellt sich schon die Frage, ob so eine Audi-
enz auf unserem Gewerkschaftstag sinnvoll 
ist. Es gab und gibt ja schon genug Dinge zu 
klären: Warum ist in der letzten Tarifrunde 

(und nicht nur der letzten) kein besseres Er-
gebnis erzielt worden? Wie können wir das än-

dern? Was tun wir gegen den aktuellen General-
angriff auf die sozialen Sicherungssysteme und den 
8-Stunden-Tag? Vielleicht ist es besser, mehr Zeit 

in eine Diskussion zu stecken, wie wir uns selbst em- 
powern, unsere Ziele zu erreichen, anstatt darauf zu hof-
fen, dass die Regierungen in Bund und Ländern durch die 
eine oder andere Audienz milde gestimmt werden.
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Jan Voß
studierte Sprachwissenschaft, Cultural Studies sowie 
Kunstgeschichte und zuletzt Volksschullehramt in Ham-
burg, Weimar und Wien. 2016 kehrte er nach Hamburg 
zurück und trat hier den Schuldienst an. Seitdem Stationen 
als Lehrer an der Grundschule Thadenstraße, Vizelinstraße 
und in Groß Flottbek sowie am Landesinstitut für Quali-
fizierung und Qualitätsentwicklung im Bereich digitale 
Medien, Informatik/Robotik und Maker-Education. Jan ist 
in der GEW Hamburg aktiv als Co-Sprecher der Fachgrup-
pe Grundschulen und als 2. Kassenverwalter. Seit 2022 ist 
er Mitglied im GPR und seit 2025 GPR-Vorsitzender. Er ist 
lautstarker und regelmäßiger Stadionbesucher beim FC 
St. Pauli. Seine Schwerpunktthemen sind Digitalisierung, 
Fortbildung, Arbeitszeit und die Regelanfrage.

Amrey Depenau 
ist Diplom-Handelslehrerin (Uni HH). Sie war ursprünglich 
Buchhändlerin, später Online-Redakteurin und Betriebs-
ratsvorsitzende des bundesweit ersten Online-Betriebs-
rates bei der Tomorrow Focus AG. Seit 2005 ist sie Lehrerin 
an der Beruflichen Schule City Nord (bzw. ihrer Vorgänge-
rin, der H20 Berufliche Schule Bramfelder See); hier ist sie 
Sprachbildungsbeauftragte. Amrey ist in der GEW aktiv 
als Vorsitzende der Fachgruppe Berufliche Schulen sowie 
in der AG Arbeitszeit. Seit 2025 ist sie Mitglied im GPR und 
hier seit Mai im Vorstand. Amrey ist seit 2004 Mitglied des 
FC St. Pauli mit aktiv genutzter Sadomaso-Dauerkarte, 
außerdem ist sie Fahrradaktivistin im ADFC Hamburg. 
In Altona, St. Pauli, Eimsbush, Barmbek – überall hat sie 
schon gewohnt, südlich der Elbe ist sie nun endgültig hei-
misch geworden. Ihre Schwerpunkthemen sind Berufliche 
Schulen, Fortbildung, Gesundheit und Arbeitszeit.

Daniel Heitmann
absolvierte zunächst seine Ausbildung zum staatlich 
anerkannten Erzieher an der Fachschule für Sozialpäda-
gogik II in Hamburg-Altona. Im Jahr 2008 schloss er eine 
Zweitausbildung zum IT-Systemelektroniker ab und war 
bis 2010 im 2nd Level-Support verschiedener Unterneh-
men tätig. Seit 2011 ist er in der Hamburger Schulbehörde 
beschäftigt, wo er als Erzieher in den Bereichen Inklusion 
und Ganztag eingesetzt ist – zunächst bis 2014 an der 
Grundschule St. Nikolai und seitdem an der Grundschule 
Arnkielstraße. Daniels Engagement in der Personalvertre-
tung begann 2013 mit der erstmaligen Wahl in den Schul-
personalrat. Nach einer weiteren Amtszeit ab 2018 ist er 
seit 2022 Mitglied des GPR. Seit Anfang 2026 gehört er dem 
Vorstand des GPR an und ist seit Mai 2026 sowohl Arbeit-
nehmer*innenvertreter als auch stellvertretender Vor-
sitzender des Gremiums. Seine Schwerpunktthemen sind 
insbesondere PTF (Ganztag, Inklusion, Schulsozialarbeit), 
TV-L und Digitalisierung. In der GEW Hamburg engagiert 
er sich als Fachgruppensprecher der Fachgruppe PTF, ist 
Mitglied im Landesvorstand und im Bundesfachgruppen-
ausschuss für sozialpädagogische Berufe.

Yvonne Heimbüchel
ist stellvertretende Vorsitzende in der GEW und seit 2025 
Mitglied des GPR-Vorstands. Sie beschäftigt sich insbeson-
dere mit Themen, die die Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten unmittelbar prägen. Zu ihren Schwerpunkten 
im GPR zählen der Arbeits- und Gesundheitsschutz, die 
Gestaltung von Arbeitszeitregelungen sowie der Schutz 
und die Stärkung von Mitbestimmungsrechten. Dabei ver-
tritt sie die Auffassung, dass guter Gesundheitsschutz weit 
mehr umfasst als die Einhaltung von Vorschriften. Arbeits-
belastung, Personalausstattung, psychische Gesundheit 
und die Frage, wie Arbeit langfristig gesund gestaltet wer-
den kann, gehören für sie untrennbar dazu. Ein weiteres 
zentrales Anliegen ist die Arbeitszeit. Ob Planungs- oder 
Abrechnungsmodell, Vereinbarkeit von Beruf und Privat-
leben oder die Vermeidung von Überlastung – für Yvonne 
sind Arbeitszeitregelungen kein rein organisatorisches 
Thema, sondern ein wesentlicher Bestandteil guter Arbeits-
bedingungen. Besonderes Augenmerk legt sie zudem auf 
den Schutz betrieblicher Mitbestimmung und gewerk-
schaftlicher Rechte. Handlungen von Dienststellen, welche 
die Personalvertretungen oder gewerkschaftliches Enga-
gement behindern – international häufig unter dem Begriff 
Union Busting zusammengefasst –, benennt die Gymna-
siallehrerin kritisch und setzt sich dagegen ein. Aus ihrer 
Sicht lebt eine funktionierende, wertschätzende Arbeitswelt 
sowie eine demokratische Schule von Beteiligung, Trans-
parenz und dem Recht der Beschäftigten, ihre Interessen 
organisiert zu vertreten.

Wir setzen uns 
für euch ein! 
GEW Hamburg GPR
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Der neu gewählte Vorstand des Gesamtpersonalrats 

 Jan Voss 

 Amrey Depenau   
 Daniel Heitmann 

 Yvonne Heimbüchel 

Der Gesamtpersonalrat (GPR) für das Personal an 
staatlichen Schulen ist frisch gewählt und konsti-
tuiert. In neuer Zusammensetzung in Gremium und 
Vorstand geht es nun weiter in den vielfältigen 
sachlichen Auseinandersetzungen mit der Dienst-
stelle. Neben dem gewohnten Alltagsgeschäft 
und den beständigen ›Großbaustellen‹ Digita-
lisierung und Arbeits- und Gesundheitsschutz 
wird der Themenbereich Arbeitszeit(-erfassung) 
sicher in den nächsten vier Jahren ein wichtiges 
Schwerpunktthema bilden. Auch bei der Kommu-
nikation des GPR mit den Beschäftigten und den 
schulischen Personalräten sowie bei der Aus-
stattung der Schulbeschäftigten mit geeigneten 
Endgeräten wollen wir vorankommen. Wir freuen 
uns auf die nächsten vier Jahre und halten euch 
auf dem Laufenden!



Politisch aktiv =  
beruflich ungeeignet?

Bericht zur Veranstaltung der Jungen GEW, 
die sich am 27. Mai an der Uni Hamburg  
kritisch mit der Wiedereinführung der Re-
gelanfrage auseinandersetzte

Estelle Severin für die 
Junge GEW/GEW Studis

Gleich zu Beginn unserer Veranstaltung ›Politisch aktiv = 
beruflich ungeeignet?‹ war klar, dass die Stuhlreihen nicht 
reichen würden. Das Thema der Wiedereinführung der Re-
gelanfrage hat einen Nerv getroffen, gerade bei jungen Men-
schen und Studierenden. Dazu haben wir Betroffene und 
Expert*innen eingeladen, die alle auf verschiedene Weise 
erfahren haben, was es heißt, wenn der Staat die politische 
Gesinnung zum Maßstab der beruflichen Eignung macht.

Deniz Çelik, Vizepräsident der Hamburgischen Bür-
gerschaft und Abgeordneter der Linken, beginnt 
mit seiner Geschichte. Er hatte letztes Jahr in einer 
Pressemitteilung öffentlich kritisiert, dass der Ver-
fassungsschutz sich demokratischer Kontrolle kom-
plett entziehe und das Vertrauen der Bürger*innen 
untergrabe. Die Formulierung »Schutz rechter Netz-
werke« wurde dabei vom Verfassungsschutz bean-
standet und jener forderte eine Unterlassungserklä-
rung. Für Çelik ein klarer Versuch, unbequeme Kritik 
mundtot zu machen. Doch Çelik wehrte sich, indem 
er Klage einreichte, woraufhin er eine Welle der So-
lidarität erlebte. Schließlich entschied das Gericht, 
dass die Pressemitteilung von der Meinungsfreiheit 
gedeckt sei. Ein Etappensieg, wie Çelik sagt, doch 
die Botschaft solcher Abmahnungen bleibe bedroh-
lich: »Solche Institutionen sorgen dafür, dass einige, 
die nicht privilegiert sind, eingeschüchtert werden 
und so eine Unterlassungserklärung vielleicht doch 
unterschreiben würden, obwohl sie theoretisch im 
Recht wären.« Wer keine Ressourcen, keine Rechts-
schutzversicherung, keine gewerkschaftliche Rü-
ckendeckung habe, knicke eher ein.

Für Celik ist die Regelanfrage nichts anderes als ein Sys-
tem des Generalverdachts. Der Verfassungsschutz verbrei-
te Misstrauen gegenüber der Gesellschaft. Çelik erinnert 
an die 1970er Jahre: Damals trafen Berufsverbote zu 90 % 

linke Aktivist*innen. Die Geschichte wiederhole sich und 
heute seien es die Arbeit gegen Faschismus, Antimilitaris-
mus und Klimaschutz, die kriminalisiert werden. Das sei 
eine »Riesensauerei«, denn wir brauchen kritische Stimmen 
in Bildung, Wissenschaft und Verwaltung, so Celik. Der In-
landsgeheimdienst, so sein Fazit, sei ein Fremdkörper in der 
Demokratie und gehöre abgeschafft.

Benjamin Ruß bringt die Sicht eines Betroffenen mit, 
der selbst durch die Regelanfrage in Bayern schika-
niert wurde. Der Geoinformatiker bekam keine Stelle 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl der 
TU München, aufgrund seiner Aktivität beim SDS 
und der Roten Hilfe. Er schildert das Kalkül, das hin-
ter einer solchen Praxis steckt. Nämlich eine Politik, 
die versuche, durch die Disziplinierung Einzelner 
ökonomische und politische Entscheidungen durch-
zusetzen, ohne auf offenen Widerstand zu stoßen. 
Benjamin erinnert daran, dass Hamburg bei der Re-
gelanfrage eine Vorreiterrolle einnimmt, denn in den 
1970ern wurde sie zuerst hier eingeführt und jetzt 

sei Hamburg mit dem aktuellen Gesetzesentwurf 
am schärfsten. Die autoritäre Zeitenwende, über die 
so viel gesprochen wird, finde längst statt und zwar 
nicht nur im Gesetz, sondern auch schon in den Ge-
richten. Er spricht von Massenkündigungen auf-
grund politischer Gesinnung und von Verfahren, die 
sich allein auf politische Äußerungen stützen. Wer 
Lehramt studiere, forsche oder lehre und zugleich 
politisch aktiv sei, für den werde der grundsätzlich 
garantierte Freiraum (die Wissenschaftsfreiheit) im-
mer enger.

Die Geschichte von Ahmad Othman zeigt, wie schnell poli-
tisches Engagement existenziell bedrohlich werden kann. 
Der IT-ler aus NRW gewann erst vor kurzem im April sei-
nen ersten Prozess im Kampf gegen seine Kündigung durch 
das Land NRW. Zuvor standen bei ihm plötzlich die Behör-
den vor der Tür: eine Hausdurchsuchung. Dann die Kündi-
gung, wobei sich die erste nach gerichtlicher Prüfung als 
nicht rechtens erwies. Eine zweite Kündigung wurde aus-
gesprochen und so das Verfahren in die Länge gezogen. 
Irgendwann nahm die Gegenseite die Berufung zurück. 
Ausgangspunkt war sein Engagement in der Palästina-So-
lidarität. Sein Arbeitgeber erklärt, dass Ahmad aufgrund 
seiner politischen Solidarität ungeeignet für seine Stelle als 
IT-Mitarbeiter sei und wirft ihm vor, sensible Daten durch 
seine Zugriffsmöglichkeiten zu missbrauchen. Besonders 
bitter war die Streichung sämtlicher Leistungen durch das 
Arbeitsamt nach seiner ersten Kündigung. Bis heute, selbst 
nach gewonnenen Gerichtsverfahren, hat Ahmad keine ein-
zige Zahlung erhalten. Zusätzlich wurde er in eine falsche 
Steuerklasse eingestuft, was für ihn eine höhere Steuerlast 
bedeutete. Für ihn ist das alles ein Ausdruck von Unterdrü-
ckung progressiver Kräfte, die sich gegen Rassismus einset-
zen. »Daher solidarisiert euch mit den Betroffenen und ver-
netzt euch mit allen, die von Berufsverboten betroffen sind 
und sein werden! Ihr seid nicht allein!«

Zu guter Letzt bringt Marleen Neuling von der Ver-
einigung demokratischer Jurist*innen juristisches 
Detailwissen ein. Mit viel Witz gab sie einen Abriss 
des Gesetzesentwurfs wieder und erklärte anschau-
lich, was man als Betroffene*r tun kann. Dabei nimmt 
sie auch noch einmal die Berufung des Verfassungs-
schutzes auf die FDGO (Freiheitlich-Demokratische 
Grundordnung) auseinander: Ein Rechtsbegriff sei 
das nicht, sagt sie, die FDGO sei nirgends abschlie-
ßend definiert. Das Bundesverfassungsgericht um-
schreibe diese als die elementare Grundordnung. 
1975 verlangte das Gericht von Beamten ein aktives 
Eintreten für die FDGO und 2017, im NPD-Verbots-
verfahren, wurden Menschenwürde und Demokra-
tieprinzip als Kern der FDGO herausgestellt. Für 
Marleen ist der Verfassungsschutz »total ungeeig-
net« als Bewerter demokratischer Gesinnung. Sie 
erinnert an die Beteiligung des Verfassungsschutzes 
im NSU-Komplex und stellt fest, dass der Inlands-

geheimdienst sich immer wieder neu legitimieren 
müsse und das geschehe nicht zuletzt durch spekta-
kuläre Berufsverbote.

Auf die Frage, wie weit das neue Gesetz zur Reform der Re-
gelanfrage fortgeschritten sei, antwortet Deniz Çelik verhal-
ten optimistisch. Die Initiative, getragen unter anderem vom 
Bündnis gegen Berufsverbote (an dem sich auch die GEW 
beteiligt) und den Gewerkschaften, habe einen Etappensieg 
errungen, doch der Gesetzgebungsprozess sei bloß verzö-
gert. Wir dürften nicht aufhören, diese Diskussion öffentlich 
zu führen. Denn ohne Druck von der Straße und aus den Be-
troffenenverbänden werde sich nichts bewegen. Eine ande-
re Wortmeldung lenkt den Blick auf die größeren politischen 
Zusammenhänge: Angesichts der zunehmenden Milita-
risierung der Gesellschaft sei Widerstand dringend nötig. 
Wo aber bleibe der? Çelik und Benni betonen, dass die Zei-
tenwende, die militärische Aufrüstung und die Einschrän-
kungen von Bürgerrechten zwei Seiten derselben Medaille 
seien. Die Regelanfrage sei ein Instrument, um Menschen 
vermeintlich ›loyal‹ zu machen und sie so zu trimmen, dass 
sie nicht aus der Reihe tanzen und weder Kapitalismus noch 
Ungerechtigkeitsverhältnisse in Frage stellen. Wer als Lehr-
kraft, Forschender oder Verwaltungsbeamte*r kritisch blei-
be, müsse mit Sanktionen rechnen, das schrecke viele schon 
im Vorfeld ab.

Am Ende des Abends überwiegt aber vor allem Ent-
schlossenheit und Vernetzungsbereitschaft. Eine 
Studentin aus der hinteren Reihe fasst das Ziel und 
die Motivation hinter dieser Veranstaltung gut zu-
sammen: Gerade jetzt in diesen Zeiten, in denen wir 
jungen Menschen immer mehr Repressionen er-
fahren, dürfen wir nicht aufhören, laut zu sein und 
müssen weiter auf die Regelanfrage aufmerksam 
machen. Gerade wir jungen Menschen sind diejeni-
gen, die die Gesellschaft für ein friedliches und soli-
darisches Miteinander braucht.

Der volle Saal und die vielen, die keinen Sitzplatz mehr fan-
den, lassen erahnen, dass die Regelanfrage und mit ihr auch 
der alte Geist der Berufsverbote zurück an der Tagesord-
nung sind. Aber: der Widerstand dagegen ist es auch. Wie 
stark er ist, hängt nicht zuletzt davon ab, ob es gelingt, die 
Betroffenen nicht isoliert dastehen zu lassen, ihre Geschich-
ten öffentlich zu machen und solidarische Netzwerke zu 
knüpfen. Der Abend war dafür ein eindrucksvoller Auftakt.

Berufsverbote Hochschule  Junge GEW/GEW Studis 

ESTELLE SEVERIN ist Sprecherin der GEW Studis 
Hamburg und in der GEW-AG Regelanfrage sowie im 

Bündnis gegen Berufsverbote engagiert.
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Gegen: Rechts-
ruck Für: Demo-
kratisierung Nie 
wieder Berufs- 
verbote!

Eure Redaktion  
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Berufsverbote Veranstaltungsreihe  AG Regelanfrage 

Am 28. September um 19 Uhr geht’s im 
Curiohaus weiter mit der von der AG Regel-
anfrage und hlz organisierten Veranstal-
tungsreihe gegen neue Berufsverbote: Wir 
sprechen mit Jutta Rübke und Wolfgang 
Knaus über die Aufarbeitung der Berufs- 
verbote in Niedersachsen.

Der bisherige Kampf gegen die drohenden Berufsverbote 
ist weiterzuführen – trotz der Verabschiedung des ›Gesetzes 
zum Schutz des öffentlichen Dienstes vor verfassungsfeind-
lichen Einflüssen‹ durch die Hamburger Bürgerschaft am 
17. Juni. Wir werden daher im September die im März mit 
Silvia Gingold, André Paschke und Olaf Schwede gestartete 
Veranstaltungsreihe fortführen (siehe hlz 5-6/2026, S. 13 ff.), 
die dieses Gesetz als Ausdruck der gegenwärtigen globalen 
Rechtsverschiebung begreift – und eben nicht als deren pro-
bates Gegenmittel. Die ›Regelanfrage‹ (das klingt so schön 
neutral) ist Ausdruck davon, dass die gesellschaftlichen Zu-
stände kälter, härter, autoritärer werden. Auch wenn ein rot-
grüner Senat immer wieder beteuert, dass sie etwas ganz 
anderes als der ›Radikalenerlass‹ sei – es gilt, mit dieser Rei-
he an die Kontinuitäten zu erinnern und die Vergangenheit 
aufzuarbeiten, mit Betroffenen, Historiker*innen, Politik-
wissenschaftler*innen, Philosoph*innen und Aktivist*in-
nen.  

Mit einem Inlandsgeheimdienst die Gefährdung 
unserer Demokratie an den ›Rändern‹, in den ›Min-
derheiten‹ zu suchen und die eigene Bevölkerung zu 
überwachen – das ist ein deutscher Sonderweg, eine 
der obrigkeitsstaatlichen Traditionen Deutschlands. 
Die Exekutive (nicht das Parlament) sortiert das po-
litische Vorfeld: Wer noch dazugehört und wer als 
›Feind‹ zu behandeln ist. ›Sozialistengesetze‹ reloa-
ded. Hier geht es um eine Logik der Prävention, die 
Emanzipation – das Abweichen von Tradition, von 
der etablierten ›Mitte‹ – als die Gefahr begreift. Über-
all sei die Mitte gefährdet: Das ist eine Verpolizeili-
chung der gesellschaftlichen Auseinandersetzun-
gen, eine Expansion des Misstrauens. Wir werden 
diskutieren, warum die herrschende Politik keine 
Lehren aus den späten 1970ern gezogen hat, als zu-
mindest in der Sozialdemokratie und bei den Libera-
len die ›Radikalenerlasse‹ als Irrweg, als Eskalation, 
als Unverhältnismäßigkeit reflektiert wurden. 

Die späten 1970er, das war das Ende von 1968, die Tendenz-
wende hatte beide etablierten Volksparteien erfasst. Ge-
teilte Diagnose: die »Unregierbarkeit« der bundesrepubli-
kanischen Bevölkerung. Ihre Taktik war mehr ›Führung‹: 
mehr Polizei, mehr Geheimdienst, mehr Eingriffe in die 
Grundrechte. Von beiden Volksparteien wurde ein »Sym-
pathisantensumpf« ausgemacht, der plötzlich gefährlich 
weit in diese ›Mitte‹ hineinragte. Beide bekämpften sich als 
vermeintliche Extreme und als die neue Mitte. Wenn wir 
uns die Gesellschaften anschauen, die kippen, dann sind es 
gerade die Kräfte in dieser Mitte, die maßgeblich an dieser 
Rechtsverschiebung beteiligt sind. Sie versprechen voll-
mundig eine Halbierung der AfD-Umfragewerte, aber ha-
ben sie zur stärksten Kraft gemacht. Und der Verfassungs-
schutz hat das legitimiert: Er hat seit seiner Gründung eine 
Bagatellisierung der rechten Kräfte gefördert, dabei rechte 
Kader alimentiert und die Gefahren der Linken übertrieben. 
Das bezeugt nicht nur die Zahl der tatsächlich durchgesetz-
ten Berufsverbote. Warum sollte sich bei diesem Dienst 
etwas verändert haben, der nie seine Fehler und Konflik-
te aufarbeiten musste, der aus jedem Skandal größer und 
mächtiger hervorging?

Auf solche Kräfte zu vertrauen, das sagt viel über 
diese Mitte selbst aus, die für sich die Rolle der ge-
mäßigten, vernünftigen Führung beansprucht. Die 
Öffentlichkeit nach ›rechts‹ zu verschieben, das 
heißt immer wieder: Mehr Sicherheit, mehr Priva-
tisierung, mehr Ungleichheit, höhere Profite. Mehr 
Heimat, Familie, Leistung, damals noch ›Rückschaf-
fung der Gastarbeiter‹, heute die Normalisierung der 
›Remigration‹. In einer solchen Verschiebung treten 
diese ›Werte‹ in gemäßigter Form auf, als frei von 
Ideologie oder Parteilichkeit, als Neutralität, als Er-
wachsenes. »Deutschland, aber normal!« 

Dagegen gilt es, die Kämpfe zu verbinden! Auf der Veranstal-
tung am Montag den 28. September um 19 Uhr im Curiohaus 
werden Jutta Rübke, ehemalige niedersächsische Land-
tagsabgeordnete der SPD, und ihr damaliger wissenschaft-
licher Mitarbeiter Wolfgang Knaus darüber berichten, wie 
sie die Berufsverbote in Niedersachsen aufarbeiteten und 
heute dort mit erneuten Berufsverboten konfrontiert wer-
den. Noch im Frühherbst wollen wir dann den Gewerk-
schafter Danial Bamdadi mit einem Buchladenkollektiv zu-
sammenbringen, um die Willkür des Verfassungsschutzes 
an diesen konkreten Fällen zu diskutieren. Wir freuen uns 
auf euch!

Montag, 28. September 2026 

19:00 Uhr | Curiohaus

Kein Sparen auf Kosten von Schü-
ler*innen mit Unterstützungsbedarf!

GEW Hamburg Inklusion Schulbegleitung

Die GEW Hamburg kritisiert die Kürzungen 
und geplanten Einschränkungen bei Schul-
begleitung

Die GEW Hamburg sieht die von der Schulbehörde ange-
kündigten Veränderungen bei der Schulbegleitung mit gro-
ßer Sorge. Nach Einschätzung der Bildungsgewerkschaft 
verbergen sich hinter den angekündigten »Anpassungen« 
erhebliche Einschränkungen bei den Unterstützungsleis-
tungen für Schüler*innen mit Behinderungen und beson-
derem Förderbedarf. Besonders kritisch bewertet die GEW 
Hamburg die Pläne, pädagogisch und sozialpädagogisch qua-
lifiziertes Personal künftig nur noch in Ausnahmefällen als 
Schulbegleitung zu bewilligen. Damit droht nach Auffassung 
der Gewerkschaft ein deutlicher Qualitätsverlust in einem 
Bereich, der für die erfolgreiche Teilhabe vieler Kinder und 
Jugendlicher am schulischen Leben unverzichtbar ist. Auch 
mögliche Einschränkungen individueller Unterstützung zu-
gunsten pauschaler oder gebündelter Lösungen müssen aus 
Sicht der GEW Hamburg sehr kritisch geprüft werden.

»Inklusion ist ein Menschenrecht und keine freiwilli-
ge Leistung, die je nach Haushaltslage gekürzt wer-
den kann. Wer qualifizierte Schulbegleitung zurück-
fährt und Unterstützung erschwert, verschlechtert 
die Bildungs- und Teilhabechancen der betroffenen 
Kinder und Jugendlichen. Gleichzeitig werden Lehr-
kräfte, pädagogische Fachkräfte und Schulen mit zu-
sätzlichen Herausforderungen allein gelassen«, er-
klärt Sven Quiring, Vorsitzender der GEW Hamburg. 
Die GEW Hamburg warnt davor, Schulbegleitung als 
bloße »nachrangige Hilfe« zu betrachten. Gerade für 
viele Schüler*innen mit Unterstützungsbedarf in der 
körperlich-motorischen Entwicklung, Autismus-
Spektrum-Störungen oder psychosozialen Unter-
stützungsbedarfen sei eine verlässliche und fachlich 
qualifizierte Begleitung eine zentrale Voraussetzung 
für gelingende Inklusion. »Hamburg braucht nicht 
weniger, sondern mehr Unterstützung für inklusive 
Bildung. Statt Leistungen einzuschränken, müssen 
die inklusiven Strukturen an den Schulen ausgebaut 
und ausreichend qualifizierte Fachkräfte gewonnen 
und gehalten werden«, so Quiring .

Die GEW Hamburg fordert die Schulbehörde auf, die ge-
planten Maßnahmen vollständig transparent zu machen, 
die vorgesehenen Kriterien und Verfahren offenzulegen und 

ihre konkreten Auswirkungen auf die betroffenen Kinder 
und Jugendlichen darzustellen. Das Recht auf inklusive Bil-
dung darf nicht durch Sparmaßnahmen ausgehöhlt werden. 

Zugleich unterstützt die GEW Hamburg die öffentli-
che Kritik an den geplanten Änderungen. Betroffene 
Familien, Fachkräfte und Unterstützer*innen haben 
eine Petition gegen die Kürzungen bei der Schulbe-
gleitung gestartet. Die GEW Hamburg ruft dazu auf, 
sich mit den Anliegen der Betroffenen auseinander-
zusetzen und die Debatte über die Zukunft der inklu-
siven Bildung in Hamburg aufmerksam zu verfolgen.

GEW Hamburg

 Hier geht’s zur Petition  
 ›Keine Kürzungen bei Schul- 

 begleitung in Hamburg‹ 

DGB Kundgebung: ›Nein!‹  

zum sozialen Kahlschlag!

Freitag, den 3. Juli 2026 15:30 am 

Speersort, zwischen Hauptkirche 

St. Petri und Domstraße. Wir stehen 

zusammen gegen Sozialabbau, 

gegen Spaltung und gegen Angriffe 

auf Beschäftigte – für Demokratie, 

für eine offene Gesellschaft und für 

eine gerechte Zukunft für alle! 
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Die Klimakrise stellt Gesellschaft, Politik und Bildung vor tief-
greifende Herausforderungen. Gleichzeitig nehmen Konflikte um 
Ressourcen, Energieversorgung und Umweltbelastungen welt-
weit zu. Die Reihe ›Expert*innengespräche zu Klima und Umwelt‹ 
greift aktuelle Fragen rund um Klimawandel, Nachhaltigkeit und 
gesellschaftliche Transformation auf und bringt wissenschaft-
liche Perspektiven mit praktischen Impulsen für den Unterricht 
zusammen. Im Austausch mit Wissenschaftler*innen werden 
zentrale Zusammenhänge diskutiert und Möglichkeiten auf-
gezeigt, wie diese Themen kritisch und handlungsorientiert in 
Schule und Bildung behandelt werden können. 

Die Veranstaltungen sind für 
Lehrkräfte als Fortbildung aner-
kannt bei Anmeldung im TIS des 
LI (ab August 2026). Anmeldung 
bei der GEW empfohlen unter 
info@gew-hamburg.de (ersetzt 
nicht die Anmeldung beim LI).

Mo, 14. September | 18:00 | Curiohaus 
Aktuell fließen erhebliche Mittel in die Auf-
rüstung und den Ausbau der Armee, während 
wichtige Maßnahmen zum Klimaschutz, Um-
weltschutz und zur Erhaltung der Biodiversität 
eingeschränkt werden. Zudem erhöhen militäri-
sche Einsätze den Ausstoß von CO2. Wie diese 
Problematik im Unterricht behandeln?
Podium: 

Dr. Angelika Claußen, Vorsitzende des 
International Physicians for the Prevention of 
Nuklear War (IPPNW), deutsche Sektion. Die 
IPPNW setzen sich seit über 40 Jahren gegen 
Kriegsgefahren und für Maßnahmen gegen den 
Atomkrieg ein. 1985 erhielten sie dafür den 
Friedensnobelpreis. 
Prof. Dr. Jürgen Scheffran, Hamburg, 
leitet die Forschungsgruppe ›Klimawandel 
und Sicherheit‹ (CLISEC) an der Universität 
Hamburg, die aus dem Klima-Exzellenzcluster 
der Universität hervorgegangen ist. Er hat sich 
insbesondere mit den ökologischen Folgen von 
Rüstung und Krieg beschäftigt. 

Di, 13. Oktober| 18:00 | Curiohaus 
Die Produktion und Nutzung von Kunststoffen nehmen überall auf der Welt weiter 
zu. Viele nur einmalig genutzte Verpackungen bestehen aus Materialien, die nicht 
biologisch verrotten, sondern in der Natur in Mikroplastik zerfallen und sich überall 
verbreiten – inzwischen nachweisbar selbst in Fischen am Südpol und in menschli-
chen Gehirnen. Die bisherigen Lösungsansätze, wie Verbrauchsreduktion und Recy-
cling, stoßen an ihre Grenzen: Nur ein kleiner Teil der Kunststoffabfälle wird tatsäch-
lich wiederverwendet, der Großteil wird verbrannt. Warum bieten Alternativen, wie 
etwa biologisch abbaubare Kunststoffe bisher keinen Vorteil und wie könnten hier 
Lösungen gefunden werden? Wie diese Problematik im Unterricht behandeln?
Podium: 

Dr. Moritz Jäger-Roschko, Hamburg, arbeitet im Konsumwende-Team  
von Greenpeace mit den Schwerpunkten Kreislaufwirtschaft und Plastik.  
Prof. Dr. Ing. Hans-Josef Endres leitet das Institut für Kunststoff- und 
Kreislauftechnik an der Uni Hannover. 

Mo, 5. Oktober | 18:00 | Curiohaus 
Bereits über 50 % des deutschen Strombedarfs werden durch 
erneuerbare Energien gedeckt, aber nur gut 20 % des gesamten 
Energiebedarfs. Zum Erreichen der Klimaneutralität sind also 
noch fast 80 % zu ersetzen – eine große Herausforderung, die 
auch von zunehmendem Widerstand begleitet wird. Wie ist 
Klimaneutralität trotz dieser Hürden möglich? Können wir durch 
›grünes Wachstum‹ die Emissionen ausreichend reduzieren? 
Braucht es andere Denkansätze, um Lebensqualität nachhaltig zu 
sichern? Wie diese Problematik im Unterricht behandeln?
Podium: 

Prof. Dr. Sighard Neckel, Soziologe, Uni Hamburg, zeigt auf, 
welche gesellschaftlichen Kräfte einer sozialökologischen 
Transformation entgegenstehen und was realistische Wege 
zu ökologischen und gesellschaftlichen Fortschritten sind.  
Dr. Ing. Ernst Schriefl, Wien, hat erforscht, ob und wie in 
Deutschland die Klimaneutralität trotz der großen Herausfor-
derungen erreicht werden kann. 

Aufrüstung und Klimawandel

Die unterschätzte Gefahr: Mikroplastik

Trotz aller Widerstände: Wie kann  
Klimaneutralität in Deutschland 
erreicht werden?

Aufgeben 
ist keine 
Option

Am 7. Mai 2026 demonstrierten Erzieher*in-
nen, Lehrkräfte, Fachschüler*innen, Eltern 
und Kinder mit einer Menschenkette gegen 
die geplante Schließung der vier Hamburger 
Praxisausbildungsstätten (PAS). Varsenik 
Vardanyan hat mit Nicole Stellbrink gespro-
chen, die diese Protestaktion organisiert hat. 

Kinder- und Jugendhilfe PAS

NICOLE STELLBRINK ist Erzieherin in der PAS Gerritstraße.  
VARSENIK VARDANYAN ist Referentin für Kinder- und 

 Jugendhilfe der GEW Hamburg.

Liebe Nicole, du hast die Menschenkette gegen die ge-
plante Schließung der PAS Gerritstraße organisiert. Wie 
hast du den Tag erlebt?

Nicole Stellbrink  Ehrlich gesagt, war ich vor allem 
erleichtert. Es war das erste Mal, dass ich eine sol-
che Aktion organisiert und angemeldet habe. Umso 
glücklicher war ich, dass alles so gut geklappt hat. 
Die Zusammenarbeit mit den Lehrkräften sowie den 
Schul- und Klassensprecher*innen war großartig. 
Alle haben mitgezogen und unglaublich viel Einsatz 
gezeigt.	

Was ist an diesem Tag passiert? 
Am 7. Mai wurde es bunt und laut in Altona. Rund 
300 bis 400 Menschen kamen zusammen: Fachschü-
ler*innen, Lehrkräfte, Erzieher*innen, Eltern, Kinder 
und Unterstützer*innen. Gemeinsam bildeten wir 
eine Menschenkette von der FSP2 an der Max-Brau-
er-Allee über die Holstenstraße und die Holstenbrü-
cke bis zur PAS Gerritstraße. So viele Menschen in 
eine Reihe zu bekommen, war nicht ganz einfach. 
Aber die Stimmung war fantastisch. Die Kinder hat-
ten riesigen Spaß mit ihren Trillerpfeifen und konn-
ten endlich einmal richtig laut sein. 

Gab es an dem Tag Solidarisierungen für euren Protest 
gegen die Schließung? 

Die Unterstützung war überwältigend. Die Nachbar-
schaftsinitiative ›Gemeinsam solidarisch‹, ver.di und 
die GEW waren dabei. Sogar Passant*innen reihten 
sich spontan in die Kette ein. Eine Schülerin sagte 
später: »Die Brücke hat gebebt.« Das beschreibt die 
Stimmung ziemlich gut.

Warum war diese Aktion aus deiner Sicht wichtig? 
Weil sie gezeigt hat, dass wir nicht allein sind. Die 
PAS Gerritstraße ist im Stadtteil beliebt und bekannt. 
Viele Menschen verstehen nicht, warum sie ge-
schlossen werden soll. Gemeinsam sichtbar zu wer-
den, laut zu sein und zu protestieren, hat Kraft gege-
ben. Diese Solidarität tat allen gut.

Und wie ging der Tag zu Ende? 
Nach der Aktion haben wir uns alle noch in der PAS 
getroffen. Es hatte fast Sommerfest-Feeling: Kuchen, 
Hotdogs, Gespräche und viele Begegnungen. Nach 
all der Aufregung war das ein schöner Abschluss.

Was nimmst du persönlich aus diesem Tag mit? 
Dass es sich lohnt, aktiv zu werden. In Aktion zu 
kommen, hilft dem Gemüt und der Sache. Das Bild 
der Menschenkette auf der Brücke werde ich nicht 
vergessen. Es hat gezeigt: Unsere Verbundenheit ist 
stark und Aufgeben ist keine Option.

Interview: Varsenik Vardanyan



Mut für eine 
Alternative!

Am 8. Juni 2026 übergab die GEW Ham-
burg der Hamburgischen Bürgerschaft die  
Petition für eine Ethik-Alternative zum  
Religionsunterricht.

Mit einer symbolischen Übergabe hat die GEW Hamburg 
gestern ihre Petition für eine Alternative zum Religions-
unterricht an die Hamburger Politik überreicht. Fast 5.000 
Unterstützer*innen haben die Forderung unterschrieben, 
Eltern und Kindern in den Klassen 1 bis 6 künftig eine ech-
te Wahlmöglichkeit zwischen dem Religionsunterricht ›für 
alle‹ und einem Fach Philosophie/Ethik zu ermöglichen. Ver-
treter*innen der GEW machten bei der Übergabe deutlich: In 
einer vielfältigen und weltanschaulich pluralen Stadt wie 
Hamburg braucht es ein Unterrichtsangebot, das allen Kin-
dern offensteht – unabhängig von religiöser Bindung oder 
persönlicher Überzeugung. Viele Eltern wünschten sich seit 
Jahren eine gleichwertige Alternative zum bisherigen Reli-
gionsunterricht. 

Die Unterstützung für die Petition zeigt, dass das Thema 
viele Menschen bewegt. Zahlreiche Unterzeichner*innen ha-
ben ihre Zustimmung nicht nur mit ihrer Unterschrift, son-
dern auch mit persönlichen Erfahrungen und politischen 
Forderungen verbunden. Das NDR Hamburg Journal be-
richtete unter dem Titel ›Lehrergewerkschaft fordert Ethik 
statt Religion bereits ab Klasse 1‹. Das Abendblatt berichtete 
bereits am 28. Mai: ›Religionsunterricht an Grundschulen in 
Hamburg: Muss mein Kind nicht teilnehmen?‹. 

Bei der Petitionsübergabe richtete unser Vorsitzender Sven 
Quiring folgende Worte an die Vorsitzende des Eingaben-
ausschusses: 

»Sehr geehrte Frau Abgeordnete Botzenhart, als Vorsit-
zender der GEW Hamburg möchte ich Ihnen als Vor-
sitzende des Eingabenausschusses der Hamburgischen 
Bürgerschaft eine Petition mit fast 5000 Unterzeicher*in-
nen übergeben. Gesammelt wurden sie auf der Petitions-
plattform OpenPetition, zu einem beträchtlichen Teil 
aber auch im direkten Gespräch auf Wochenmärkten, 
am Rande von Veranstaltungen. Gefordert wird eine 
Alternative zum Monopol des ›Religionsunterrichts für 
alle‹ in der Grundschule sowie den Klassen 5 und 6. Weit 
über die Hälfte der Bürger unserer schönen und welt-
offenen Stadt gehören keiner Religionsgesellschaft an, 
sind nicht gläubig. Sie können sich nicht entscheiden, 
ein Fach Philosophie/Ethik für ihre noch nicht religions-
mündigen Kinder zu wählen, weil es in Hamburg einfach 
nicht angeboten wird. Im Gegensatz zu den meisten 
Bundesländern, im Gegensatz auch zu den Jahrgängen 
7 bis 12/13 der Hamburger Schulen. Schlimmer noch, 
Hamburg informiert die entsprechenden Eltern nicht 

GEW Hamburg  AK Philosophie und Religion Kampagne Alternative zum Religionsunterricht
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GEW Hamburg

 Sven Quiring (Mitte) und der Arbeits-  
 kreis Philosophie und Religion überrei-  
 chen der Hamburger Bürgerschaft die  
 Unterschriften der GEW-Petition 

einmal seriös über ihr Grundrecht, sich für die Nicht-
Teilnahme am Religionsunterricht zu entscheiden.  

Vielleicht fragen sie sich, wie es zu der Zahl von 4720 
Unterzeichner*innen kommt: Sie hängt zusammen mit 
der Sorge vieler Eltern, dass es ihren Kindern schaden 
könnte, wenn ihre Ablehnung des Religionsunterrichts 
in der Schule bekannt wird, wenn sie ihr Recht auf Ab-
meldung durchsetzen. Klassenkamerad*innen fragen 
ihre Mitschüler*innen, Lehrer*innen machen vielleicht 
unvorsichtige Bemerkungen in der Klasse, warum eine 
Schüler*in während des Religionsunterrichts im Grup-
penraum der Nachbarklasse oder gar stillbeschäftigt 
in der Pausenhalle zubringt. Diese Sorgen haben uns 
vielfach erreicht, sind zum Teil auch im Internet doku-
mentiert. – Ich danke all den Unterzeichner*innen, den 
Aktiven in meiner Gewerkschaft und all den anderen 
Unterstützer*innen. 

Liebe Frau Botzenhart, wir setzen auf die Weisheit 
und den Mut des Eingabenausschusses, dem unbefrie-
digenden Zustand des Hamburger Religionsunterrichts 
der Religionsgemeinschaften mit seiner Selbstbezeich-
nung ›für alle‹ in den Klassen 1 bis 6 der Hamburger 
Schulen ein Ende zu bereiten.« 

Melanie W.: Als atheistische Familie 
müssen meine Kinder seit Jahren am Ham-
burger Religionsunterricht teilnehmen, der 
alles andere als ein sachlicher Infounter-
richt ist!!! Sätze wie «Gott ist allmächtig» 
musste mein Sohn aufschreiben. 

Andrea O.: Wir wurden über die 
Möglichkeit einer Abmeldung nicht 
informiert. Die Schulleitungen in der 
Grundschule und in der weiterführenden 
Schule haben darauf hingearbeitet, dass 
wir unseren Antrag auf Abmeldung vom 
Religionsunterricht zurückziehen. 

Jens S.: Ich selbst habe bei 
meinem Kind erlebt, dass 
Nicht-Religiöse keine Alter-
nativangebote erhalten. 

 Foto: GEW Hamburg 

Joachim T.: Mein Sohn besucht die 
vierte Klasse. In den letzten Schul-
jahren haben christliche Inhalte den 
Großteil des Lehrplans bestimmt. 
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Eine kritische Stimme 
für den Schulsport

Sport ist politisch – das hat Norbert Baumann 
vermittelt und gelebt. Am 9. März 2026 ist  
er gestorben. Nachrufe auf einen engagierten 
Gewerkschafter.

Adolf Stolze

Es gibt Nachrichten, die man niemals erhalten möchte, so 
auch die Nachricht, dass Norbert Baumann am 09. März 
2026 nach langer, unheilbarer Krankheit gestorben ist. Mit 
ihm verlieren wir einen Freund und Menschen, der durch 
seine Persönlichkeit und große Menschlichkeit in Erinne-
rung bleiben wird. Norbert wurde 1946 in Oldenburg gebo-
ren und ist dort bis zum Abitur zur Schule gegangen. Seine 
Leidenschaft für Sport, insbesondere für Basketball, hatte 
er früh entdeckt und seine sportliche Fähigkeit zielstrebig 
perfektioniert, so dass er eine Zeitlang mit Erfolg in der 
1. Bundesliga spielte. Von 1968 bis 1973 studierte er an der 
Universität Hamburg die Fächer Sport, Englisch und Sozi-
alwissenschaft. Schon früh engagierte er sich in studenti-
schen Vertretungen, um Studium, Politik und sportwissen-
schaftliche Erkenntnisse miteinander zu verbinden. Dieser 
Anspruch zog sich durch sein ganzes Leben. Als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter blieb er von 1973 bis 1976 an der Uni-
versität Hamburg und als Lehrbeauftragter an der Univer-
sität Bremen. Von 1973 bis 1974 führte er seine politischen 
Aktivitäten im Studentenparlament, im Akademischen 
Senat sowie im Studentenausschuss (AStA) der Universität 
Hamburg weiter. Im Referendariat und später auch in der 
Schule war er ein leidenschaftlicher Pädagoge und ein Vor-
kämpfer für freies und selbstbestimmtes Lernen. Er hat in 
seiner engagierten, aber leisen pädagogischen Arbeit stets 
die Kinder im Mittelpunkt gesehen und sie bestärkt, einen 
eigenen Lernweg zu finden. 

1975 ist Norbert in der GEW eingetreten. Von 1981 bis 
1992 war er Vorsitzender der Sportkommission in Ham-
burg und er prägte 40 Jahre lang maßgeblich die Arbeit im 
Bund als Vorsitzender und im Vorstand der GEW-Sportkom-
mission. Es ist ihm gelungen, eine lebendige Kommission 
aufzubauen, in der sich Teilnehmer*innen aus fast allen 
Bundesländern gemeinsam über Jahrzehnte hinweg für die 
Verbesserung des Sportunterrichts und des Schulsports 
mit all seinen Facetten einsetzten. Er war federführend an 
vielen Stellungnahmen, Erklärungen und Grundsatzpro-
grammen beteiligt und trug die kontinuierliche Arbeit der 
Sportkommission mit großem Engagement. Dabei ging sein 

Blick immer über den Unterricht hinaus. Die Anbindung an 
die bildungspolitischen Themen der GEW war ihm ebenso 
wichtig wie eine klare Positionierung zu gesellschafts- und 
sportpolitischen Themen, etwa zu Sport und Frieden, Um-
welt, Gewalt, Gesundheit oder zu Olympischen Spielen. Ein 
besonderes Anliegen war ihm, mit der These vom unpoliti-
schen Sport aufzuräumen. 

Auch während seiner späteren Zeit (ab 1991) im Sport-
amt Hamburg hat er durch neue Bildungspläne und Kon-
zepte für den Fortbildungsbereich deutlich gemacht, dass 
Bewegung, Spiel und Sport einen nicht zu ersetzenden Bei-
trag zur körperlichen, geistigen und sozialen Entwicklung 
der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenden leis-
ten. Die Interessenkonflikte, die es zwischen Gewerkschaft 
und Sportamt gab, waren für ihn nicht immer leicht zu lösen, 
konnten aber seine grundlegende gewerkschaftliche Hal-
tung nicht verändern. Seine letzte Arbeit für die GEW war 
die Erstellung der Geschichte des Ausschusses für Leibes-
erziehung/der Sportkommission: ›Eine kritische Stimme für 
den Schulsport‹. 

Nun ist diese kritische Stimme verstummt. Und doch 
bleibt etwas von ihr: die Haltung, der kritische Blick und der 
Anspruch, sich einzumischen. Norbert hat sich gewünscht, 
dass daraus neue starke Stimmen entstehen, die die Arbeit 
der Sportkommission weitertragen. 

Wir haben über dreißig Jahre gemeinsam und freund-
schaftlich-kritisch um die Sache gerungen, oft beim ostfrie-
sischen Tee eine gemeinsame Lösung gefunden, nur eines 
hat Norbert mir nie verziehen: dass ich Oldenburg in Ost-
friesland eingemeindet habe.  

GEW Hamburg Nachruf
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Mit großer Trauer habe ich erfahren, dass mein lieber Kolle-
ge Norbert Baumann gestorben ist. Ich kenne ihn schon seit 
ewigen Zeiten, hauptsächlich von gemeinsamen Aktionen 
der GEW, wie zum Beispiel der Aktion gegen die Lehrer*in-
nenarbeitslosigkeit in den achtziger Jahren. Richtig ken-
nengelernt habe ich ihn aber erst durch die Zusammenarbeit 
in der Betriebsgruppe Ruheständler*innen, die er durch sein 
Engagement und seinen Sachverstand immer wieder berei-
chert hat. Norbert war ein großer Vertreter der ›Mitmach-Ge-
werkschaft‹. Er machte sich stark für das ehrenamtliche En-
gagement in der GEW und suchte nach Möglichkeiten und 
Projekten, Kolleg*innen zum Mitmachen zu animieren und 
damit auch intensiv Mitgliederwerbung zu betreiben. 

Vor zehn Jahren, also 2026, war Norbert der größte Ini-
tiator des erste Aktionstages ›In alter Frische‹ der Betriebs-
gruppe Ruheständler*innen. Er leitete die Arbeitsgruppe 
zur Vorbereitung, plante und gestaltete die inhaltliche Aus-
führung und sorgte für eine ernsthafte Auswertung danach. 
Den Erfolg dieses Projektes erkennt man daran, dass in die-
sem Jahr bereits der vierte Aktionstag ›Weiter in neuer Fri-
sche‹ durchgeführt wurde. Zwischen 150 und 200 Kolleg*in-
nen aus dem Ruhestand haben diese Angebote, in denen in 
Workshops unterschiedliche Themen angeboten wurden, 
gern angenommen und in einem Bewertungsbogen für Fort-
setzungen gestimmt. 

Norbert fand es auch immer wichtig, sich mit der Poli-
tik der GEW kritisch auseinanderzusetzen. Deshalb regte 
er an, sich öfter mal in der kleinen Leitungsgruppe der Be-
triebsgruppe Ruheständler*innen im Niendorfer Gehege zu 
informellem Austausch zu treffen. Meistens landete man 
aber schnell im Café Corell, wo es sich beim Kaffeetrinken 
natürlich auch rege unterhalten ließ. Weiterhin unterstütz-
te und begleitete er federführend ein Treffen mit Kolleg*in-
nen aus den Bundesländern Bremen und Berlin und machte 
sich stark für eine erste Klausurtagung des Vorstandes der 
BG Ruheständler*innen, um die inhaltliche Arbeit voranzu-
treiben. Er hätte gern noch am Prozess der Organisations-
entwicklung in der Hamburger GEW mitgewirkt. Leider 
hat eine Krankheit sein großes Engagement gestoppt. Nun 
schaut er mit kritischem Blick von oben zu, was seine Ge-
werkschaft weiterhin so anstellt.

Ich werde ihn in unserer Arbeit sehr vermissen und im-
mer in guter Erinnerung behalten.

ADOLF STOLZE, ein langjähriger Mitstreiter und Freund. 

CHRISTEL SOHNS ist im Leitungsteam der  
Betriebsgruppe Ruheständler*innen engagiert.

Christel Sohns, auch im Namen  
der BG Ruheständler*innen

 Norbert Baumann  
 Foto: Renate Baumann 

*

*
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Pilotprojekt Flexible 
Oberstufe

Die von der GEW unterstützte Veranstal-
tung zum Pilotprojekt Flexible Oberstufe 
am 17. April in der Stadtteilschule Eppen-
dorf stieß auf großes Interesse von Ham-
burger Schulen. 

Dora Heyenn

An der Veranstaltung ›Pilotprojekt Flexible Oberstufe – Ein 
Weg für zukünftiges Lernen in Hamburg‹, organisiert von 
den Bildungsarbeitsgemeinschaften von SPD und GRÜNEN, 
nahmen 200 Personen teil. Der achtköpfigen Vorbereitungs-
gruppe, die aus Mitgliedern der beiden Parteien, der Ge-
meinnützigen Gesellschaft Gesamtschule (GGG) und der In-
itiative Flexible Oberstufe bestand, war ganz offensichtlich 
gelungen, mit ihrem Programm das Thema in die bildungs-
politische Debatte in Hamburg zu tragen. Die GEW setzt sich 
schon lange für eine Flexible Oberstufe ein und hat als Ko-
operationspartnerin die Veranstaltung unterstützt.

In ihrer Keynote hat Professorin Dr. Anne Sliwka 
vom Institut für Bildungswissenschaft der Universi-
tät Heidelberg mit ihrem Mitarbeiter anhand von in-
ternationalen Beispielen die Möglichkeiten für indi-
viduelle, zum Teil modularisierte Bildungswege und 
alternative Prüfungsformate vorgestellt. Der Beitrag 
erweiterte den Kompetenzbegriff und den Blick fürs 
Lernen im eigenen Takt. 

In sechs verschiedenen Hamburger Praxisimpulsen wurde 
aufgezeigt, dass auch innerhalb bestehender Oberstufen-
verordnungen kreativ neue Lern- und Prüfungsformate ent-
wickelt werden können, darunter Dalton-Pädagogik, selbst 
organisiertes Lernen in Lernlandschaften, Projektlernen in 
Selbstverantwortung und veränderte Prüfungsformate.  

Die Schulsenatorin Ksenija Bekeris ordnete das 
Modell in die bildungspolitische Perspektive ein. 
Sie zeigte sie sich offen für Neues und machte den 
Rahmen deutlich, innerhalb dessen sich ein solches 
Pilotprojekt bewegen sollte. Die Debatte um eine fle-
xible Oberstufe dürfe nicht Projektionsfläche für eine 
erneute Strukturdebatte in der Hansestadt werden. 
Aus ihrer Sicht sei das Zweisäulensystem mit G8 
an Gymnasien und neunjährigem Bildungsgang an 
Stadtteilschulen erfolgreich. Letztendlich müsse ein 
solcher Pilotversuch einen Beitrag zu mehr Chancen-
gerechtigkeit und zu mehr Demokratie leisten.

Besonders interessant für ein mögliches Pilotprojekt sind 
die unterschiedlichen Ausgestaltungen für eine Flexible 
Oberstufe, die in sechs ›Innovationsimpulsen‹ überwie-
gend von Vertreter*innen der Initiative Flexible Oberstufe 
vorgetragen wurden: Flexibilisierungsansätze in der Ein-
gangsphase, additive Aufteilungen von Prüfungsleistungen, 
jahrgangsübergreifendes Lernen bis hin zu alternativen 
Prüfungsformaten. 

Die Stadtteilschulen kamen über die Elternvertretun-
gen (GEST – Gemeinschaft der Elternräte an Stadt-
teilschulen) zu Wort. Der Vorstandssprecher Torsten 
Schütt schloss an die Senatorin an und erklärte, dass 
ein Pilotprojekt Flexible Oberstufe unterstützt werde. 
In Bezug auf die Gymnasien zeigte sich Arne Wolter 
von der Vereinigung der Leitungen Hamburger Gym-
nasien und Studienseminare (VLHGS) ebenfalls of-
fen für das Projekt. Im Nachgang wurde interessier-
ten Schulen die Gelegenheit gegeben, sich in einen 
Vernetzungsverteiler einzutragen, wenn sie weiter 
über ein mögliches Pilotprojekt Flexible Oberstufe 
in Hamburg informiert werden möchten. 25 Schulen 
(13 Stadtteilschulen, acht Gymnasien und vier beruf-
liche Schulen) haben ihr Interesse bekundet.

Im Koalitionsvertrag 2025–2030 steht: »Ein Pilotprojekt zur 
flexiblen Oberstufe wird mit interessierten Schulen auf den 
Weg gebracht.« Mit unserer Konferenz wollten wir die Um-
setzung des Koalitionsvertrages hinsichtlich des möglichen 
Pilotprojekts unterstützen. Die überwältigende Resonanz 
hat gezeigt, dass es in den Schulen in Hamburg ein großes 
Interesse an der Fortentwicklung von Lernprozessen gibt 
und eine überraschend hohe Zahl von Stadtteilschulen und 
Gymnasien im Austausch über Umsetzungsmöglichkeiten 
einer Flexiblen Oberstufe bleiben möchte. Die Senatorin hat 
Vertreter*innen der Planungsgruppe zu einem Gespräch in 
die Behörde eingeladen, um die Anregungen der Konferenz 
auszuwerten. Es geht also weiter!

Schulpolitik AntifaFlexible Oberstufe Veranstaltung ›Wie die AfD den Kulturkampf in die Schulen trägt‹  AG Aktiv gegen Rechts 
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DORA HEYENN ist Landesvorsitzende der 
SPD-Arbeitsgemeinschaft für Bildung (AfB).

 In diesem digitalen Dokument sind  

 die Inhalte der Praxis- und Innova-  

 tionsimpulse mit Protokollen sowie  

 die Keynote von Prof. Dr. Anne  

 Sliwka zusammengefasst: 

Schule als Kampffeld 
der AfD

Ein Rückblick auf die von der GEW-
AG Aktiv gegen Rechts mitorganisierte 
Veranstaltung ›Wie die AfD den Kultur-
kampf in die Schulen trägt – und was 
dagegen zu tun ist‹

Nathalie Meyer

Rund 60 Interessierte kamen auf Einladung der GEW Ham-
burg, der Linksfraktion und der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
Hamburg am 10. Juni 2026 ins Curio-Haus, um über eine 
Frage zu diskutieren, die angesichts der anstehenden Wahl 
in Sachsen-Anhalt immer drängender wird: Was passiert, 
wenn die AfD ihre völkisch-autoritäre Bildungspolitik in 
Schulen, Kitas und Hochschulen durchsetzen kann – und 
wie können wir dem wirksam entgegentreten?

Nach der Begrüßung durch Yvonne Heimbüchel für 
die GEW Hamburg führte Christiane Schneider von 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung Hamburg in das The-
ma ein. Mit Blick auf die anstehenden Landtagswah-
len in Sachsen-Anhalt am 6. September machte sie 
deutlich, wie konkret die Gefahr ist: Die AfD steht 
dort in Umfragen bei rund 42 Prozent. Eine Regie-
rungsoption ist keine abstrakte Drohung, sondern 
ein reales Szenario. Gerade Bildungspolitik wäre in 
einem solchen Fall besonders angreifbar. Denn vie-
le Regelungen im Schulbereich sind einfachgesetz-
lich oder über Verordnungen festgelegt und könnten 
vergleichsweise schnell verändert werden. Das ›Re-
gierungsprogramm‹ der AfD Sachsen-Anhalt macht 
deutlich, was den Schulen dort droht: Für die AfD ist 
Schule nicht einfach ein Ort des Lernens, sondern 
ein zentrales Kampffeld für nationale, völkische und 
autoritäre Ideologie.

Eva Gerth, Landesvorsitzende der GEW Sachsen-Anhalt, 
berichtete eindrücklich von der Situation vor Ort. Schon 
jetzt seien viele Lehrkräfte verunsichert und eingeschüch-
tert. Die Sorge ist groß, dass eine AfD in Regierungsverant-
wortung nach »trumpscher Manier« Fakten schafft. Beson-
ders gefährdet seien dabei Kitas, Schulen und Hochschulen, 
weil dort demokratische und pädagogische Grundlagen 
politisch schnell angegriffen werden könnten. Zugleich 
betonte Eva Gerth die Gegenwehr: So haben die demokra-
tischen Parteien in Sachsen-Anhalt die Landeszentrale für 
politische Bildung in der Landesverfassung abgesichert und 

gesetzliche Änderungen auf den Weg gebracht, um eine Blo-
ckade des Verfassungsgerichts durch die AfD zu verhindern. 
Die GEW bildet Multiplikator*innen aus, verteidigt Lehr-
kräfte über Personalräte und Rechtsschutz gegen Angriffe 
der AfD und arbeitet eng mit anderen Bildungsträgern und 
Einrichtungen zusammen. 

Prof. Dr. Rita Nikolai von der Universität Augsburg 
ordnete die bildungspolitischen Vorstellungen der 
AfD wissenschaftlich ein. Sie zeigte anhand von fünf 
Thesen, dass Bildungspolitik für die AfD ein zent-
rales symbolpolitisches Kampffeld ist. Hier werden 
Fragen von Zugehörigkeit, Identität, Demokratie und 
Erinnerungspolitik verhandelt. Schule wird von der 
AfD als ideologisches Projekt und Arena des Kultur-
kampfes verstanden: gegen Antidiskriminierung, 
gegen Vielfalt, gegen eine demokratische Migra-
tionsgesellschaft. Sie wies darauf hin, dass damit 
auch eine erinnerungspolitische Verschiebung ver-
bunden ist. Die Auseinandersetzung mit dem deut-
schen Faschismus soll zugunsten einer »positiven 
nationalen« Erinnerungskultur verdrängt werden, 
womit zentrale Lehren der Nachkriegspädagogik re-
lativiert werden. Sie machte deutlich, dass die AfD 
keine Reformpolitik betreibt, sondern auf eine ideo-
logische Neuausrichtung der Bildungs- und Schul-
politik abzielt. 

Für Hamburg berichtete Florian Schubert über das Bil-
dungsprogramm und die parlamentarische Praxis der AfD. 
Zwar trete die AfD Hamburg in ihrem Programm teils kon-
servativer und moderater auf als in Sachsen-Anhalt. Doch 
das ist kein Grund für eine Entwarnung. Auch in Hamburg 
hat die AfD bereits Schulen und Lehrkräfte angegriffen, 
etwa durch parlamentarische Anfragen, durch öffentliche 
Skandalisierung, durch das Denunziationsportal ›Neutrale 
Schule‹ und durch Kampagnen gegen einzelne Schulen, wie 
die Ida-Ehre-Schule oder die Schule in der Thadenstraße. 
Durch solche Angriffe wird eine Drohkulisse geschaffen, die 



Solidaritätserklärung der Teilnehmer*innen 
der Veranstaltung ›Wie die AfD den Kultur-
kampf in die Schulen trägt‹

Max Heckel ist Lehrer an einer Sekundarschule in Sten-
dal, Sachsen-Anhalt. Er wehrt sich gegen die Abmah-
nung, die das Schulamt Halle im Herbst 2025 auf Betrei-
ben der AfD gegen ihn verhängt hat. Das Schulamt wirft 
ihm Verletzung seiner Neutralitätspflicht vor, weil er sich, 
von Schüler*innen befragt, kritisch über die AfD geäußert 
hat. Zwar dürfen Schulen die ihnen anvertrauten Kinder 
und Jugendlichen nicht überwältigen. Eine Neutralitäts-
pflicht jedoch gibt es nicht; sie ist eine Erfindung der AfD 
zum Angriff auf demokratische Lehrkräfte.

Der Verfassungsschutz stufte 2023 die AfD Sachsen-
Anhalt als gesichert rechtsextremistische Partei ein. Das 
Verwaltungsgericht Magdeburg bestätigte in einem Urteil 
2025, dass sie eine Partei ist, die »eine kämpferisch-ag-
gressive Haltung gegenüber den elementaren Grundsät-

Lehrkräfte einschüchtern soll. Dies kann dazu führen, dass 
Lehrkräfte Themen wie Diversität, Integration oder Antiras-
sismus aus Angst vor rechten Angriffen meiden. 

Moderiert wurde die Veranstaltung von Sabine Rit-
ter für die Linksfraktion Hamburg. In der anschlie-
ßenden Diskussion mit dem Publikum ging es unter 
anderem um Schnittmengen und Unterschiede zwi-
schen konservativer Bildungspolitik und der Bil-
dungspolitik der AfD. Dabei wurde deutlich, dass 
es zwar zahlreiche Überschneidungen gibt, etwa 
bei dem Leistungsdenken oder der Kritik an einzel-
nen Lehrinhalten. Doch die AfD unterscheidet sich 
grundlegend durch ihre völkisch-autoritäre Ausrich-
tung. Ihr Ziel ist nicht eine andere Bildungspolitik, 
sondern der Umbau von Schule im Sinne rechter He-
gemonie. Gleichzeitig wurde betont, dass sich Ham-
burg nicht darauf ausruhen darf, dass die AfD hier 
weit von parlamentarischen Mehrheiten entfernt ist. 
Rechte Angriffe auf die demokratische Bildung fin-
den längst auch hier statt. Ihnen muss mit einer star-
ken politischen Bildung, Solidarität im Kollegium, 
Unterstützung für angegriffene Lehrkräfte und mit 
einer klaren Haltung gegen Rassismus, Antifeminis-
mus, Antisemitismus und autoritäre Bildungsvor-
stellungen begegnet werden. Die Veranstaltung hat 
einen konkreten Arbeitsauftrag unterstrichen: Die 
Verteidigung demokratischer Bildung ist eine drän-
gende Aufgabe für Gewerkschaften, Politik, Wissen-
schaft, Zivilgesellschaft und alle, die nicht zulassen 
wollen, dass die AfD ihren Kulturkampf in die Klas-
senzimmer trägt.

Als konkrete Hilfestellung wurde auf die Broschüre ›My-
thos Neutralität. Demokratie stärken und Haltung zeigen 
im Schulalltag‹ verwiesen. Zum Abschluss verabschiedeten 
die Teilnehmer*innen der Veranstaltung die nebenstehende 
Solidaritätserklärung an den Lehrer Max Heckel. Der Lehrer 
aus Stendal hat vom Schulamt Halle auf Betreiben der AfD 
eine Abmahnung erhalten, da er sich, von Schüler*innen be-
fragt, kritisch über die AfD äußerte. 
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Solidarität mit Max Heckel –  
Courage ist kein Dienstvergehen

Solidaritätserklärung der  
Betriebsgruppe der FSP2

Mit solidarischen Grüßen, die Betriebsgruppe der Fach-
schule für Sozialpädagogik in Hamburg-Altona (FSP2), 

Hamburg, den 16. Juni 2026.

Die Betriebsgruppe der FSP2 solidarisiert sich hiermit mit 
dem Kollegen Max Heckel aus Sachsen-Anhalt. Die Abmah-
nung gegen den Kollegen lehnen wir ab. Courage für Demo-
kratie und Menschenwürde zu zeigen ist kein Dienstverge-
hen!

Lehrkräfte sind nicht neutral und müssen es auch nicht 
sein. Im Gegenteil ist es unser Recht und unsere Pflicht für 
die demokratischen Rechte und Freiheiten im Grundgesetz 
einzutreten. Wenn Parteien mit menschenverachtenden 
»Re-Migrationskonzepten« die Würde des Menschen infra-
ge stellen, ist es unsere Aufgabe, das klar zu benennen und 
zu kritisieren. Das Konzept der Remigration, wie es auf der 
Potsdamer Konferenz von Rechtsradikalen verschiedener 
Couleur geplant worden ist, läuft auf eine Entrechtung und 
Vertreibung von unzähligen Menschen hinaus und ist klar 
verfassungsfeindlich. Hier gibt es nichts zu differenzieren 
und abzuwägen. Warum sollen Lehrkräfte dazu schweigen?

Seit Jahren wird mit ›Petz-Portalen‹ und anderen Kam-
pagnen Stimmung gegen couragierte Lehrkräfte gemacht. 
Im Fall des Kollegen Max Heckel wurde nun ein engagier-
ter Kollege zunächst denunziert und dann für Stimmungs-
mache im Wahlkampf instrumentalisiert. Wir erwarten als 
Lehrkräfte von unseren Dienstherren, dass sie diesen Ein-
schüchterungsversuchen beherzt und unzweideutig ent-
gegentreten! 

In vielen Bildungsplänen, Schulgesetzen usw.  steht, 
dass Schulen sich für Demokratie und gegen menschen-
feindliche Ideologien einsetzen sollen. Was sind diese Pa-
piere wert, wenn sie im entscheidenden Moment keine Rolle 
mehr spielen? Gelten diese Absichtserklärungen nur in den 
Sonnentagen der Demokratie? Gerade jetzt, wo rassistische 
und rechtsradikale Positionen wieder sagbar und wählbar 
scheinen, ist es notwendig, diese guten Vorsätze mit Leben 
zu füllen. Dafür stehen nicht nur, aber gerade auch wir Lehr-
kräfte. Dafür steht Max Heckel. Dafür verdient der Kollege 
keine Abmahnung, sondern eine Auszeichnung für seine 
Courage in stürmischen Zeiten.

zen der Verfassung« einnimmt und fortlaufend die grund-
gesetzlich garantierte Menschenwürde untergräbt. Diese 
AfD bedroht in ihren hetzerischen Reden in und außerhalb 
des Parlaments, mit ihren Kleinen Anfragen, ihren denun-
ziatorischen Beschwerden und nicht zuletzt mit ihrem ›Re-
gierungsprogramm‹ Lehrkräfte, die ihren Auftrag zu demo-
kratischer Erziehung ernst nehmen. Die Entscheidung des 
Schulamts gegen den Lehrer Max Heckel ist ein Damm-
bruch. Sie bestärkt die AfD und ermutigt sie zu weiteren An-
griffen auf unliebsame Lehrkräfte.

Wir Teilnehmer*innen der Veranstaltung ›Wie die AfD 
den Kulturkampf in die Schulen trägt‹ fordern das Schul-
amt in Halle auf, Rückgrat zu zeigen und die Abmahnung 
zurückzunehmen. Unsere Solidarität gilt Max Heckel und 
seinem Kampf für die Verteidigung der Demokratie. 

NATHALIE MEYER ist Juristin und Soziologin sowie Referentin für 
Innen-, Justiz-, und Religionspolitik bei der Linksfraktion Hamburg.

Antifa AfD Soli-Erklärungen Max Heckel

 ›Lehrkräfte gegen Rechts‹ auf der vom Ham-  
 burger Bündnis gegen Rechts organisierten  
 Demo für ein AfD-Verbot am 11. Mai 2025   Foto: Antje Géra 



Peter R. Hofstätter 
(Teil V): Keine  
«Distanzierung  
von Verbrechen 
des NS-Regimes» 

Peter Hofstätter war 1963 mit seiner öffent-
lichen Forderung nach einer Generalamnestie 
für alle Kriegsverbrecher auf große Empörung 
gestoßen. Durch Aktivitäten von Senatspres-
sesprecher Erich Lüth und anderen kamen in 
der Folge mehr Details über den Psychologie-
professor und seine NS-Vergangenheit ans 
Licht, was zu einem Disziplinarverfahren und 
einer Strafanzeige führte.

Hans-Peter de Lorent

Der Pressesprecher des Hamburger Senats Erich Lüth stand 
unter anderem in Korrespondenz mit dem Philosophiepro-
fessor Karl Jaspers, dem Doktorvater von Hannah Arendt. 
Jaspers hatte am 2. September 1963 bei Lüth angefragt, ob 
Hofstätter auf der Diskussionsveranstaltung an der Uni 
Hamburg (siehe hlz 5–6/2026) tatsächlich das gesagt habe, 
was die Medien, in diesem Fall auch die Stuttgarter Zeitung, 
am 22. August 1963 berichtet hatten. Lüth, den Jaspers nach 
einem Vortrag in Basel persönlich kennengelernt hatte, ant-
wortete ausführlich und gab die Aussagen Hofstätters wieder.

Lüth zitierte Hofstätter aus der Diskussion so: »Im wei-
teren Verlauf der Diskussion wies Herr Hofstätter im-
mer wieder darauf hin, daß durch Prozesse gegen nati-
onalsozialistische Mitwirkende der Judenvernichtung 
nichts im Sinne einer Bewältigung der Vergangenheit 
erreicht würde. Im Gegenteil, unbelehrbare Nazis wür-
den in ihrem Trotz nur bestärkt. Auf Vorhaltungen, daß 
alle Gewaltverbrechen vor das Gericht gehören und 
nach dem Gesetz abgeurteilt werden müssen, ging 
Herr Hofstätter nicht ein. Auch weitere Vorhaltungen 
[…], daß die Prozesse der historischen Wahrheitsfin-
dung zu dienen hätten, schlug Herr Hofstätter in den 
Wind. Immer wieder sprach er jedoch von Anhängern 
des Nationalsozialismus, auf die durch Fortführung 
der Prozesse keine belehrende oder heilende Wirkung 
ausgeübt werden könne. Psychotherapeutisch sei das, 
was man mache, falsch, umso mehr, als auch im Al-
ten Testament grauenhafte Vernichtungsmaßnahmen 
registriert worden seien, ohne daß die Kirche oder die 
Synagoge sich von ihnen distanziere.« Lüth wies dane-
ben auf Hofstätters Aufsatz in der Zeitschrift ›Deutsch-
lands Erneuerung‹ von 1941 hin.

Jaspers antwortete: »Was die Sache betrifft, so bin ich na-
türlich durchaus Ihrer Ansicht. Nur würde ich in der öffent-
lichen Diskussion trennen die Person (etwa den Ausdruck 
›Wirrkopf‹ meiden) von den Ungeheuerlichkeiten, in deren 
gedanklichen Entfaltung der Mann sich verfangen hat. Für 
diese hat er einzustehen.« Zugleich schrieb Jaspers: »Trotz-
dem bin ich besorgt wegen der verborgenen Instinkte und 
wegen der Unklarheit der Gefühle in breiten Kreisen.« Am 
17. September 1963, nachdem Lüth weiteres Material ge-
sandt hatte, stellte Jaspers fest: »Es ist erschreckend, was 
Sie mir mitteilen: dass junge Menschen, gar Teilnehmer 
eines christlichen Vereins, sich schon gegen die Fortsetzung 
der Kriegsverbrecherprozesse erklären. Hofstätter ist, wie 
mir deutlich wird, nur ein Anlass. Die Sache selber ist für 
uns Deutsche von allergrößter Bedeutung. Es sieht doch so 
aus, dass die Sache jetzt grundsätzlich durchgekämpft wer-
den muss, geistig in der Publizität, in Bezug auf Hofstätter 
als Symptom, wie sich Universität und Staat in einem sol-
chen Falle verhalten. Die Sache ist nach dem Gefühl sehr 
vieler Menschen ohne weiteres klar. Aber es scheint nicht 
einfach, sie deutlich zu formulieren. Das habe ich daran ge-
merkt, dass Hofstätter mich als Zeuge für sich genannt hat 
und die Soldatenzeitung das wiederholt. Man sieht, welche 
fast unbegreifliche Verdrehungen möglich sind, wenn Men-
schen nicht mehr denken.«

Zwischenzeitlich wandte sich der Hamburger GEW-
Vorsitzende Wolfgang Neckel, der ebenfalls im Juli 
1963 bei der Veranstaltung mit Hofstätter an der Uni 
Hamburg anwesend gewesen war, an Lüth und stellte 
fest, »daß gerade die Arroganz und die Nonchalance 
Herrn Prof. Hofstätters für mich als betrübliches Er-
gebnis der damaligen Aussprache in Erinnerung ge-
blieben sind«. Inzwischen hatte Bürgermeister Paul 
Nevermann erklärt, es werde disziplinarrechtlich 
untersucht; für die Vorermittlungen wurde Landge-
richtspräsident Dr. Clemens beauftragt.

Missbilligung durch den Senat
Am 21. November 1963 gab Erich Lüth für die staatliche Pres-
sestelle Hamburg unter der Überschrift ›Senat missbilligt 
das Verhalten Prof. Hofstätters‹ ein Schreiben von Senator 
Drexelius an den Professor wieder. Darin heißt es, daß die 
Vorermittlungen eingestellt seien, weil der Senat eine Diszi-
plinarstrafe »nicht für angezeigt« halte. Zugleich sprach der 
Senat eine Mißbilligung aus: Der Senat kritisiere nicht allein 
das Verhalten am Diskussionsabend vom 19. Juli 1963, son-
dern »die ganze Art«, wie Hofstätter in den letzten Monaten 
besonders brennende Fragen des politischen Zusammenle-
bens behandelt habe. Der Senat betonte, ein Hochschulleh-
rer sei »nicht von der Verpflichtung abgewogener, taktvoller 
und fundierter Behandlung von Problemen« befreit, be-
sonders bei Fragestellungen, die das persönliche Schicksal 
breiter Bevölkerungskreise berührten. Das Verhalten Hofs-
tätters habe dem Ansehen der Universität geschadet. Lüth 
erklärte: »Der Senat hat mich beauftragt, Ihnen deshalb eine 

Mißbilligung auszusprechen.« Hofstätter solle künftig »grö-
ßere Zurückhaltung« an den Tag legen.

Landgerichtspräsident Dr. Clemens leitete ab 13. 
September 1963 die disziplinarrechtlichen Vor-
ermittlungen gegen Hofstätter. Er begann mit einer 
ausführlichen Vernehmung Hofstätters und befragte 
zahlreiche Zeugen; allein die Zeugenaussagen er-
strecken sich über mehr als 50 Seiten. Am 14. Ok-
tober 1963 legte Clemens seine Bewertung vor, die 
formal gegen ein Disziplinarverfahren sprach, in der 
Sache aber zum Teil vernichtende Aussagen über 
den Charakter und die Professionalität von Hofstät-
ter enthielt. Zu Hofstätters Artikel ›Bewältigte Ver-
gangenheit?‹ schrieb Clemens: »So abwegig es nach 
meiner Meinung auch ist, eine Amnestie für dieje-
nigen zu fordern, die an den Vernichtungsaktionen 
des nationalsozialistischen Regimes teilgenommen 
haben, so wird man es doch angesichts des verfas-
sungsmäßig garantierten Grundrechts der freien 
Meinungsäußerung (Art. 5 GG) einem Beamten nicht 
als Pflichtwidrigkeit anrechnen können, daß er die-
se Forderung vertritt. Das dürfte umso mehr gelten, 
als der Justizminister des Landes Niedersachsen, 
Dr. Avid von Nottbeck, in einem Rundschreiben den 
Gedanken einer Amnestie verfochten hat.« Clemens 
fügte hinzu, daß die Veröffentlichung einer solchen 
»Befürwortung einer Amnestie für die furchtbars-
ten Verbrechen der deutschen Geschichte« in einer 
weitgelesenen Wochenzeitung »in weiten Kreisen, 
insbesondere bei den noch lebenden Verfolgten des 
nationalsozialistischen Regimes und den Hinterblie-
benen der Ermordeten, auf entschiedene Ablehnung 
stoßen und […] für die Bundesrepublik Deutschland 
ungünstige politische Reaktionen auslösen« würde. 
Verantwortungsbewusster wäre es gewesen, dieses 
Thema nur im privaten Kreis oder in einer wissen-
schaftlichen Zeitschrift zu erörtern. Gleichwohl hielt 
Clemens aufgrund von Art. 5 GG eine Bewertung als 
Dienstvergehen für nicht gegeben.

Desaströse Gesamtbeurteilung
In seiner inhaltlichen Kritik war Landgerichtspräsident Cle-
mens deutlich: »Hofstätter behandelt in diesem Artikel das 
komplexe Problem der unbewältigten Vergangenheit höchst 
oberflächlich und unwissenschaftlich, ja journalistisch im 
schlechten Sinne. Er offenbart auch durch die Art der Behand-
lung einen erschreckenden Mangel an politischem Instinkt, 
zumal er jede Auseinandersetzung mit den auf der Hand lie-
genden Gegenargumenten vermissen läßt und eine klare Dis-
tanzierung von den Verbrechen des NS-Regimes unterläßt.«

Die Einlassungen Hofstätters bei der Diskussions-
veranstaltung am 19. Juli 1963 bewertete Clemens 
»anders und ernster«. Clemens führte aus: »Wenn 
Hofstätter, wie man nach einigen Presseverlautba-
rungen über die Diskussion annehmen musste, die 
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von ihm in die Debatte geworfene These, die Tö-
tungen der Juden seien zumindest ab 1939 Kriegs-
handlungen gewesen (mit der logischen Folge ihrer 
objektiven Rechtmäßigkeit), als eigene Auffassung 
vertreten hätte, so wäre darin zweifellos ein unge-
wöhnlich schweres Dienstvergehen zu erblicken, das 
meines Erachtens mit der schärfsten Disziplinarstra-
fe, der Entlassung aus dem Dienst, geahndet werden 
müßte. Das ist jedoch nicht nur als nicht erwiesen, son-
dern als widerlegt anzusehen.« Mehrere Zeugenaus-
sagen belegten, daß Hofstätter die These lediglich als 
Hitler’sche Sicht eingebracht und später auf Nachfrage 
verneint habe, sie als eigene Auffassung zu vertreten.

Gleichwohl verurteilte Clemens das Auftreten Hofstätters 
in der Diskussion scharf: Er kritisierte, daß Hofstätter den 
Zeugen Goral als »Quatschkopf« tituliert habe, was er als 
»zumindest fahrlässiges Dienstvergehen« ansah. Insge-
samt habe Hofstätter sich »hochmütig und arrogant, wi-
derspruchsvoll, taktlos und zynisch verhalten, hat keiner-
lei Verständnis für die vom nationalsozialistischen Regime 
Verfolgten gezeigt und ist aalglatt klaren Stellungnahmen 
ausgewichen.« Besonders bedenklich sei eine zynische Be-
merkung gewesen: »Es war halt Krieg, da gehen halt welche 
drauf«, gesprochen vor zumindest einem Verfolgten (Arie Go-
ral) und vor Studenten. 

Auch Hofstätters Interviews wurden geprüft. Das 
Interview für die ›Deutsche National- und Soldaten 
Zeitung‹ könne laut Clemens – wie auch sein SPIE-
GEL-Gespräch – nicht als Dienstvergehen gewertet 
werden. Es beweise aber »angesichts des allgemein 
bekannten rechtsradikalen, wenn nicht neonazisti-
schen Charakter dieses Blattes erneut, daß es ihm 
[Hofstätter] an politischem Instinkt völlig mangelt. 
Aber weder dieser Mangel noch die zum Teil völlig 
abwegigen Ansichten [...] dürften als Dienstvergehen 
gewertet werden können.« Auch das SPIEGEL-Inter-
view, vor dem ihn der Rektor gewarnt hatte, könne 
»wohl nur aus seinem starken Geltungsbedürfnis zu 
erklären« sein.

Zwar gab es kein formales Disziplinarverfahren, sondern 
lediglich eine schriftliche Missbilligung für Hofstätters Per-
sonalakte. Aber welch desaströse Gesamtbeurteilung von 
Hofstätters Aktivitäten! Er konnte froh sein, dass diese den 
Senat »vertraulich und verschlossen« erreichte und nie ver-
öffentlich wurde.

Fortsetzung folgt!

HANS-PETER DE LORENT war von 1990 bis 1996 Vorsitzender der GEW 
Hamburg und von 1976 bis 1986 Redakteur und Redaktionsleiter der hlz.

Gekürzte Fassung aus: 
Hans-Peter de Lorent: Täterprofile, Band 2, Hamburg: Landeszentrale für 
Politische Bildung 2017, S. 742 ff., dort finden sich auch die ausführlichen 
Quellenverweise. Wir danken herzlich Manni Heede für die redaktionelle 
Mitarbeit bei dieser Serie!



Leitung: Sven Quiring, Frank  
Hasenbein u.a.
Kostenlos für GEW-Mitglieder und 
Nicht-Mitglieder inkl. Verpflegung

Gitarre lernen an einem Tag:  
Songbegleitung – ganz einfach! 
In diesem eintägigen Gitarrenlehr-
gang erarbeiten wir gemeinsam be-
liebte Songs für Jung und Alt – ideal 
für Pädagog*innen und musikalische 
Runden am Lagerfeuer.

Kurs I (10 bis 13 Uhr): Anfänger*in-
nen (für Teilnehmende ohne Vorkennt-
nisse und ohne Notenkenntnisse).

Kurs II (14 bis 17 Uhr): Fortgeschrit-
tene. Inhalte: Einstieg ins Folk-Picking 
(Hannes-Wader-Stil), Einführung in 
Plektrumspiel: Flatpicking/Crosspi-
cking, Festigung des Gelernten und 
Wunschthemen. Voraussetzungen für 
Kurs II: Sicheres Greifen und Wech-
seln der Akkorde C, D, E, F, G, A, H in 
Dur und Moll; mindestens ein An-
schlagsmuster im 3/4- und 4/4-Takt; 
mindestens ein Zupfmuster im 3/4- 
und 4/4-Takt; Kenntnisse der Tabula-
turenschrift.

Samstag 26. September,  
10 bis 13 bzw. 14 bis 17 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle
Leitung: Michael Kühl
Kostenanteil: 10 € inkl. Verpflegung 
(ermäßigt: 5 €, Nicht-Mitglieder: 50 €)

Gefühlsintensive Kinder verstehen 
Immer wieder begegnen uns im 
Arbeitsalltag Kinder, die besonders 
anstrengend und schwierig scheinen. 
In diesem Workshop lernen wir bio-
logische Hintergründe von Gefühlen 
kennen, um so ein tieferes Verständnis 
für Kinder mit einer intensiven Gefühls-
welt zu erlangen. Anhand dieser Infor-
mationen erarbeiten wir gemeinsam 

Strategien, wie wir im Arbeitsalltag 
kritische Situationen vermeiden und 
bei starken Gefühlsäußerungen, z. B. 
Wutanfällen, so reagieren, dass Bezie-
hungen gestärkt statt gestört werden.

Dienstag 29. September,  
18.30 bis 20.00 Uhr
Online-Seminar mit zoom
Leitung: Jette Buettler
Kostenlos für GEW-Mitglieder,  
nur für GEW-Mitglieder

Ansprache- und Argumentations-
training (Online-Fortbildung für 
junge GEW-Aktive)
Wie begeistern wir Kolleg*innen für 
die GEW – schnell, überzeugend und 
authentisch? In dieser kompakten 
Online-Fortbildung für junge Aktive 
stärken wir eure Fähigkeiten für kurze 
Ansprachen, spontane Gespräche und 
klar strukturierte Argumentationen. 
Ob im Team-Meeting, bei Aktionen 
oder im direkten Austausch: Wir üben 
gemeinsam, wie ihr eure Botschaften 
wirkungsvoll auf den Punkt bringt und 
souverän auftretet.
Inhalte: Auftritte und Ansprachen 
schnell und strategisch vorbereiten; 
Argumente und Kernbotschaften ent-
wickeln, die Kolleg*innen begeistern; 
Widersprechen und sich gegen Kritik 
verteidigen; Umgang mit Aufregung 
und Lampenfieber
Das Training ist praxisorientiert, inter-
aktiv und bietet Raum für eure eigenen 
Beispiele aus dem GEW-Alltag.

Donnerstag 8. Oktober 2026,  
18 bis 20 Uhr
Online-Seminar mit Zoom
Leitung: Emily Laquer
Kostenlos für GEW-Mitglieder,  
nur für GEW-Mitglieder

Gespräche und Verhandlungen 
smart führen
Wer Gespräche und Verhandlungen 
gekonnt führen kann, hat bessere 
Chancen, seine Vorstellungen durch-
zusetzen. Im Seminar lernen wir, 
gekonnt Argumente auf unterschiedli-
che Persönlichkeiten und Situationen 
zuzuschneiden und anzuwenden. Auf 
der Gesprächs- und Beziehungsebene 
wenden wir Strategien an, um guten 
Zugang zum Gegenüber zu bekom-
men, die eigene Sichtweise psycho-
logisch zu stützen und den Gesprächs-
partner*innen an entscheidender 
Stelle Brücken zu bauen, um so noch 
bessere Ergebnisse zu erzielen. 

Samstag 12. September, 10 bis 18 
Uhr Hamburg, GEW-Geschäftsstelle
Leitung: Annette Schulze
Kostenanteil: 10 € inkl. Verpflegung 
(ermäßigt: 5 €, Nicht-Mitglieder: 50 €)
 

Personalisiertes Lernen  
und Lerncoaching 
Eine neue Lernkultur – persona-
lisiertes Lernen am Beispiel der 
Alemannenschule Wutöschingen: 
Die Schmetterlingspädagogik der 
Alemannenschule verbindet selbst-
organisiertes Lernen mit Lernen durch 
Erleben. Sie macht aus Schulen Orte 
des Lernens, in denen Kinder und 
Jugendliche mit Freiheit und Struktur 
selbstwirksam, kompetenzorientiert 
und mit Freude lernen. Im 2-stündi-
gen Online-Seminar geben Claudia 
Schwegmann und Antje Schierhorn 
(SoulTeachers) einen lebendigen Ein-
blick in personalisiertes Lernen – klar, 
praxisnah und inspirierend.

Dienstag 15. September,  
17.30 bis 19.30 Uhr
Online-Seminar mit Zoom
Leitung: Antje Schierhorn & Claudia 

Schwegmann (SoulTeachers)
Kostenlos für GEW-Mitglieder,  
nur für Mitglieder

Gendersensibel und demo- 
kratisch unterrichten
Schule spiegelt im Kern unsere diver-
se Gesellschaft wider und hat den kla-
ren Auftrag, zur freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung zu erziehen. 
Hierzu gehört es auch, Vielfältigkeit 
erkennbar zu machen und dadurch 
die Schulkultur mit unseren diversen 
Schüler*innen und auch Kollegien 
sichtbar zu machen und zu stärken. 
Mit dem Seminar nähern wir uns ge-
meinsam dem Thema Demokratie-
bildung und Diversität an Schule am 
Beispiel von geschlechtergerechter 
Schule und Schulentwicklung an.

Donnerstag 17. September,  
16.30 bis 19.30 Uhr
Hamburg, Curiohaus
Leitung: Annette Nordhoff
Kostenlos für GEW-Mitglieder 
(Nicht-Mitglieder 20 €)

Aktiv werden in der GEW Hamburg
Lust, gemeinsam etwas zu bewegen? 
Diskussionen und Aktionen für ge-
rechtere Bildung anzustoßen und mit 
anderen gemeinsam spannende Pro-
jekte voranzutreiben, ist unser Mittel 
gegen Vereinzelung und Frust. An die-
sem Nachmittag stellt sich die GEW 
Hamburg vor: Wie tickt die GEW? Wo 
bietet sich ein Einstieg? Wer sind die 
Ansprechpersonen? Welche aktuellen 
Themen und Diskussionen gibt’s bei 
der GEW? Eine Veranstaltung in lo-
ckerer Atmosphäre, für leckere Snacks 
und Getränke ist gesorgt.

Donnerstag 24. September 2026,  
17 bis 19.30 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle

gba-Seminare Leser*innenbriefe

 Weitere Infos und Seminarangebote 

Für bessere Bedingungen  
in allen Kitas 
(hlz 5-6/2026, S. 28 f.,  
Wir werden weiterkämpfen!)

Liebe Redaktion,
euer Interview wie auch schon die 
Petition zum Erhalt der PAS machen 
mich wegen ihrer Arroganz sehr 
wütend. Danke Margit (ehemalige Er-
zieher*in), sie allein bringt es auf den 
Punkt! Es kann nicht darum gehen, 
vier privilegierte Kitas zu erhalten, 
sondern alle Hamburger Kitas an-
gemessen auszustatten. Dafür sollte 
sich auch die GEW stärker einsetzen! 
Ich habe 30 Jahre lang in einer dieser 
diffamierten Kitas Praktikant*innen 
ausgebildet, unter beschissenen Be-
dingungen, aber trotzdem auf höchs-
tem Niveau. Und ganze Klassen der 
FSP und Studierende der Erziehungs-
wissenschaften waren oft bei uns zu 
Gast, um Einblicke in unsere diskri-
minierungsfreie und antirassistische 
Arbeit zu erhalten. Ich weiß von sehr 
vielen anderen SOAL-Kitas, dass auch 
dort auf reflektiertes pädagogisches 
Selbstverständnis, eine der Partizipa-
tion und den Themen der Kinder ange-
passte Fachraum- und Materialgestal-
tung, wahrnehmende Beobachtungen 
und aussagekräftige Dokumentation, 
Inklusion, Elternzusammenarbeit, 
Naturbezug und gesunde Ernährung 
selbstverständlich großen Wert gelegt 
und wegen der bewussten Haltung in 
den Teams und unglaublich großem 
Engagement umgesetzt wird. Ich kann 
die Entrüstung über den Umgang der 
HIB mit den PAS sehr gut verstehen. 
Ich hatte in enger Nachbarschaft mit 
der Kita Gerritstraße immer einen 
guten und respektvollen Austausch 
und fände die Schließung dieser 

 hlz@gew-hamburg.de 

64 65hlz Juli–September 2026  hlz 7–9 | 2026

großartigen Kita völlig daneben. Aber 
gerade in diesen Zeiten sollten wir 
zusammenhalten und gemeinsam für 
verbesserte Bedingungen in ALLEN 
Kitas kämpfen.

Elke Straub, Rentnerin,  
ehemals Kinderladen Maimouna

Liebe Elke Straub, 
herzlichen Dank für Deine Zuschrift. 
Dass Du das Interview und die Petition 
als »arrogant« empfindest, bedauern 
wir, können es aber auch nicht nach-
vollziehen. Wir sind in dem Punkt bei 
Dir, dass sich die GEW für den Erhalt 
und für gute Bedingungen in allen 
Kitas einsetzen sollte – das tut sie 
aber auch, das kann ich aus meinem 
Überblick über die Gremienbeschlüs-
se und politischen Aktivitäten sehr 
deutlich so sagen. Politisch sollten 
die Kitas nicht gegeneinander ausge-
spielt werden – das ist, was der Senat 
hier macht. Es wurde in den Texten 
auch keine andere Kita »diffamiert« 
– es wird sehr klar zum Ausdruck 
gebracht, dass die besonders gu-
ten (Ausbildungs-)Bedingungen für 
ALLE Kitas wünschenswert sind. Die 
werden aber nicht dadurch geschaf-
fen, dass man die PAS schließt. Dass 
die PAS aktuell in der hlz mehr im 
Fokus stehen, hat vor allem auch mit 
der Solidarität gegenüber den von der 
Schließung betroffenen Kolleg*innen 
zu tun und der Unterstützung ihrer 
Kämpfe, für die wir – wie für alle (!) 
kämpfenden und sich wehrenden Kol-
leg*innen – großen Respekt haben!

Herzliche Grüße,  
Antje Géra für die Redaktion



 Referat F 

 Junge GEW und GEW Studies 

 FG Gymnasien 

 FG Hochschule und Forschung 

 BG Ruhestand 

 FG PTF soz.-päd. Personal an Schulen 

 AJuM – AG Jugendliteratur u. Medien 

 Referat B Bildungspolitik, -finanzierung, FG Grundschule, AG Vorschule,  
 FG Stadtteilschulen, FG Berufliche Schulen, FG Kinder- und Jugendhilfe,  
 Kita Netzwerk, FG Sonderpädagogik, AG Bildung statt Kinderarbeit,  
 Ausschuss für Friedensbildung, Sportausschuss, AG Kindheitspädagogik,  
 Bildungsclub, AG Queere Lehrer*innen, AG Schwerbehinderte u. chronisch Kranke,  
 AG Dienstunfähigkeit und alternative Beschäftigung, LAMBDA – Landesausschuss  
 für Migration, Bleiberecht, Diversität und Antirassismus 

Gruppe Gewerkschaftliche Bildung
Wir treffen uns unregelmäßig aber effektiv. Wir  
freuen uns über die Teilnahme von Interessierten.  
Info: Wolfgang Szepansky mailto: info@szepansky.de

GEW-Termine  
07–09/2026
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Florentine Sießegger 
ist Illustratorin und Malerin aus Ham-
burg. Im Zentrum ihrer Arbeit stehen 
gesellschaftliche Fragen, politische 
Zusammenhänge und die Suche nach 
Bildern für Wandel und Zusammen-
leben.
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Gesund in den Ruhestand!
Wir bieten euch an, in einem persönlichen Gespräch  

u. a. über folgende Fragen zu informieren:

Wie kann ich meine Gesundheit erhalten und stärken? Inwieweit kann ich dabei 

die Unterstützung durch Einrichtungen der Behörden erwarten? Wie und wo kann 

ich die Feststellung einer Schwerbehinderung beantragen? Wann kann ich in den 

Ruhestand gehen? Habe ich meine rentenrechtlichen bzw. versorgungsrechtli-

chen Zeiten geklärt? Wie berechnet sich meine Altersversorgung?

Die GEW bietet in ihrer Geschäftsstelle, Rothenbaumchaussee 15, eine kostenlo-

se persönliche Beratung zu diesen und ähnlichen Fragen an. Ruhestandsberatung 

am Dienstag, den 25. August und 22. September, jeweils 15 bis 17 Uhr. Das An-

gebot richtet sich sowohl an Arbeitnehmer*innen als auch an Beamt*innen.

KARIN HUFERT, ehrenamtliche Beraterin, Mitglied der GEW




